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VORWORT  

Der erste Oberhausener Sozialbericht 2017 

konnte dazu beitragen, dass die vielfältigen 

Lebenslagen, in den sich die Oberhausener 

Einwohner*innen befinden, besser sichtbar 

werden. Dabei stehen besonders die Men-

schen im Fokus, die einem erhöhten Risiko für 

Armut und soziale Ausgrenzung ausgesetzt 

sind. Neben materiellen Unterversorgungsla-

gen erfahren sie in ihrem Alltag häufiger Be-

nachteiligungen, die sich auf ihre Bildungs- 

und Gesundheitschancen, ihre Chancen am 

Arbeitsmarkt und ihre gesellschaftliche Betei-

ligung auswirken. Langfristig können diese 

Benachteiligungen zur Reproduktion und Ver-

erbung von Armut beitragen. 

Die Stadt Oberhausen hat es sich zur Aufgabe 

gemacht, die Chancengleichheit der Ober-

hausener Einwohner*innen zu verbessern. 

5ŀōŜƛ Ƙŀǘ ǎƛŎƘ α¦ngleiches ungleich behan-

ŘŜƭƴά ŀƭǎ ƘƛƭŦǊŜƛŎƘŜǎ [ŜƛǘǇǊƛƴȊƛǇ ŜǊǿƛŜǎŜƴΣ ǳƳ 

die Wirksamkeit von Sozialpolitik zu steigern. 

Dabei ist nicht nur der Status Quo der Vertei-

lung von Armutsrisiken von Interesse, sondern 

auch deren Entwicklung. 

Mit dem Sozialbericht und den Sozialindices 

werden die ganz unterschiedlichen Sozial-

strukturen und Armutsrisiken im Oberhause-

ner Stadtgebiet und auch deren Entwicklung 

transparent dargestellt. Damit wird eine da-

tengestützte Steuerungs- und Entscheidungs-

grundlage für Verwaltung, Politik und die viel-

fältige Oberhausener Träger*innenlandschaft 

geschaffen, mit der knappe Ressourcen dort 

eingesetzt werden können, wo sie am nötigs-

ten gebraucht werden.  

So wurde auch der erste Sozialbericht inner-

halb der Verwaltung und von Wohlfahrtsträ-

ger*innen dazu genutzt, um Förderanträge zu 

stellen und zusätzliche Ressourcen zu akqui-

rieren.  

Besonders können wir uns auch über eine 

verbesserte Übersicht über die Vielfalt der 

verschiedenen Akteur*innen in den Ober-

hausener Sozialquartieren freuen, die in ganz 

unterschiedlicher Weise zur Verbesserung der 

Teilhabechancen der Bürger*innen beitragen. 

Große Fortschritte auf diesem Gebiet wurden 

im Rahmen der Sozialraumkonferenzen ge-

macht, welche in Oberhausen seit 2019 als 

α9ȄǇŜǊǘϝƛƴƴŜƴŘƛŀƭƻƎŜά ōŜƪŀƴƴǘ ǎƛƴŘΦ Neben 

einer besseren Vernetzung der in den Sozial-

räumen aktiven Fachakteur*innen, wird mit 

ŘŜǊ ±ŜǊŀƴǎǘŀƭǘǳƴƎǎǊŜƛƘŜ ŘŜǊ {ŎƘǊƛǘǘ αǾƻƴ 5a-

ǘŜƴ Ȋǳ ¢ŀǘŜƴά ƎŜƎŀƴƎŜƴΦ !ǳǎƎŜƘŜƴŘ Ǿƻƴ Řa-

tenbasierten Erkenntnissen werden auf die-

sem Wege lebensnahe und passgenaue Hand-

lungsansätze entwickelt und bestehende ge-

fördert oder angepasst.  

Mit dem nun zweiten vorliegenden Sozialbe-

richt wird eine aktualisierte Steuerungsgrund-

lage für alle interessierten Akteur*innen gebo-

ten, die ebenso vielfältig genutzt werden kann 

wie der erste Sozialbericht.  

Ich bedanke mich herzlich bei allen beteiligten 

Mitarbeiter*innen, die zur Erstellung des Be-

richtes beigetragen haben. 

Oberhausen, Oktober 2020 

 

 

 

 

Frank Motschull 

Beigeordneter für Soziales, Bauen, Wohnen 

und Recht der Stadt Oberhausen 
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 EINLEITUNG 1

In zahlreichen großen Städten in Deutschland 

und besonders im Ruhrgebiet wohnen viele 

Menschen, die sich in Lebenslagen mit erhöh-

tem Risiko für Armut und soziale Ausgrenzung 

und mit vielfältigen Unterstützungsbedarfen 

befinden; so auch in Oberhausen.  

Überregionale Untersuchungen, wie bspw. die 

bundesweite Armuts- und Reichtumsbericht-

erstattung, aber auch kommunale Analysen 

wie der erste Oberhausener Sozialbericht 

2017 zeigen, dass sich die Betroffenen nicht 

nur ungleich auf Städte und Regionen vertei-

len, sondern auch innerhalb der Stadtgebiete.  

Gesellschaftliche Entwicklungen, wie der de-

mografische Wandel oder der Zuzug von Ge-

flüchteten aus dem Ausland, aber auch Prob-

lemlagen, wie Kinderarmut, Langzeitarbeitslo-

sigkeit und Altersarmut werden in einigen 

Regionen und Stadtteilen deutlicher sichtbar 

als in anderen. Die zunehmende gesellschaftli-

che Spaltung stellt die bundesweite, aber be-

sonders die kommunale Sozialpolitik vor im-

mer komplexere Herausforderungen. Die fi-

nanzielle Bedeutung der Sozialpolitik für 

kommunale Haushalte wächst dadurch stetig. 

Die Ruhrgebietskommunen verzeichnen seit 

Jahren steigende Sozialkosten und tragen eine 

deutlich überproportionale Sozialausgabenbe-

lastung. Die Netto-Auszahlungen für die Sozi-

al- und Jugendhilfe je Einwohner*in liegen 

deutlich über dem Durchschnitt der westdeut-

schen Flächenländer (vgl. Junkerheinrich, et 

al., 2018 S. 26)Φ α5ƛŜǎ ŎƘŀǊŀƪǘŜǊisiert das Ruhr-

gebiet als die Region mit der höchsten sozia-

ƭŜƴ tǊƻōƭŜƳŘƛŎƘǘŜ ƛƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘά όŜōŘΦ {Φ 

74). 

Ein Weg, den die Kommunen selbstständig 

gehen können, um nicht nur die Sozialausga-

ben zu senken, sondern auch die Lebenslagen 

der Einwohner*innen zu verbessern, ist die 

Wirksamkeit der kommunalen Sozialpolitik zu 

erhöhen. Dies spart, bspw. durch eine erfolg-

reichere Rehabilitation von Leistungsempfän-

ger*innen, Folgekosten (vgl. ebd. S. 30). Über-

dies ermöglicht es den Betroffenen eine 

selbstbestimmte und unabhängige Lebensfüh-

rung.  

Im Oberhausener Stadtgebiet arbeiten mehre-

re hundert Institutionen und Akteur*innen 

direkt und indirekt daran, die Lebenslagen und 

Teilhabechancen der Oberhausener Bür-

ger*innen zu verbessern. Sie liegen in ganz 

unterschiedlicher Trägerschaft und sind in 

unterschiedlichem Maße flexibel und an ver-

änderte Bedarfslagen anpassbar.  

Um ein vielfältiges aber bedarfsgerechtes 

Angebot für alle Stadtgebiete zu fördern, soll 

die integrierte Sozialplanung und Sozialbe-

richterstattung Träger*innen unterstützender 

Maßnahmen und Fachplaner*innen die 

Standort- und Bedarfsanalyse vereinfachen. 

Diese können so ihre Angebote möglichst 

passgenau an den Lebenslagen und damit 

einhergehenden Bedarfen am jeweiligen 

Standort bzw. im Sozialraum ausrichten.  

Grundvoraussetzungen dafür sind, neben der 

kontinuierlichen Zusammenstellung von steu-

erungsrelevanten Sozialdaten, besonders de-

ren zielgerichtete Analyse und Interpretation 

unter Einbezug verschiedener Fachbereiche 

und -disziplinen, wie sie im Rahmen des vor-

liegenden Berichtes vorgenommen werden.  

Der Oberhausener Sozialbericht stellt eine 

einheitliche und systematische Basis zur Steu-

erungsunterstützung der kommunalen Ver-

waltung, der Maßnahmenträger*innen und 

der kommunalen Sozialpolitik dar. Als transpa-

rente Entscheidungsgrundlage ermöglicht der 

Sozialbericht einerseits gezielte Investitionen 

zur Förderung der Chancengleichheit und ver-

bessert andererseits die Verteilungsgerechtig-

keit bei knappen Ressourcen. 
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 GRUNDBEGRIFFE DER INTEGRIERTEN 2
SOZIALPLANUNG 

Zum besseren Verständnis des Aufbaus der 

integrierten Sozialberichterstattung sind zu-

nächst einige zentrale Begriffe zu erklären. 

2.1. ARMUT 

Deutschland ist ein Wohlfahrtsstaat, in dem 

Armut ein relativer Begriff ist. Mit einem Ein-

kommen, das weniger als 60 Prozent des be-

darfsgewichtetet mittleren Haushaltseinkom-

mens beträgt, gilt man als armutsgefährdet. 

Dabei ist entscheidend, wie viele Personen in 

einem Haushalt wohnen und wie alt diese 

sind. Für Kinder wird ein geringeres Bedarfs-

gewicht veranschlagt als für Erwachsene. So 

lag die Armutsgefährdungsschwelle gemäß 

des Statistischen Bundesamtes in 2018 für 

einen Singlehaushalt bei 1.035ϵ ǳƴŘ ŦǸǊ ŜƛƴŜ 

Familie mit zwei Erwachsenen und zwei Kin-

dern unter 14 Jahren bei 2.174ϵΦ 9ƛƴ ƎŜǊƛƴƎŜǎ 

Haushaltseinkommen führt dazu, dass ein 

höherer Anteil von diesem für grundlegende 

Bedürfnisse wie Miete, Essen und Kleidung 

ausgegeben werden muss. Dadurch bleibt 

weniger Geld für die soziale Teilhabe. Hierzu 

gehören Dinge wie die Nutzung von öffentli-

chen Verkehrsmitteln, Kinobesuche und die 

Mitgliedschaft in einem Sportverein aber auch 

die Nutzung von Bildungsangeboten, z.B. in 

der Musik- oder Volkshochschule, und Ange-

boten zur Gesundheitsvorsorge. 

Es können neben der ökonomischen Armut 

auch weitere Dimensionen, wie bspw. Bil-

dungsarmut oder soziale Armut (das Fehlen 

sozialer Kontakte) beschrieben werden, wel-

che häufig mit ökonomischer Armut einherge-

hen und die gesellschaftlichen Teilhabechan-

cen von Menschen ebenfalls negativ beein-

flussen können. 

ARMUTSRISIKO 

Das Risiko von Armut und sozialer Ausgren-

zung ist bei einigen Menschen in bestimmten 

Lebenslagen, wie bspw. Alleinerziehenden und 

kinderreichen Familien, besonders hoch und 

trifft häufiger Erwerbslose, Geringqualifizierte 

und Personen mit Migrationshintergrund1. 

Auch das Geschlecht und das Alter sind Fakto-

ren, die das Armutsrisiko beeinflussen können. 

Von Armut betroffene Einwohner*innen be-

finden sich meist in unsicheren Lebenslagen, 

die ihnen auch den Zugang zum gesellschaftli-

chen Leben erschweren. 

2.2. TEILHABECHANCEN 

Der Begriff der Teilhabechancen beschreibt 

die Möglichkeiten zur Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben und auch an der Gestal-

tung der Gesellschaft. Dazu gehören bspw. die 

Teilhabe am Arbeitsmarkt, an Bildungsange-

boten oder der Gesundheitsvorsorge. Diese 

spielen eine entscheidende Rolle für eine 

selbstbestimmte Lebensführung.  

Die Möglichkeiten, an diesen Systemen zu 

partizipieren und von ihnen zu profitieren, 

sind jedoch häufig abhängig von der sozialen 

Herkunft eines Menschen und ihrem Einkom-

men. So hängt bspw. die Wahrscheinlichkeit 

dafür, einen erfolgreichen Bildungsabschluss 

zu erzielen, bis heute in hohem Maße mit dem 

sozialen Status des Elternhauses zusammen, 

wie u.a. die PISA-Studien regelmäßig zeigen. 

Teilhabechancen sind somit auch ein ent-

scheidender Faktor für die soziale Mobilität, 

welche gegeben sein muss, um die Vererbung 

von Armut über Generationen zu verhindern. 

2.3. LEBENSLAGE 

Armut und gesellschaftliche Benachteiligung 

spiegeln sich den Lebenslagen der Betroffenen 

wieder und bestimmen ihren Alltag.  

                                                           
 

1
 Als Alternative zum Begriff αEinwohner*innen mit 

Migrationshintergrundά wird stellenweise zur besseren 
Lesbarkeit der Begriff αMigrant*innenά synonym ver-
wendet. 
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Lebenslagen sind abhängig von verschiedenen 

Faktoren, die sich teilweise mithilfe statisti-

scher Indikatoren abbilden lassen.  

In der Armutsforschung dient das Lebensla-

genkonzept dazu, eine Unterversorgung in 

verschiedenen Dimensionen zu beschreiben. 

Über das Einkommen hinaus sind die wesent-

lichen weiteren Dimensionen das Alter, der 

Gesundheitszustand, der Familienstand, der 

Bildungsstand und der Wohnort bzw. die Um-

welt des Wohnortes (vgl. Abbildung 1). Alle 

Dimensionen sind dabei eng verwoben und 

zeigen unterschiedlich starke Wechselwirkun-

gen miteinander und sind in unterschiedli-

chem Maße beeinflussbar. 

Abbildung 1: Lebenslagen und zentrale Dimensio-
nen 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Nebst diesen gibt es weitere Faktoren, die die 

Lebenslage eines Menschen bestimmen, die 

von der Kommunalstatistik jedoch nicht er-

fasst werden.  

Die integrierte Sozialberichterstattung bedient 

sich ebenfalls dieser Indikatoren, um die Le-

benslagen der Einwohner*innen mit Unter-

stützungsbedarf zu analysieren und wirksame 

Stellschrauben zu finden, mit denen sich ihre 

Lebenslagen verbessern lassen.  

2.4. UNTERSTÜTZUNGSBEDARFE UND α{TELL-

SCHRAUBENά 

Zur Verbesserung der Lebenslagen der Men-

schen mit erhöhtem Risiko für Armut und 

soziale Ausgrenzung können zum einen 

(Grund-)Bedarfe gedeckt und zum anderen 

Bedarfslagen beeinflusst werden. Dafür gibt es 

ganz unterschiedliche αStellschraubenά, auf 

die auf kommunaler Ebene in unterschiedli-

chem Maße Einfluss genommen werden kann. 

Transferleistungen wie bspw. nach dem SGB II, 

SGB XII oder Leistungen nach dem AsylbLG 

usw. bilden ein soziales Netz. Sie ermöglichen 

den Menschen zwar die Deckung ihrer Grund-

bedürfnisse, garantieren aber keine gleichbe-

rechtigte gesellschaftliche Teilhabe für die 

Transferleistungsempfänger*innen. 

Daher gibt es viele verschiedene Ansätze und 

Maßnahmen, die ergänzend zu den gesetzli-

chen Leistungen angeboten werden, welche 

die von Armut betroffenen Menschen freiwil-

lig in Anspruch nehmen können.  

Zu ihnen gehören die Versorgung mit weiter-

führenden Sprach- und Integrationskursen, 

ergänzende Unterstützung bei der Arbeitssu-

che, Unterstützung beim Zugang zu (Wei-

ter)Bildungsangeboten sowie Hilfen bei der 

Beantragung zusätzlicher Leistungen, wie 

bspw. aus dem Bildungs- und Teilhabepaket. 

Aber auch Angebote zur Bewegungsförderung 

und zur allgemeine Gesundheitsförderung 

sowie sprach- und gesundheitsförderliche 

Projekte in Kitas und Schulen, Schulsozialar-

beit oder unterschiedliche Beratungs- und 

Informationsangebote bspw. zu Erziehungs-

fragen oder dem selbstständigen Leben im 

Alter gehören typischerweise zu solchen Un-

terstützungsangeboten. Neben aktiven Ange-

boten kann auch die Gestaltung des öffentli-

chen Raumes und der städtischen Infrastruk-

tur gesellschaftliche Teilhabechancen fördern, 

bspw. durch den barrierefreien Ausbau des 

öffentlichem Raumes und des ÖPNV, oder 

Maßnahmen zur Verbesserung umweltbeding-

ter Gesundheitsrisiken wie Hitze, Luftver-

schmutzung und Lärm.  

All diese Ansätze sind als Stellschrauben zu 

betrachten, die je nach Lebens- oder Bedarfs-
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lage unterschiedlich gut passen. Einige kön-

nen, neben der Bedarfsdeckung, auch dazu 

beitragen, dass Menschen sich nicht mehr in 

Bedarfslagen befinden, bspw. durch erfolgrei-

che Bildungsabschlüsse und Integration in den 

Arbeitsmarkt. 

Die Identifikation von wirkungsvollen Stell-

schrauben, an denen die Kommune selber 

justieren kann, um mit entsprechender Pla-

nung eine Verbesserung der Lebenslagen und 

der Teilhabechancen zu erzielen, stellt für 

viele Kommunen eine Herausforderung dar. 

Die isolierte Betrachtung von Effekten die 

einzelne Maßnahme auf die Lebenslagen der 

Menschen hat, ist nicht möglich. Es sollte da-

her ein wissensbasiertes Handeln mit Wir-

kungsorientierung angestrebt werden, wel-

ches auf Erfahrungen beruht und durch Stu-

dien und Best-Practice-Beispiele regelmäßig 

inspiriert wird. 

Um Menschen aus Unterversorgungslagen zu 

helfen, braucht es lebensnahe Konzepte, die 

differenzierte Problemlagen berücksichtigen. 

Armut sollte daher als integriertes Thema 

bearbeitet werden.  

Welche Stellschrauben als passgenau und 

umsetzbar betrachtet werden, sollte daher 

idealerweise für die jeweiligen lokalen Bedin-

gungen in einem interdisziplinären Dialog, 

gemeinsam mit Verwaltung, Politik und Trä-

gern identifiziert werden, um anschließend 

Handlungskonzepte zu entwickeln. In den 

meisten Fällen sind auch partizipative Ansätze, 

die betroffene Einwohner*innen einbinden, 

vielversprechend, um zu möglichst passge-

nauen Handlungsansätzen zu gelangen. 

2.5. SOZIALRAUM 

Die Sozialberichterstattung orientiert sich am 

Sozialraum, welcher das nahe Umfeld, in dem 

Menschen leben und gestalten, bezeichnet. 

Wie unterstützend oder gar benachteiligend 

ein Sozialraum sein kann, hängt wesentlich 

von seiner Infrastruktur ab. Förderlich, z.B. für 

die Gesundheit und die Bildung, sind Sozial-

räume mit gut ausgestatteten, modernen Bil-

dungseinrichtungen, sowie klimatisch vorteil-

haften Grün- und Erholungsflächen sowie 

wenig Lärm oder Feinstaub-produzierendem 

Verkehr (siehe auch Kapitel 5). Solche Stadt-

teile bieten eine hohe Lebensqualität, sind 

jedoch meist durch höhere Mieten geprägt 

und werden entsprechend häufiger von Ein-

wohner*innen mit höherem Einkommen be-

siedelt. Diese sind wiederum deutlich seltener 

von sozialen Problemlagen bedroht. Als Folge 

daraus bündeln sich Menschen mit Unterstüt-

zungsbedarf häufiger in Stadtgebieten mit 

erhöhtem Sanierungsbedarf und nicht ausrei-

chend angepasster Infrastruktur. Einwoh-

ner*innen mit geringem Einkommen sind zu-

dem weniger mobil. Für sie ist die Angebots-

struktur, die sie in ihrem Wohnumfeld vorfin-

den, von höchster Relevanz. 

Der Sozialraum, in dem sich Menschen bewe-

gen, wird häufig durch gebaute oder natürli-

che Grenzen wie Bahnstrecken, Autobahnen 

oder Gewässer eingegrenzt, da diese nur an 

wenigen ausgewählten Stellen überquert 

werden können. Eltern schicken ihre Kinder 

bspw. seltener auf eine Schule oder Kita, die 

auf der anderen Seite eines Flusses/Kanals 

oder einer Autobahn liegt. Dadurch kann die 

soziale Durchmischung in den Einrichtungen 

(siehe auch Kapitel 2.6 und Kapitel 5.1), aber 

auch in den privaten Netzwerken der Eltern 

und Kinder beeinflusst werden. 

Vielbefahrene Bahnstrecken, Hauptstraßen 

oder Autobahnen fungieren aber nicht nur als 

soziale Grenzen. In ihrer unmittelbaren Nähe 

finden sich aufgrund des erhöhten Lärmpegels 

und der Luftverschmutzung auch häufiger 

Wohnungen des unteren Segmentes, die vor-

rangig von Menschen mit einem geringen 

Haushaltseinkommen angemietet werden 

(siehe auch Kapitel 5.3.). 
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Neben den benachteiligenden Einflüssen eines 

Sozialraumes auf die Lebenslagen seiner Ein-

wohner*innen, kann jedoch ebenso ange-

nommen werden, dass positive Veränderun-

gen im Sozialraum zu einer Verbesserung von 

Lebenslagen führen können. Überdies wirken 

nicht nur der Sozialraum und seine Infrastruk-

tur auf seine Bewohner*innen. Soziale Teilha-

be an der Gesellschaft bedeutet auch die Teil-

habe an der Gestaltung des Sozialraumes.  

Um das Zusammenwirken von Lebenslagen 

und Sozialraum (vgl. Abbildung 2) zu verste-

hen, sollten beide gemeinsam betrachtet 

werden. Eine sozialräumliche Betrachtung 

bringt Perspektiven der integrierten Stadt-

entwicklungsplanung mit einer integrierten 

Sozialplanung zusammen (siehe auch Kapitel 

4.6.) Ziel ist es, vorrangig da, wo benachteilig-

te Personengruppen und Personengruppen 

mit besonderem Unterstützungsbedarf leben, 

entsprechende Maßnahmen zu planen und 

Infrastrukturen vorzuhalten, die eine gerechte 

soziale Teilhabe für alle Einwohner* innen 

ermöglichen. 

Die Oberhausener Einteilung des Stadtgebie-

tes in sechs ebenfalls Sozialräume genannte 

Gebiete erweist sich für die Sozialberichter-

stattung als nicht kleinräumig genug, um ku-

mulierte Problemlagen und Bedarfe treffend 

zu lokalisieren. Die nächst-kleinere Raumein-

heit in Oberhausen sind die 27 Sozialquartiere 

(vgl. Karte 1).  

Die gelebten Sozialräume der Menschen sind 

in der Realität nicht immer deckungsgleich mit 

administrativen Grenzen wie den Oberhause-

ner Sozialräumen und Sozialquartieren. Men-

schen sind in unterschiedlichem Maße mobil 

und verbringen unterschiedlich viel Zeit in der 

nahen Umgebung ihres gemeldeten Wohnor-

tes. 

Zur Planung und Steuerung von Maßnahmen, 

zur Verbesserung von Lebenslagen innerhalb 

der Kommune, benötigt es jedoch solche ad-

ministrativen Grenzen.  

Abbildung 2: Einbindung der Menschen in den Sozialraum 

 
Quelle: Eigene Darstellung. Icons: Freepik from www.flaticon.com.
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Karte 1: Oberhausener Sozialräume und Sozialquartiere 

 

Quelle: Bereich 4-5 Statistik. Eigene Darstellung.  

 

      75 Sterkrade-Nord 
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2.6. SEGREGATION  

In Oberhausen gibt es trotz erhöhter Zuwan-

derung seit 2016 nach wie vor ausreichend 

verfügbaren Wohnraum in allen Preissegmen-

ten. In allen Stadtgebieten Oberhausens sind 

Wohnungsangebote für unterschiedliche 

Nachfrager*innen vorhanden. Es ist, wenn 

auch nicht im gleichen Ausmaß, in jedem Sozi-

alquartier möglich, Wohnungen im höheren, 

wie auch im niedrigen Preissegment zu finden 

(vgl. Stadt Oberhausen, 2018a).  

Über die letztliche Wahl des Wohnortes ent-

scheiden die Einwohner*innen auf Basis ihrer 

Ansprüche an das Wohnumfeld und der eige-

nen Informationslage. Daher kommt es trotz 

des entspannten Wohnungsmarktes vor allem 

in Alt-Oberhausen, wo der größte Teil der 

Wohnungen im niedrigen Preissegment liegt, 

zu starken Segregationstendenzen, also zu 

einer Konzentration von Menschen mit einem 

erhöhten Armutsrisiko in einzelnen Quartie-

ren. Neben geringen Mieten können auch 

andere Faktoren dazu führen, dass sich Segre-

gation verstärkt. Innenstadtgebiete sind bspw. 

typische Ankunftsgebiete für Menschen, die 

aus dem Ausland einwandern. Sie finden dort 

Opportunitätsstrukturen, die ihnen das An-

kommen erleichtern (vgl. Kurtenbach, 2013). 

Dies können Bekannte und Freunde sein, aber 

auch eine ähnliche Kultur, die sie in Form von 

Sprache, Religion oder Geschäften im nahen 

Wohnumfeld vorfinden. 

Einige Menschen wohnen freiwillig segregiert 

unter ihresgleichen. Andere hingehen haben 

(bspw. aufgrund mangelnder finanzieller Res-

sourcen, oder körperlicher Beeinträchtigun-

gen) eine begrenzte Auswahl bei der Woh-

nungssuche. Sie leben dann unfreiwillig segre-

giert in einer Gegend, in der es auch vielen 

anderen so geht.  

Für die Versorgung der Menschen mit unter-

stützenden Institutionen kann eine solche 

residentielle Segregation zwar nützlich sein, 

sie ist jedoch stets auch kritisch zu betrachten, 

da eine zunehmende Spaltung der Gesell-

schaft dazu führen kann, dass sozial benach-

teiligte Menschen immer weniger an der Ge-

sellschaft und dem allgemeinen Wohlstand 

teilhaben könƴŜƴΦ αDurch den selektiven Fort-

zug von finanzstärkeren Haushalten bei gleich-

zeitig selektivem Zuzug von finanzschwachen 

Haushalten wird letztlich eine Spirale der sozi-

alen Auslese in Gang gesetztά (MAIS NRW, 

2016 S. 410).  

In einem negativen sozialen und oft auch bau-

lichen Umfeld sind sog. Quartierseffekte zu 

beobachten (vgl. Nieszery, 2008), welche die 

persönliche Lebenslage der Bewohner*innen 

negativ beeinflussen können. Die Abwertung 

des öffentlichen Raumes und der Rückgang 

der Infrastruktur aufgrund der sinkenden loka-

len Kaufkraft isolieren und benachteiligen die 

Einwohner*innen und können letztlich zu ei-

ner Stigmatisierung des Quartiers mitsamt 

seiner Bewohner*innen führen2 (vgl. 

Häußermann, et al., 2004 S. 170). 

Kommunen können auf die Segregation nur 

begrenzt Einfluss nehmen. Sie können sich 

aber mit dem lokalen Ausmaß der Segregation 

vertraut machen und gezielt die gesellschaftli-

che Teilhabe der Einwohner*innen segregier-

ter Stadtteile fördern.  

Die Segregation zwischen Stadtteilen kann u.a. 

mithilfe eines sog Segregationsindex gemes-

sen und im Zeitverlauf beobachtet werden. 

Die Kennzahl kann Werte zwischen 0 und 1 

annehmen und gibt den Anteil der Bevölke-

rung an, die den Wohnort wechseln müsste, 

um zu einer Gleichverteilung eines gewählten 

                                                           
 

2
 An dieser Stelle soll noch einmal darauf hingewiesen 

werden, dass die Sozialberichterstattung keine Stigmati-
sierung einzelner Quartiere vornehmen möchte, sondern 
mithilfe datenbasierter Transparenz soziale Ungleichhei-
ten sichtbar und damit strategisch bekämpfbar macht. 
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Merkmals zwischen den Stadtteilen zu kom-

men. Je höher der Wert ist, desto höher die 

Segregation, also die Ungleichverteilung. Der 

Segregationsindex eignet sich vorrangig zur 

Beobachtung der Entwicklung von gesell-

schaftlicher Durchmischung bzw. Segregation.   

Die soziale Segregation einer Stadt lässt sich 

über die Verteilung der der SGB-II-Quoten 

abbilden. Für Oberhausen fließen die Werte 

der 27 Sozialquartiere in die Berechnung ein.  

In Abbildung 3 ist u.a. der Segregationsindex 

für das Merkmal SGB-II-Bezug im Zeitverlauf 

von 2013 bis 2018 abgebildet.  

Zwischen 2013 und 2016 bewegte er sich mit 

leichten Schwankungen um etwa 25 Punkte 

herum. Seit 2016 ist eine leicht steigende 

Tendenz zu beobachten.  

Neben der sozialen Segregation lässt sich auch 

die ethnische Segregation mithilfe des Segre-

gationsindex beziffern. Sie wird über den An-

teil der Einwohner*innen mit Migrationshin-

tergrund berechnet.  

In Oberhausen zeigt sich für die ethnische 

Segregation, im Vergleich zur sozialen Segre-

gation, ein geringerer, jedoch auch weniger 

konstanter, Wert (vgl. Abbildung 3).  

Nach einem deutlichen Anstieg zwischen 2013 

und 2016 von rund 21 Punkten auf über 23, 

fällt der Wert seither langsam wieder ab.  

Der Anstieg bis 2016 kann voraussichtlich auf 

den Zuzug von Schutzsuchenden aus dem 

Ausland zurückgeführt werden, der sich be-

sonders in 2015 und 2016 abgezeichnet hat. 

Asylbewerber*innen mit Aufenthaltsstatus 

wurden schnellstmöglich aus Gemeinschafts-

unterkünften in festen Wohnraum vermittelt. 

Da besonders in Alt-Oberhausen mehr preis-

werte Wohnungen zur Verfügung standen, 

stieg der Anteil der Einwohner*innen mit Mig-

rationshintergrund in den dortigen Sozialquar-

tieren stärker an, als in jenen Quartieren mit 

weniger verfügbarem und preiswertem 

Wohnraum. 

Abbildung 3: Segregationsindex nach Duncan und Duncan (1955) für SGB-II-Bezug und Migrationshintergrund* 

 
Einwohner*innen mit nichtdeutschem Geburtsland, ausländischer Staatsangehörigkeit oder mindestens einem 
Elternteil, der (seit 1960) zugewandert ist und/oder eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt. 
Quelle: Bereich 4-5 /Statistik. Einwohnermelderegister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur für Arbeit 
(Stichtag 31.12.). Eigene Berechnung und Darstellung.  
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 STRATEGISCHE SOZIALPLANUNG IN 3
OBERHAUSEN 

Die Analysen des ersten Oberhausener Sozial-

berichtes haben sich seit der Veröffentlichung 

2018 als nützliche Anknüpfungspunkte und 

Unterstützung für verwaltungsinterne und -

externe Fachplanungen gezeigt.  

So wurde bspw. der Sozialindex in andere 

Berichte, wie den Familienbericht und den 

Bildungsbericht, eingebunden sowie im Rah-

men des wohnungspolitischen Dialoges der 

Stadtentwicklung. Die Ergebnisse sind zudem 

online im Sozialstrukturatlas als interaktive 

Karten abrufbar (siehe auch Kapitel 4.1).  

Auch zur Formulierung von Förderanträgen 

wurde auf den Sozialbericht zurückgegriffen: 

z.B. im Rahmen des Programmaufrufes α½u-

sammen im Quartier - Kinder stärken - Zukunft 

ǎƛŎƘŜǊƴά des Ministeriums für Arbeit, Gesund-

heut und Soziales des Landes Nordrhein-

Westfalen (MAGS NRW), welches für insge-

samt vier Projektförderungen Landes- und 

ESF-Mittel nach Oberhausen vergibt. 

Um diese gut genutzte Arbeitsgrundlage mög-

lichst aktuell zu halten, wird die Aktualisierung 

des Sozialindex im Zweijahresturnus vorge-

nommen.  

3.1. DER SOZIALPLANUNGSPROZESS 

Zentrale Ziele der Sozialplanung und Sozialbe-

richterstattung sind die Armutsbekämpfung 

und die Verbesserung gesellschaftlicher Teil-

habechancen.  

Um den individuellen Lebens- und Bedarfsla-

gen der Menschen entgegen zu kommen, hal-

ten Kommunen eine vielfältige Träger- und 

Maßnahmenlandschaft zur Unterstützung 

ihrer Einwohner*innen vor. Neben gesetzlich 

verankerten Maßnahmen existieren auch sehr 

spezifische oder innovative Angebote, welche 

teils zeitlich begrenzt sind, andere sind in lang-

jähriger Existenz bereits zur Institution gewor-

den. 

Die Bedarfslagen von Menschen ändern sich 

im Lebensverlauf. Dies kann bspw. bei institu-

tionalisierten Bildungsübergängen, wie zum 

Schulbeginn oder -abschluss der Fall sein, bei 

der Familienplanung, mit Beginn der Schwan-

gerschaft, der Geburt oder Kindererziehung 

oder beim Erreichen eines bestimmten Le-

bensalters, z.B. bei Renteneintritt.  

Neben diesen Lebensabschnitten, die eine 

breite Masse der Bevölkerung betreffen, erle-

ben einige Menschen auch Brüche im Lebens-

verlauf wie bspw. Scheidung, Arbeitslosigkeit, 

Insolvenz oder Krankheit ς eigene oder auch 

die von Angehörigen. Diese oft unerwartet 

auftretenden Brüche verändern die Lebens- 

und Bedarfslagen der Menschen und Familien, 

manchmal zeitlich begrenzt, manchmal nach-

haltig. Flankiert wird die individuelle Lebens-

lage durch gesellschaftliche und infrastruktu-

relle Bedingungen und Veränderungen. Einige 

Entwicklungen fördern die Mobilität der Men-

schen, bringen aber auch vermehrt Unsicher-

heiten mit sich. Informelle Unterstützungs-

netzwerke, wie bspw. Familien- und Nachbar-

schaftsstrukturen sind weniger beständig. 

Trotz deutlich beobachtbarer gesellschaftli-

cher Veränderungen, wie dem demographi-

schen Wandel, zeichnen sich über viele Jahre 

recht gleichbleibende Sozialstrukturen in be-

stimmten Stadtteilen ab. Dies zeigt sich in 

Oberhausen, wie auch in anderen größeren 

Städten. Es gibt immer Gebiete mit vielen 

oder wenigen Transferleistungsbezie-

her*innen, mit vielen oder wenigen Kindern 

und mit vielen oder wenigen Migrant*innen. 

Diese sog. Segregation (siehe auch Kapitel 2.6) 

ist ein breites sozialwissenschaftliches Feld 

und wird viel diskutiert. Eine gute gesellschaft-

liche Durchmischung wird dabei als Gegenpol 

zur gesellschaftlichen Spaltung gesehen.  

Die Möglichkeiten, diese Durchmischung zu 

beeinflussen, sind auf kommunaler Ebene 

begrenzt, sodass die kommunale Planung die 
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passgenaue Versorgung mit Unterstützungs-

angeboten - dort wo die Menschen leben, die 

sie besonders benötigen - fördert. Um ein 

vielfältiges Unterstützungsangebot mit knap-

pen und bevorzugt vorhandenen Ressourcen 

anbieten zu können, ist es einerseits nötig, 

einen stets aktuellen Überblick über die Sozi-

alstruktur in den Oberhausener Sozialräumen 

zu haben, um die Bedarfslagen in den ent-

sprechenden Quartieren transparent zu ma-

chen und andererseits bestehende Maßnah-

men sinnvoll aufeinander abzustimmen, damit 

sie sich ergänzen können. Hierzu ist ein regel-

mäßiger Dialog zwischen Planung, Politik und 

den Maßnahmenträgern vor Ort vonnöten.  

Die Oberhausener Sozialplanung folgt dabei 

einem strategischen Sozialplanungsprozess 

(vgl. Abbildung 4). Dieser stellt u.a. das Zu-

sammenspiel zwischen der Sozialplanung bzw. 

der Kommunalverwaltung und den Ak-

teur*innen im Sozialraum dar. Je weiter die 

Arbeitsschritte im grünen, oberen Bereich der 

Abbildung liegen, desto stärker werden sie 

von der Kommunalverwaltung wahrgenom-

men. Je weiter  die Aufgaben im blauen unte-

ren Bereich liegen, desto stärker sind sie auf 

die Zusammenarbeit mit Akteur*innen im 

Sozialraum ausgerichtet. Der Prozess wird 

vom Team Sozialplanung und Sozialraumkon-

ferenzen begleitet und ist an allen Punkten auf 

eine interdisziplinäre Zusammenarbeit mit 

anderen Fachplanungen ausgerichtet. Neben 

der Sozialberichterstattung sind die Ex-

pert*innendialoge (siehe Kapitel 3.3) und die 

Sozialraumgremien (siehe Kapitel 4.4) wesent-

liche Bausteine des Prozesses. 

 

Abbildung 4: Der strategische Sozialplanungsprozess in Oberhausen 

Quelle: Eigene Darstellung 
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3.2. SOZIALMONITORING UND  

-BERICHTERSTATTUNG 

Die integrierte Sozialberichterstattung soll 

statistische, planungsrelevante Sozialdaten 

und Analysen zu einfachen Kennzahlen und 

Karten, übersichtlichen Abbildungen, kompak-

ten Berichten und verständlichen Präsentatio-

nen aufbereiten. Dazu gehört auch, die Be-

deutung der Kennwerte zu erläutern und dar-

aus steuerungsrelevante Informationen und 

Handlungsbedarfe abzuleiten.  

Darüber hinaus wird mit dem Sozialbericht 

eine breite Transparenz angestrebt, um die 

Analysen für alle Interessierten zugänglich zu 

machen und einen aktiven Informationstrans-

fer zu forcieren. 

Die Lebenslagen der Menschen in einem Sozi-

alraum können sich mit der Zeit verändern, 

ebenso die Sozialstruktur eines Sozialraums. 

Darauf muss eine Kommune möglichst flexibel 

reagieren können. 

Um den Status Quo aber auch die Entwicklung 

der verschiedenen Oberhausener Sozialquar-

tiere darzustellen, wird im Rahmen des Sozial-

berichtes ein Sozialindex berechnet. Dieser 

greift auf eine Auswahl an Sozialindikatoren 

zurück und identifiziert Fokusquartiere, in 

denen sich einerseits Menschen mit hohem 

Armutsrisiko bündeln und zeigt andererseits 

auf, wo Anteile der Armutsrisikogruppen in 

den letzten Jahren am deutlichsten zu- oder 

abgenommen haben. 

Im Rahmen des Sozialberichtes werden an-

schließend für die jeweiligen Fokusquartiere, 

neben der Sozialstruktur, auch die Altersstruk-

tur und städtebauliche Aspekte in den Blick 

genommen werden, um steuerungsrelevante 

Informationen für die jeweiligen Sozialquartie-

re abzuleiten. 

Der Sozialindex und der Sozialbericht stellen 

ein Monitoringsystem dar, aus dem sich steu-

erungsrelevante Informationen für die ver-

schiedenen Sozialquartiere ableiten lassen. 

Die Sozialplanung kann dabei auf eine breite 

Datengrundlage der Stadtverwaltung aufbau-

en. Der Bereich Statistik bereitet Daten aus 

unterschiedlichen Quellen, wie dem Einwoh-

nermelderegister der Stadt Oberhausen oder 

der Arbeitslosenstatistik der Bundesagentur 

für Arbeit, auf und stellt sie unter Einhaltung 

der jeweiligen Datenschutzverordnungen an-

deren Fachverwaltungen zur Verfügung.  

Bereits im Rahmen des ersten Sozialberichtes 

zeigte sich, dass die Ableitung von Handlungs-

empfehlungen aus den reinen statistischen 

Auswertungen nicht zielführend ist. Im Rah-

men des Sozialberichtes werden daher zu-

nächst steuerungsrelevante Informationen für 

die jeweiligen Fokusquartiere herausgearbei-

tet. 

Diese werden dann in weiteren Abstim-

mungsprozessen, die an den Sozialbericht 

anschließen, zu abgestimmten integrierten 

Handlungsempfehlungen weiterverarbeitet. 

3.3. EXPERT* INNENDIALOGE IM SOZIALRAUM 

Um die Datenanalysen mit dem Wissen ande-

rer Fachakteur*innen aus den Sozialräumen 

zusammenzubringen, werden sie unter dem 

aƻǘǘƻ α±ƻƴ 5ŀǘŜƴ Ȋǳ ¢ŀǘŜƴά im Rahmen von 

Expert*innendialogen3 diskutiert. In diese 

fließen neben den Ergebnissen des Sozialbe-

richtes interdisziplinäre Analysen anderer 

Fachplanungen z.B. aus den Bereichen, Bil-

dung, Gesundheit, Stadtentwicklung usw. ein. 

Die Veranstaltungsreihe wird gefördert durch 

Řŀǎ [ŀƴŘŜǎǇǊƻƎǊŀƳƳ α½ǳǎŀƳƳŜƴ ƛƳ vǳŀǊǘƛŜǊ 

ς Kinder stärken, Zukunft sichern! Des Minis-

teriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes NRW (MAGS NRW). Überdies wird 

                                                           
 

3
 www.oberhausen.de/expertinnendialoge 

http://www.oberhausen.de/expertinnendialoge
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sie fachlich begleitet durch die Gesellschaft für 

innovative Beschäftigungsförderung (G.I.B 

NRW). Das Projekt ist trotz einer zeitlich be-

grenzten Förderperiode darauf ausgelegt, 

verstetigt zu werden. 

Ziel der Veranstaltungsreihe ist es, gemeinsam 

mit Funktionsträger*innen der Stadtverwal-

tung, der örtlichen Institutionen und der Poli-

tik, elementare Stellschrauben zur Verbesse-

rung der Lebenslagen für Einwohner*innen 

mit erhöhtem Risiko für Armut und soziale 

Ausgrenzung zu erörtern. Auf diesem Weg 

sollen abgestimmte, wissensbasierte und um-

setzungsfähige Handlungsempfehlungen for-

muliert werden. 

Die Oberhausener Expert*innendialoge grei-

fen das Format der ehemaligen Sozialraumge-

spräche, wie sie bis 2011 in Oberhausen statt-

fanden, wieder auf, setzen jedoch als neuen 

Schwerpunkt die Erarbeitung einer gemein-

samen strategischen Ausrichtung.  

Die Geschäftsführung der Expert*innendialoge 

obliegt dem Bereich Soziales der Stadt Ober-

hausen und die Koordinierung erfolgt durch 

ein verwaltungsinternes, interdisziplinäres 

Organisationsteam, welches sich eigens für die 

Expert*innendialoge konstituiert hat. Es um-

fasst neben dem Bereich Soziales die Bereiche 

Chancengleichheit, Gesundheit, Kinder, Ju-

gend und Familie, Kommunales Integrations-

zentrum (KI), Schule, Stadtentwicklung und 

Statistik sowie die gemeinsame Einrichtung 

Jobcenter. 

Der Veranstaltungsablauf ist in allen sechs 

Sozialräumen ähnlich, die Inhalte werden je-

doch individuell an den Sozialraum angepasst. 

Zusammen mit den Fachakteur*innen der 

jeweiligen Sozialräume werden in einem jähr-

lich stattfindenden Expert*innendialog pro 

Sozialraum auf Basis interdisziplinärer Sozial-

raumanalysen Handlungsbedarfe und Visionen 

gesammelt sowie erste Handlungsansätze 

entwickelt. Diese werden anschließend in 

Abstimmung mit den zuständigen Fachverwal-

tungen zu integrierten Handlungsempfehlun-

gen weiterverarbeitet und mit verwaltungsin-

ternen Gremien, wie der AG Chancengleich-

heit und externen Gremien, wie den Sozial-

raumgremien, rückgekoppelt. Dabei werden 

sie auf einige umsetzbare, messbare und wir-

kungsorientierte Handlungsempfehlungen 

reduziert, welche im Rahmen von insgesamt 

sechs Strategiepapieren ς für jeden Sozial-

raum eins ς veröffentlicht werden.  

Die Trägerlandschaft unterstützender Maß-

nahmen und Institutionen ist vielfältig und 

wird von zahlreichen engagierten Menschen 

getragen. Die Expert*innendialoge können 

dazu beitragen, dieses bereits vorhandene 

Potential besser sichtbar zu machen und allen 

Akteur*innen die Möglichkeit geben, sich re-

gelmäßig auszutauschen und sich unmittelbar 

zu vernetzen. 

Übergeordnetes Ziel der Veranstaltungsreihe 

ist die Verbesserung der Lebenslagen im Sozi-

alraum durch eine gemeinsame strategische 

Ausrichtung. Der regelmäßige Austausch, der 

hierzu nötig ist, zeigt dabei bereits jetzt deutli-

che Erfolge hinsichtlich der Transparenz der 

Trägerlandschaft. Für die Expert*innendialoge 

wird nicht nur ein umfassender sozialraum-

spezifischer Verteiler gepflegt, sondern auch 

daran gearbeitet, die verbesserte Übersicht, 

über die verschiedenen Institutionen im 

Oberhausener Stadtgebiet für andere nutzbar 

zu machen (siehe auch Kapitel 9). Auf diesem 

Wege können auch Versorgunglücken in den 

Sozialräumen besser identifiziert werden.  

3.4. UMSETZUNG VON MAßNAHMEN UND CON-

TROLLING 

Politik, Verwaltung und Trägern soll mit den 

Strategiepapieren eine gemeinsame Grundla-

ge als Orientierung hin zu einer gemeinsamen 

strategischen Ausrichtung geboten werden. 

Überdies können die Strategiepapiere, ebenso 
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wie die verschiedenen Fachberichte der Stadt-

verwaltung, als Grundlage zur Formulierung 

von Förderanträgen genutzt werden. 

Die Entscheidung zur Umsetzung der Hand-

lungsempfehlungen kann dabei weder durch 

die Sozialplanung noch durch das interdiszipli-

näre Organisationsteam gesteuert werden, da 

die jeweiligen Zuständigkeiten und Entschei-

dungskompetenzen sich auf die Politik, die 

Fachverwaltungen, den Verwaltungsvorstand 

und die Maßnahmenträger*innen verteilen. Es 

ist jedoch vorgesehen, den Umsetzungsstand 

der im Rahmen der Expert*innendialoge erar-

beiteten Handlungsempfehlungen durch ein 

zentrales Controlling zu begleiten. Welches 

Verfahren dafür angewendet wird und wie 

dies in die künftige Veranstaltungskonzeption 

einfließen kann, ist im weiteren Projektverlauf 

zu erarbeiten. 
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 AUSTAUSCH UND KOOPERATIONEN  4

Wie auch andere Berichte der Stadtverwal-

tung versucht der Sozialbericht auf andere 

Fachberichterstattungen und -analysen der 

Stadt Oberhausen Bezug zu nehmen und führt 

ggf. für die Sozialräume relevante Erkenntnis-

se mit den Ergebnissen der Sozialstrukturana-

lysen zusammen. 

Überdies ist die Kommunikation und Rück-

kopplung der Ergebnisse des Sozialberichtes 

mit anderen Fachbereichen der Kommunal-

verwaltung sowie im Sozialraum selbst ent-

scheidend für eine realitätsnahe Interpretati-

on der Analysen. 

Dabei strebt die Sozialplanung einen aktiven 

Informationstransfer der Berichtsergebnisse 

an. Dies erfolgt einerseits durch die Präsenta-

tion der Ergebnisse in politischen Ausschüssen 

und internen Gremien der Stadtverwaltung, 

aber auch in externen Gremien und Institutio-

nen, wie den Sozialraumgremien.  

Überdies bietet die Sozialplanung internen 

und externen Akteur*innen an, über den Sozi-

albericht hinausgehende individuelle Auswer-

tungen bspw. für Handlungskonzepte anzufer-

tigen. 

4.1. TRANSPARENZ DER DATENGRUNDLAGE 

Basis einer interdisziplinären Interpretation 

der Sozialraumanalyen und die realitätsnahe 

Ableitung potentieller Handlungsansätze, wie 

sie bspw. im Rahmen der Expert*innendialoge 

erfolgen, ist eine transparente und verständli-

che Aufbereitung der verwendeten Daten. 

Damit einher geht auch die Erläuterung der 

Bedeutung von Kennwerten bzw. Indikatoren. 

Fachberichte und -analysen sollten überdies 

für alle Interessierten gut zugänglich sein. 

An diesem Prinzip orientiert sich entsprechend 

auch die Sozialberichterstattung. Die verwen-

deten Basisdaten des Sozialindex sind einer-

seits im Anhang als Anteilswerte und Anzahlen 

zu finden (vgl. Abbildung 63 bis Abbildung 66) 

und zum anderen im Oberhausener Sozial-

strukturatlas4, welcher auf der Internetseite 

der Stadt Oberhausen abgerufen werden 

kann. Der Sozialstrukturatlas wird vom Bereich 

Statistik jährlich aktualisiert und enthält auch 

zahlreiche weitere Indikatoren für die Sozial-

räume und Sozialquartiere. Mithilfe des Sozi-

alstrukturatlas lassen sich Daten im Zeitver-

lauf, als Vergleichsdiagramm zwischen Sozial-

quartieren und als Karte darstellen. 

Neben dem Sozialstrukturatlas lässt sich eine 

Vielzahl an Daten und Auswertungen auch im 

O.bis5, dem Oberhausener Informationssys-

tem abrufen. 

4.2. INTEGRIERTE ZUSAMMENARBEIT INNERHALB 

DER VERWALTUNG 

Innerhalb der Verwaltung werden diverse 

Querschnittsthemen, wie bspw. Integration, 

Chancengleichheit oder Familie behandelt, die 

die Zusammenarbeit verschiedener Fachberei-

che erfordern. Die Sozialplanung ist ebenfalls 

auf die integrierte Zusammenarbeit mit ande-

ren Fachbereichen ausgelegt und vertritt  Ar-

mut und soziale Ausgrenzung als Querschnitts-

thema in anderen Fachplanungen. Gleichzeitig 

nimmt sie armutsbezogene Perspektiven an-

derer Fachplanungen auf und verknüpft diese. 

Ein nützliches Instrument zur Förderung der 

integrierten Zusammenarbeit ist die verwal-

tungsinterne Planer*innengruppe der Stadt 

Oberhausen. Sie richtet sich an alle Mitarbei-

ter*innen aus allen Fachbereichen, die mit 

planerischen Aufgaben betraut sind. Hierzu 

gehören bspw. die Bereiche Chancengleich-

heit, Gesundheit, Kommunales Integrations-

zentrum, Kinder, Jugend und Familie, Schule, 

Soziales, Sport, Stadtentwicklung, Statistik, 

                                                           
 

4
 Siehe: www.oberhausen.de/atlas/Sozialstrukturatlas/ 

5
 Siehe: http://www.duva-server.de/OBIS/ 

http://www.oberhausen.de/atlas/Sozialstrukturatlas/
http://www.duva-server.de/OBIS/
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Umwelt und VHS. Sie dient dem Austausch, 

um planerische Prozesse sinnvoll aufeinander 

abzustimmen, aber auch zur gegenseitigen 

Beratung über Berichtsverfahren. So wurde 

auch das Verfahren der Sozialindexberech-

nung in Rückkopplung mit der Pla-

ner*innengruppe an die Bedürfnisse der ande-

ren Fachplanungen angepasst.  

4.3. TRÄGER* INNEN SOZIALER PROJEKTE UND 

MAßNAHMEN 

In der Stadt Oberhausen übernehmen viele 

verschiedene Träger*innen und Initiativen 

soziale Dienstleistungen sowie Projekte und 

Maßnahmen zur Förderung der gesellschaftli-

chen Teilhabe. Einige Akteur*innen arbeiten 

stadtweit, einige engagieren sich in bestimm-

ten Quartieren. 

Die Stadtverwaltung selber steht mit diversen 

Bereichen als unmittelbarer Ansprechpartner 

für die Oberhausener Bürger*innen zur Verfü-

gung. Dabei nehmen sie nicht nur gesetzliche 

Pflichtaufgaben wahr, sondern führen auch 

eigene Projekte und Maßnahmen durch oder 

unterstützen andere Träger*innen. Hierzu 

gehören die Bereiche Bürgerservice und Öf-

fentliche Ordnung, Chancengleichheit, Ge-

sundheit, Kinder, Jugend und Familie, kommu-

nales Integrationszentrum (KI), Musische Bil-

dung, Schule, Soziales, Sport, Stadtplanung, 

Umweltschutz, Wohnen, das Bert-Brecht-

Bildungszentrum, das Bildungsbüro, die 

Gleichstellungsstelle, die Koordinierungsstelle 

Übergang Schule-Beruf, das Kulturbüro und 

die gemeinsame Einrichtung Jobcenter. 

Neben den kommunalen Anlaufstellen gibt es 

zahlreiche konfessionelle Einrichtungen, ge-

meinnützige Vereine und Wohlfahrtsverbän-

de, die in Oberhausen verschiedene Angebote 

vorhalten. Hierzu gehören u.a. Kindertages-

einrichtungen, verschiedene Schulformen, 

Jugendtreffs und Alten- und Pflegeeinrichtun-

gen, aber auch Institutionen, die sich speziell 

der Förderung von Menschen in allen Lebens-

lagen widmen. Sie helfen beim Übergang von 

der Schule in den Beruf, bei der Aus- und Wei-

terbildung oder bei der Wiedereingliederung 

in den Arbeitsmarkt.  

Gemeinnützige Vereine und konfessionelle 

Träger*innen pflegen über viele Jahre hinweg 

Netzwerke innerhalb Oberhausens; teils sozi-

alraumspezifisch, aber auch über die Ober-

hausener Grenzen hinaus. Der Austausch und 

die Zusammenarbeit mit ihnen sind für eine 

integrierte Sozialplanung besonders wichtig. 

4.4. SOZIALRAUMGREMIEN  

Zum Teil aus Eigeninitiative und zum Teil aus 

den damaligen α{ƻȊƛŀƭǊŀǳƳƎŜǎǇǊŅŎƘŜƴά (siehe 

auch Kapitel 3.3) sind in einigen Sozialräumen 

Sozialraumgremien erwachsen, die bis heute 

aktiv zusammenarbeiten und sich in regelmä-

ßigen Abständen zwei- bis viermal im Jahr 

treffen. In den Sozialraumgremien kommen 

Akteur*innen aus Kitas, Schulen, der Stadt-

verwaltung, Verbänden, Kirchen, Politik u.v.m. 

zu einem sozialraumspezifischen Austausch 

zusammen. Nicht selten gehen auch Koopera-

tionen aus Sozialraumgremien hervor.  

Bei den Sozialraumgremien handelt es sich um 

freiwillige informelle Zusammenschlüsse, die 

von unterschiedlichen Akteur*innen geleitet 

werden und unterschiedliche Namen tragen. 

Mittlerweile findet sich in allen sechs Sozial-

räumen Oberhausens mindestens ein Sozial-

raumgremium. Die Sozialplanung nimmt re-

gelmäßig an den Sitzungen der aktiven Gremi-

en teil und kann so auch den Austausch zwi-

schen den Gremien der Sozialräume anregen. 

Abbildung 5 zeigt eine Übersicht der derzeit 

aktiven Sozialraumgremien6.  

                                                           
 

6
 Eine Übersicht der zuständigen Ansprechpartner und 

Termine findet sich künftig auf: 
www.oberhausen.de/expertinnendialoge 

http://www.oberhausen.de/expertinnendialoge
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Abbildung 5: Übersicht der Sozialraumgremien 

SOZIALRAUM 
SOZIALRAUM-

GREMIUM 

MITTE/STYRUM AK Soziales 

OBERHAUSEN-OST 
Forum 

Oberhausen-Ost 

ALSTADEN/LIRICH 
Sozialraumgremium 

Alstaden/Lirich 

STERKRADE-MITTE Forum Sterkrade 

STERKRADE-MITTE 
Sozialraum-gremium  

Schwarze Heide 

STERKRADE-NORD PAUL-Gruppe 

OSTERFELD 
Sozialraum-gremium 

Osterfeld-Mitte 

OSTERFELD 
Sozialraum-gremium 

Tackenberg-Ost 

Quelle: Bereich 3-2 Soziales. 

4.5. KOMMUNALE PRÄVENTIONSKETTEN 

Ausgehend von den positiven Ergebnissen und 

Erfahrungen des Modellvorhabens "Kein Kind 

zurücklassen!", an dem auch Oberhausen seit 

2012 von Beginn teilnahm, wird die Politik der 

Vorbeugung schrittweise in die Fläche des 

Landes NRW gebracht7.  

"Kommunale Präventionsketten" meinen ein 

Netz aus präventiven Unterstützungsmaß-

nahmen, die lückenlos entlang des Aufwach-

sens der Kinder ineinandergreifen. Dies be-

deutet, dass Kinder und ihre Familien vor Ort 

von der Schwangerschaft und Geburt bis zum 

Eintritt in das Berufsleben unterstützt werden. 

Ziel des Vorhabens war und ist, Kindern und 

Jugendlichen ein gelingendes Aufwachsen, 

                                                           
 

7
 Siehe auch: 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltu
ng/verwaltungsfuehrung/chancengleichheit/familie/kom
munale_prventionskette_-_kein-kind-zuruecklassen.php 

gesellschaftliche Teilhabe und gute Bildung, 

unabhängig von ihrer Herkunft, zu ermögli-

ŎƘŜƴΦ 5ŀōŜƛ Ǝŀƭǘ ǳƴŘ Ǝƛƭǘ ŘƛŜ aŀȄƛƳŜ α±ƻƳ 

YƛƴŘ ŀǳǎ ŘŜƴƪŜƴΗάΣ ǳƳ tǊŅǾŜƴǘƛƻƴǎƪŜǘǘŜƴ Ȋǳ 

schließen, Bedarfe aufzudecken und Dopplun-

gen zu vermeiden.  

Kommunen und Land arbeiten Hand in Hand 

in dem gemeinsamen Bestreben, allen Kindern 

und Jugendlichen gleiche Chancen und Zu-

kunftsperspektiven zu eröffnen, den künftigen 

Fachkräftebedarf zu sichern und mittel- und 

langfristig soziale Folgekosten zu minimieren.  

Die Sozialplanung und die Koordinierung der 

kommunalen Präventionsketten, welche im 

Bereich 0-4 Chancengleichheit angesiedelt ist, 

haben in ihren Arbeitsbereichen eine große 

Schnittmenge und befinden sich in permanen-

ter strategischer Abstimmung. 

4.6. SOZIALE STADT  

Das Bund-Länder-tǊƻƎǊŀƳƳ α{ƻȊƛŀƭŜ {ǘŀŘǘ 

bw²ά ƛǎǘ Ŝƛƴ tǊƻƎǊŀƳƳ der Städtebauförde-

rung. Es unterstützt durch die gezielte Bereit-

stellung von finanziellen Mitteln des Landes 

Nordrhein-Westfalen und der Bundesrepublik 

Deutschland kommunale Aktivitäten, um der 

zunehmenden sozialen und räumlichen Spal-

tung in den Städten und Quartieren entgegen-

zutreten.  

Das Sozialquartier Innenstadt und große Teile 

der Sozialquartiere Lirich-Nord und -Süd wa-

ren viele Jahre Projektgebiete der sozialen 

Stadt und wurden entsprechend städtebaulich 

gefördert. Die separate Förderung der Sozial-

quartiere Innenstadt und Lirich ist mittlerweile 

in ein gemeinsames Fördergebiet Brücken-

schlag übergegangen (vgl. Karte 2), welches 

das Sozialquartier Innenstadt, wie auch Teile 

von Lirich-Süd und des Marienviertels-West 

umfasst. Für das Fördergebiet gibt es ein inte-

griertes Handlungskonzept (IHK Brücken-

schlag), welches städtebauliche, wirtschaftli-

che, soziale, ökologische, klimaschützende, 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/verwaltungsfuehrung/chancengleichheit/familie/kommunale_prventionskette_-_kein-kind-zuruecklassen.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/verwaltungsfuehrung/chancengleichheit/familie/kommunale_prventionskette_-_kein-kind-zuruecklassen.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/verwaltungsfuehrung/chancengleichheit/familie/kommunale_prventionskette_-_kein-kind-zuruecklassen.php
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kulturelle, lokalökonomische und beschäfti-

gungswirksame Fördermaßnahmen vorsieht8.  

Die Sozialquartiere Osterfeld-Mitte und Eisen-

heim/Heide sowie Teile von Rothebusch und 

Vondern/Osterfeld-Süd sind seit 2016 eben-

falls Fördergebiet der sozialen Stadt. Hier 

dient das Integrierte Handlungskonzept Oster-

feld als Grundlage der Arbeit9. Es berücksich-

tigt, ebenso wie das IHK Brückenschlag, städ-

tebauliche, wirtschaftliche, soziale, ökologi-

sche, klimaschützende, kulturelle, lokalöko-

nomische und beschäftigungswirksame Belan-

ge und stimmt sie aufeinander ab.  

Typische Maßnahmen im Rahmen der Sozialen 

Stadt sind u.a. die Schaffung von Infrastruktu-

ren für Kinder und Jugendliche oder Gemein-

bedarfseinrichtungen, die Aufwertung von 

Straßenzügen und öffentlichen Plätzen, die 

Beseitigung von Angsträumen oder die Umge-

staltung von Schulhöfen. 

Überdies gibt es Maßnahmen, an denen die 

Bürger* innen sich aktiv beteiligen können, um 

ihren Stadtteil mitzugestalten. Hierzu gehört 

auch die Gründung eines Beirates aus lokalen 

Akteur*innen, welche die Entwicklungsprozes-

se begleiten, steuern und wichtige Themen 

vorberaten. 

Die Einwohner*innen der Fördergebiete kön-

nen zudem selber Anträge auf die Förderung 

eigener Projekte stellen, z.B. im Rahmen des 

Hof- und Fassadenprogramms oder des Verfü-

gungsfonds. 

                                                           
 

8
 Siehe: 

https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung
-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-
brueckenschlag.php 
9
 Siehe: 

https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung
-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-
osterfeld.php 

Anders als in Alt-Oberhausen und Osterfeld 

wird das Zentrum von Sterkrade-Mitte im 

Rahmen des Städtebauförderprogramms Akti-

ve StadtȤund Ortsteilzentren durch das Bun-

desministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau- 

und Reaktorsicherheit, das Ministerium für 

Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Ver-

kehr des Landes NordrheinȤWestfalen sowie 

die Stadt Oberhausen gefördert. 

Die Sterkrader Innenstadt soll mit Hilfe von 

Städtebaufördermitteln wieder profiliert und 

in ihrer Attraktivität als Wohn- und Handels-

standort gestärkt werden. Der Erneuerungs-

prozess für die Sterkrader Innenstadt basiert 

auf dem Ziel, die Multifunktionalität zu stär-

ken und langfristig zu erhalten, um eine le-

bendige Innenstadt zu entwickeln. Eine Über-

sicht über die geplanten Maßnahmen findet 

sich im Integrierten Handlungskonzept Ober-

hausen Sterkrade10. 

  

                                                           
 

10
 Siehe: 

https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung
-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-
sterkrade.php 

https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-brueckenschlag.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-brueckenschlag.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-brueckenschlag.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-osterfeld.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-osterfeld.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-osterfeld.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-sterkrade.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-sterkrade.php
https://www.oberhausen.de/de/index/stadtentwicklung-umwelt/stadtentwicklung/stadtteilentwicklung-sterkrade.php
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Karte 2: Fördergebiete in Oberhausen 
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 EXKURSE ZU WECHSELWIRKUNGEN VON 5
ARMUT, BILDUNG, GESUNDHEIT UND 

UMWELT 

Menschen in armutsgeprägten Lebenslagen 

erleben häufig einschneidende Entbehrungen 

und gesellschaftliche Benachteiligung, teils mit 

langfristigen Folgen. Dabei nimmt zum einen 

die ökonomische Armut Einfluss auf andere 

Lebensbereiche, wie bspw. die Gesundheit, 

Bildung und die Wahl des Wohnortes, zum 

anderen können Faktoren wie gesundheitliche 

Einschränkungen und Bildungsdefizite zur 

Entstehung und Reproduktion von Armut bei-

tragen. 

An zahlreichen Stellen lassen sich die Zusam-

menhänge von finanzieller Armut und gesell-

schaftlicher Benachteiligung in anderen Le-

bensbereichen statistisch nachweisen. Die 

Datenrundlagen, auf die in der Wissenschaft 

zurückgegriffen werden, sind häufig umfang-

reicher als in der kommunalen Berichterstat-

tung.  

Auch wenn nicht alle wissenschaftlichen Ana-

lysen mit kommunalen Daten reproduzierbar 

sind, sind viele Erkenntnisse auf die lokale 

Ebene übertragbar. 

Das Wissen über die komplexen Zusammen-

hänge von Armut und Benachteiligungen in 

anderen Lebensbereichen ist elementar, um 

wirkungsvolle Stellschrauben zur Förderung 

gesellschaftlicher Teilhabe und Chancen-

gleichheit zu identifizieren. So können inte-

grierte Handlungsansätze entwickelt werden, 

die zu den jeweiligen Lebenslagen der Men-

schen passen. 

Die drei folgenden Exkurse sollen daher einen 

interdisziplinären Einblick in die Wechselwir-

kungen von Armut, Bildung, Gesundheit, Um-

welt und Wohnen geben. Dabei ist zu beach-

ten, dass es sich um sehr umfangreiche The-

menbereiche handelt, von denen an dieser 

Stelle nur einige Ausschnitte dargestellt wer-

den können. Eine dezernatsübergreifende 

Vertiefung der Themenbereiche wird ange-

strebt. 

5.1. BILDUNG
11 

In der heutigen Gesellschaft sind Bildung bzw. 

die Verfügung über Wissen, dessen Einsatz zur 

Bewältigung alltäglicher Anforderungen, aber 

auch komplexer Aufgabenstellungen benötigt 

wird, der Schlüssel zu einer selbstbestimmten 

Lebensführung. Der Begriff Bildung umfasst 

dabei informelle Bildung, formale Bildung und 

non-formale Bildung. 

Informelle Bildung meint lebenslange Lernpro-

zesse, in denen Menschen Haltungen, Werte, 

Fähigkeiten und Wissen durch Einflüsse der 

eigenen Umgebung erwerben. Die formale 

Bildung umfasst die schulische Aus- und Wei-

terbildung in institutionellen Kontexten und 

die non-formale Bildung beschreibt die außer-

schulische persönliche Bildung zur Verbesse-

rung bestimmter Fähigkeiten. 

Sozialökonomisch kommt besonders der for-

malen Bildung ein hoher Stellenwert zu, da 

formale Bildungsabschlüsse am Arbeitsmarkt 

als Nachweis für einen bestimmten Wissens-

stand anerkannt werden. Doch auch hinsicht-

lich der Selbstentfaltung ihrer Persönlichkeit 

sind Menschen, die keinen Hauptschulab-

schluss als zertifiziertes Bildungsminimum 

erlangt haben, stark eingeschränkt (vgl. Harth, 

et al., 2019 S. 32). 

Die Bildung eines Menschen ist eng verwoben 

mit zahlreichen weiteren Lebensbereichen. Sie 

gilt als vorherrschendes Medium, über das 

soziale Ungleichheit produziert und reprodu-

ziert wird (vgl. Hurrelmann, et al., 2019 S. 3). 

Die Bildungsmöglichkeiten in einer Kommune 

                                                           
 

11
 Das vorliegende Kapitel wurde mit Unterstützung der 

Bereiche 3-3 Schule und 4-5 Statistik erarbeitet. 
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sind ein bedeutsamer Aspekt sozialer Teilha-

bechancen.  

BILDUNGSDATEN 

Zentrale Bildungseinrichtungen, die die Mehr-

heitsbevölkerung durchläuft, sind Kitas, 

Grundschulen, weiterführende Schule sowie 

Berufs- und (Fach-)Hochschulen.  

Die meisten bildungsbezogenen Daten werden 

dabei im Kindesalter erhoben. Als umfang-

reichste Datenquelle gilt die verpflichtende 

Schuleingangsuntersuchung (SEU). Neben 

Informationen über den Entwicklungs- und 

Gesundheitszustand der Kinder werden auch 

Informationen zum Kita-Besuch, der Gesund-

heitsvorsorge und zum sozialen Hintergrund 

des Kindes bzw. der Eltern erhoben12. Daher 

eignet sich diese Datengrundlage nicht nur für 

gesundheitsbezogene Auswertungen (siehe 

auch 5.2), sondern ebenso für bildungsbezo-

gene Analysen im frühkindlichen Alter. 

In NRW werden je nach Gesetzeslage Daten 

über den Besuch von Bildungseinrichtungen 

wie bspw. Schulen oder Kitas13 ausschließlich 

lokal in der jeweiligen Einrichtung gespeichert 

oder fließen, wie bspw. bei Kita-Beitragsdaten, 

als prozessproduzierte Vollerhebungen in der 

Kommunalverwaltung zusammen. Prozess-

produzierte kommunale Daten entstehen im 

Rahmen von Verwaltungsanliegen und erfül-

len überwiegend administrative Zwecke. Sie 

werden nur in Ausnahmefällen zu externen 

Forschungszwecken freigegeben, können 

aber, ebenso wie die SEU-Daten, von kommu-

nalen abgeschotteten Statistikstellen aufberei-

tet, für Berichte verwendet werden. 

                                                           
 

12 Der freiwillige Elternfragebogen wird jährlich von rund 

85 Prozent der Oberhausener Eltern ausgefüllt.  
13

 Kitas meint in diesem Bericht alle Kindertageseinrich-
tungen (KTEs), egal ob U3 oder Ü3, ausgenommen Kin-
dertagespflegeeinrichtungen. 

Bildungsverläufe werden überwiegend über 

formale Bildungsabschlüsse und -übergänge 

quantifiziert. Entsprechende Daten zu Bil-

dungsabschlüssen und Übergängen liegen den 

Kommunen und Ländern im Rahmen der amt-

lichen Schulstatistik jedoch nur auf Ebene der 

Schulen vor. Mit diesen Aggregatdaten sind 

bspw. Aussagen darüber möglich, wie viele 

Schüler*innen in einem Jahrgang das Abitur 

erreicht haben und auch an welcher Schule, 

ob sie männlich oder weiblich sind und ob sie 

eine deutsche Staatsangehörigkeit haben. Es 

sind jedoch keine Aussagen darüber möglich, 

wie viele Kinder aus einem Stadtteil ihr Abitur 

erreicht oder wie viele von ihnen aus einem 

armutsgeprägten Haushalt stammen, da, an-

ders als im Rahmen der SEU, weder der Woh-

nort noch der soziale Hintergrund Teil der 

amtlichen Schulstatistik sind. 

Sie eignet sich daher nur bedingt für sozial-

räumliche Analysen und kann sogar zu Fehl-

einschätzungen führen.  

Daten, die individuelle oder typische Bildungs-

verläufe vollständig abbilden, liegen in Nord-

rhein-Westfalen weder den Kommunen noch 

dem Land als Vollerhebung vor. Einige Kom-

munen, wie auch die Stadt Oberhausen, arbei-

ten daher an datenschutzkonformen Alterna-

tiven zur Erhebung von Schülerindividualda-

ten, um aus diesen steuerungsrelevante In-

formationen zu generieren. 

Die Bildungsforschung stützt sich neben der 

Schuleingangsuntersuchung häufig auf Daten, 

die im Rahmen von internationalen und natio-

nalen Untersuchungen und Vergleichen ge-

sammelt werden. Drei der bekanntesten 

Schulleistungsstudien sind zum einen das Pro-

gramme for International Student Assessment 

(PISA) sowie die Internationale Grundschul-

Lese-Untersuchung (IGLU) und die Trends in 

International Mathematics and Science Study 

(TIMMS). Besonders die PISA-Studie hat mit 

ihren ersten Ergebnissen zu Beginn der 2000er 
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das Thema Bildungsforschung neu angefacht 

und Gruppen identifiziert, die in den folgen-

den Jahren in den Fokus der Bildungspolitik 

gerückt sind. 

½ǳŘŜƳ Ǝƛōǘ Ŝǎ ƛƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘ Řŀǎ αbŀǘƛƻƴŀƭŜ 

.ƛƭŘǳƴƎǎǇŀƴŜƭά όb9t{ύΣ ŘŜǎ Leibniz-Institut für 

Bildungsverläufe e.V. (LIfBi) der Otto-Friedrich-

Universität Bamberg. Im Rahmen des NEPS 

wird eine Stichprobe von 60.000 Personen in 

regelmäßigen Wellen seit 2009 befragt. Die 

Befragungen zielen ab auf Kompetenzentwick-

lungen, Bildungsentscheidungen sowie Bil-

dungserfolge in formalen, non-formalen und 

informellen Kontexten. Auch der nationale 

Bildungsbericht wird seit 2015 durch die im 

Rahmen des NEPS erhobenen Daten ergänzt. 

Die Wirkungszusammenhänge, z.B. von Bil-

dung und sozialer Herkunft, die in der Bil-

dungsforschung aufgedeckt werden, eignen 

sich überwiegend als theoretische Grundlage 

für lokale Datenanalysen. Der Einfluss lokaler 

Bedingungen kann jedoch nur bedingt einge-

schätzt werden. 

BILDUNGSARMUT 

Lƴ ŘŜǊ CƻǊǎŎƘǳƴƎ Ƙŀǘ ǎƛŎƘ ŘŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ ŘŜǊ α.ƛl-

ŘǳƴƎǎŀǊƳǳǘά ŀƭǎ .ŜǎŎƘǊŜƛōǳƴƎ ŦǸǊ Řŀǎ ¦ƴǘŜr-

ǎŎƘǊŜƛǘŜƴ ŜƛƴŜǎ αƛƴǎǘƛǘǳǘƛƻƴŀƭƛǎƛŜǊǘŜƴ aƛƴŘŜǎt-

standards in der schulischen und beruflichen 

!ǳǎōƛƭŘǳƴƎά ŜǘŀōƭƛŜǊǘ ǾƎƭΦ (vgl. Hurrelmann, et 

al., 2019 S. 4). Bildungsarmut ist entsprechend 

relational zu einer Norm an Bildung in einem 

Land zu betrachten.  

Die Mehrheit der Bevölkerung durchläuft im-

mer längere Bildungsgänge und der durch-

schnittliche Bildungsstand steigt. Immer mehr 

Menschen erzielen in ihrem Bildungsverlauf 

eine Hochschulzugangsberechtigung. Gleich-

zeitig steigt die Zahl der Hochschulabsol-

vent*innen. Zertifizierte formale Bildungstitel 

werden daher immer wichtiger im Wettbe-

werb am Arbeitsmarkt. 

Darüber hinaus können erworbene formale 

Bildungstitel mit der Zeit an Wert verlieren, da 

immer neue fachliche Anforderungen für die 

Berufliche Tätigkeit auftreten. Daher ist auch 

Fort- ǳƴŘ ²ŜƛǘŜǊōƛƭŘǳƴƎ ȊǳƳ 9ǊƘŀƭǘ ŘŜǎ α.ƛl-

duƴƎǎƴƛǾŜŀǳǎά Ǿƻƴ ȊŜƴǘǊŀƭŜǊ .ŜŘŜǳǘǳƴƎΦ 

Der Anstieg des durchschnittlichen Bildungsni-

veaus ermöglicht zwar immer mehr Menschen 

eine höhere Bildung, jedoch nimmt auch die 

gesellschaftliche Spaltung zwischen Menschen 

mit geringer und hoher Bildung zu.  

SOZIALE HERKUNFT 

Bildung ist ein Thema von hoher sozialpoliti-

scher Relevanz. Trotz vieler Bemühungen, ein 

chancengerechtes Bildungssystem mit hoher 

Durchlässigkeit, unabhängig von der sozialen 

Herkunft, zu gestalten, weist die Bildungsland-

schaft in Deutschland systematische Benach-

teiligungen für einige Personengruppen auf. 

Auch einige Schul- bzw. Bildungsreformen 

konnten zwar die Leistungsfähigkeit des Schul-

systems erhöhen, die Bildungsarmutsrisiken 

für bestimmte, systematisch exkludierte Schü-

lergruppen jedoch nicht reduzieren (vgl. 

Hermstein, et al., 2019 S. 792).  

So kommen auch zahlreiche Studien weiterhin 

zu dem Ergebnis, dass Bildungsbenachteili-

gung in einem engen Zusammenhang mit den 

sozialen und kulturellen und den damit ver-

bundenen Lebensbedingungen und Bildungs-

entscheidungen in der (frühen) Kindheit ste-

hen (vgl. Gniewosz, et al., 2017; Kotitschke, et 

al., 2013; Becker, 2011; Biedinger, et al., 

2010).  

Familiäre Ressourcen, wie der berufliche Sta-

tus der Eltern, ihr Bildungsniveau und die zu 

Hause gesprochene Sprache, spielen hier eine 

wichtige Rolle. Kinder aus Familien mit niedri-

gem Sozialstatus14 sind häufiger durch eine 

                                                           
 

14
 Der sozioökonomische Status wird mit einem Index 

erfasst, der auf Angaben zum Bildungsniveau, der beruf-
lichen Stellung und der Einkommenssituation basiert 



Exkurse zu Wechselwirkungen von Armut, Bildung, Gesundheit und Umwelt 
 

24 

anregungsärmere Lernumgebung in ihrer kog-

nitiven Entwicklung und dem Erwerb bil-

dungsbezogener Kompetenzen benachteiligt 

als Kinder aus Familien mit höherem Sozialsta-

tus (vgl. Kotitschke, et al., 2013 S. 713). Dies 

äußert sich z.B. darin, dass Eltern ihren Kin-

dern weniger vorlesen oder die Kinder länger 

fernsehen. Ein Ausgleich dieser frühen Kom-

petenzunterschiede während der Grundschul-

zeit gelingt häufig nicht, sodass Kinder aus 

weniger privilegierten Familien während ihres 

gesamten Bildungsverlaufes im leistungsbezo-

genen gegliederten Bildungssystem Nachteile 

erleben (vgl. ebd.). 

Je nach Datenlage können Kommunen mit den 

Daten der Schuleingangsuntersuchung eigene 

Auswertungen zum Zusammenhang der sozia-

len Herkunft mit der kindlichen Entwicklung 

oder ihrer Gesundheit (siehe auch Kapitel 5.2) 

vornehmen. Besonderes Erkenntnisinteresse 

liegt dabei auf den Entwicklungskompetenzen, 

die während des sozialpädiatrischen Entwick-

lungsscreening für Schuleingangsuntersuchun-

gen (SOPESS)15 untersucht werden.  

Die Ergebnisse der Schuleingangsuntersu-

chung werden nicht nur den Eltern und Schu-

len zurückgespiegelt, sondern fließen in Ober-

hausen neben der Gesundheitsberichterstat-

tung auch in die Bildungsberichterstattung16 

ein.  

                                                                                    
 

(Lampert, et al., 2018). Auf kommunaler Ebene liegen 
solche Daten i.d.R. nicht vor. 
15

 Das Screening wurde vom Landesinstitut für Gesund-

heit und Arbeit des Landes Nordrhein-Westfalen (heute 
Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen) in 
Zusammenarbeit mit den Kinder- und Jugendgesund-
heitsdiensten der Gesundheitsämter Nordrhein-
Westfalens und der Universität Bremen entwickelt. Es 
wird seit dem Schuljahr 2010/11 in den meisten Kom-
munen NRWs angewendet. 
16

 Siehe: 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltu
ng/familie-schule-integration-und-
sport/bildung_integriert/veroeffentlichungen_bildung_i
ntegriert.php 

Überdies werden ausgewählte Ergebnisse im 

Bildungsatlas17 der Stadt Oberhausen veröf-

fentlicht und auch im Rahmen der Sozialpla-

nung werden Daten der SEU z.B. für die Ex-

pert*innendialoge genutzt. 

In einzelnen Kommunen18 sind auch Verknüp-

fungen von SGB-II-Daten mit SEU-Daten mög-

lich. Mithilfe solcher Verknüpfungen konnte 

für die Nachbarkommune Mülheim an der 

Ruhr gezeigt werden, dass Kinder, die in ar-

mutsgeprägten Haushalten aufwachsen, im 

Rahmen des SOPESS häufiger Defizite in zent-

ralen Entwicklungskompetenzen, zeigen als 

andere Kinder. Hierzu gehören Fähigkeiten, 

wie bspw. Körperkoordination und Visuomo-

torik19, Aufmerksamkeit und Sprachkompe-

tenzen. Die Untersuchung in Mülheim an der 

Ruhr zeigte auch, dass Kinder ohne Migrati-

onshintergrund ebenfalls ein erhöhtes Risiko 

für Sprachauffälligkeiten haben, wenn sie in 

einem Haushalt aufwachsen, der auf Leistun-

gen nach dem SGB II angewiesen ist. (vgl. 

Groos, et al., 2015 S. 54).  

In Oberhausen liegen der Stadtverwaltung 

keine personenbezogenen SGB-II-Daten vor, 

sodass Auswertungen, wie sie in Mülheim an 

der Ruhr vorgenommen wurden, nicht voll-

ständig reproduzierbar sind. Es werden jedoch 

auch in Oberhausen umfangreiche Auswer-

tungen der Schuleingangsuntersuchungen 

vorgenommen, die in datengestützte Steue-

rungsprozesse einfließen.  

                                                           
 

17
 Siehe: 

https://www.oberhausen.de/atlas/Bildungsatlas/ 
18

 Dabei handelt es sich um Optionskommunen, die die 

im SGB II geregelten Aufgaben der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende in alleiniger Trägerschaft wahrnehmen. 
19 Die Visuomotorik, bzw. die Hand-Augen-Koordination 

stellt eine zentrale Fähigkeit beim Erlernen einer Schrift-
sprache sowie dem Schreiben von Zahlen und Buchsta-
ben dar. Probleme bei der Hand-Auge-Koordination 
können Einfluss auf den Schulerfolg nehmen, da sie zu 
einer reduzierten Arbeitsgeschwindigkeit führen 
(Daseking, et al., 2009). 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/veroeffentlichungen_bildung_integriert.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/veroeffentlichungen_bildung_integriert.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/veroeffentlichungen_bildung_integriert.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/veroeffentlichungen_bildung_integriert.php
https://www.oberhausen.de/atlas/Bildungsatlas/
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ELTERNBILDUNG UND FRÜHKINDLICHE ENTWICK-

LUNGSKOMPETENZEN IN OBERHAUSEN 
Neben Armut nimmt auch das Bildungsniveau 

der Eltern Einfluss auf die Schulfähigkeit ihrer 

Kinder. Beide Merkmale treten jedoch nicht 

selten gemeinsam auf.  

Die Armutsforschung stellt dabei ein hohes 

elterliches Bildungsniveau als einen α.ƛƭŘǳƴƎs-

ŜǊŦƻƭƎǎŦŀƪǘƻǊά ƘŜǊŀǳǎΦ 

Auch in den Oberhauser SEU-Daten werden 

deutliche Unterschiede zwischen den Kindern 

sichtbar, wenn man sie nach dem Bildungsni-

veau20 der Eltern gruppiert, insbesondere 

beim Test der Sprachfähigkeiten und der Vi-

suomotorik. 

Während bei der Gruppe der Kinder mit for-

mal niedrig gebildeten Eltern fast die Hälfte 

aller Kinder Defizite zeigt, ist es in der Gruppe 

der formal hoch gebildeten Eltern nur jedes 

fünfte. Doch auch bei allen anderen Entwick-

lungskompetenzen zeigen Kinder aus bil-

dungsfernen Elternhäusern häufiger Auffällig-

keiten als Kinder aus Elternhäusern mit hoher 

oder mittlerer formaler Bildung (vgl. Abbil-

dung 6).  

Bei formal hoch gebildeten Eltern können 

zudem häufiger bildungsförderliche Verhal-

tensweisen festgestellt werden (vgl. Abbildung 

7). Sie lesen ihren Kindern öfter vor und lassen 

sie weniger fernsehen. Zudem erlernen ihre 

Kinder häufiger ein Musikinstrument zu spie-

len und auch die Inanspruchnahme der Kita 

unterscheidet sich hinsichtlich des Bildungsni-

veaus der Eltern. 

                                                           
 

20
 ½ǳǊ .ŜǎǘƛƳƳǳƴƎ ŘŜǎ .ƛƭŘǳƴƎǎƴƛǾŜŀǳǎ ǿƛǊŘ Ŝƛƴ α.ƛl-
ŘǳƴƎǎƛƴŘŜȄά ŀǳǎ ŘŜƳ höchsten Schulabschluss und dem 
höchsten beruflichen Abschluss der Eltern gebildet. 
Dieser Index wird ebenfalls vom LZG berechnet und 
fließt als Indikator in die landesweite Sozial, Bildungs-, 
und Gesundheitsberichterstattung ein. Die genaue Defi-
nition der Kategorien des elterlichen Bildungsniveaus 
findet sich im Anhang. 

Ein Viertel der Kinder aus Haushalten mit for-

mal niedriger Elternbildung besuchen weniger 

als zwei Jahre eine Kita. Bei einer mittleren 

oder hohen Elternbildung sind es nur neun 

bzw. sieben Prozent der Kinder. 

Diese unterschiedliche Inanspruchnahme der 

Kita kann ebenso wie die soziale Herkunft, zur 

Reproduktion von Armut beitragen, da auch 

der fehlende oder verkürzte Besuch einer 

Kindertageseinrichtung zu Defiziten in schulre-

levanten Kompetenzen führt. Ein früher Be-

such einer Kindertageseinrichtung erweist sich 

hingegen unabhängig von der sozialen Her-

kunft als förderlich für alle zentralen Entwick-

lungskompetenzen (vgl. Groos, et al., 2015 S. 

53 ff.). 

SEGREGATION IN BILDUNGSEINRICHTUNGEN 

Bildungserfolge werden, neben den familiären 

und individuellen Voraussetzungen, ebenso 

vom institutionellen Kontext, also der gewähl-

ten Bildungseinrichtung beeinflusst.  

Nimmt man die Schule in den Blick, zählen als 

Kontext im Wesentlichen die gewählte Schul-

form, die Art des Unterrichts und die daraus 

resultierenden Lernmöglichkeiten. Doch auch 

die Zusammensetzung der Mitschüler*innen 

und das damit einhergehende durchschnittli-

che Leistungsniveau an der Schule bzw. im 

Klassenverbund nehmen Einfluss auf den 

Lernerfolg. (SVR, 2013 S. 19). 

Die Entmischung von Schüler*innen bzw. die 

αYƻƴȊŜƴǘǊŀǘƛƻƴά Ǿƻƴ {ŎƘǸƭŜǊϝƛƴƴŜƴ Ƴƛǘ aƛƎǊa-

tionshintergrund oder sozialer Benachteili-

gung in einzelnen Einrichtungen, wird in der 

Wissenschaft und Verwaltungspraxis auch als 

Schulsegregation bezeichnet. 
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Abbildung 6: Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung nach Bildungsindex der Eltern - Anteile der Kinder 
mit Auffälligkeiten in kindlichen Entwicklungskompetenzen (in %) 

 
Quelle: Bereich 3-4 /Gesundheit. Schuleingangsuntersuchung der Stadt Oberhausen (2017 und 2018), Berech-
nung: Bereich 4-5 /Statistik, eigene Darstellung. Anmerkung: Die genaue Definition der Kategorien des elterli-
chen Bildungsniveaus findet sich im Anhang. 

Abbildung 7: Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung nach Bildungsindex der Eltern ς Befunde zum Bil-
dungsförderlichen Elternverhalten, Anteile der Kinder (in %) 

  
Quelle: Bereich 3-4 /Gesundheit. Schuleingangsuntersuchung der Stadt Oberhausen (2017 und 2018), Berech-
nung: Bereich 4-5 /Statistik, eigene Darstellung. Anmerkung: Die genaue Definition der Kategorien des elterli-
chen Bildungsniveaus findet sich im Anhang. 
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Während man bei der Segregation zwischen 

Stadtteilen (siehe auch Kapitel 2.6) von resi-

dentieller Segregation spricht, beschreibt die 

Schulsegregation eine institutionelle Segrega-

tion21.  

Die Segregation von Schüler*innen wurde vor 

allem an Grundschulen untersucht. Die Stu-

dien kommen dabei überwiegend zu gleichen 

Ergebnissen: Besonders Kinder aus Familien 

mit ungünstigen Lernvoraussetzungen, die 

überwiegend unter Schüler*innen mit ähnli-

chen Voraussetzungen unterrichtet werden, 

erfahren durch diese Segregation eine syste-

matische Benachteiligung. Hingegen erweist 

sich das Miteinander von Kindern mit ver-

schiedenen Lernvoraussetzungen in einem 

Klassenverbund als förderlich für den allge-

meinen Lernerfolg (vgl. SVR, 2013 S. 4).  

Einige Eltern assoziieren mit einem hohen 

Migrant*innenanteil an einer Schule mangel-

hafte Lernmöglichkeiten und ein problembe-

lastetes Umfeld. Dabei hat der Anteil der Kin-

der mit Migrationshintergrund an einer Schule 

deutliche geringere Effekte auf den Lernerfolg, 

wenn man den sozialen Hintergrund der Schü-

ler*innen mit einbezieht. Dieser und das da-

mit einhergehende durchschnittliche Leis-

tungsniveau bedingen in deutlich höherem 

Maße den Lernerfolg (vgl. ebd.).  

Bei der Wahl einer Grundschule spielt für ei-

nen überwiegenden Anteil der Eltern die 

Wohnortnähe eine Rolle. So kommt es in seg-

regierten Stadtteilen häufig zu einer Übertra-

gung der residentiellen Segregation auf die 

Bildungseinrichtung. Diese institutionelle Seg-

regation hat zur Folge, dass sich die Kinder 
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 Einen allgemein gültigen Schwellenwert, der festlegt, 

bei welcher Schülerzusammensetzung eine Schule als 
segregiert gilt, gibt es nicht (SVR, 2013 S. 7). 

 

bereits mit Eintritt in die Kita hinsichtlich ihrer 

sozialen Herkunft entmischen. 

Mit Abschaffung der verpflichtenden Grund-

schulbezirke 2008 hat sich, wie weitere Unter-

suchungen im benachbarten Mülheim an der 

Ruhr zeigen, die Segregation in den Grund-

schulen sogar noch verschärft, da überwie-

gend formal höher gebildete Eltern die Mög-

lichkeit wahrnehmen, eine andere als die zu-

ständige Grundschule zu wählen, wenn diese 

sozial benachteiligt ist (vgl. Groos, 2015 S. 24-

25). 

Auch der Sachverständigenrat deutscher Stif-

tungen für Integration und Migration (SVR) 

kommt zu dem Schluss, dass durch wohn-

räumliche Entmischung und das ausweichende 

Schulwahlverhalten vieler bildungsnaher El-

tern die Bildungschancen von Schüler*innen 

mit Migrationshintergrund beeinträchtigt 

werden (vgl. SVR, 2013 S. 7).  

Dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern wird 

mit Aufhebung der Grundschulbezirke NRW 

ein höherer Stellenwert beigemessen. Eine 

landesweite Debatte über die Rückkehr zu 

verpflichtenden Grundschulbezirken besteht 

nicht. Alternative Möglichkeiten zur Steuerung 

oder Verteilung von Schüler*innen sind in 

ihrer Umsetzbarkeit und Wirksamkeit für die 

Verringerung gesellschaftlicher Ungleichheiten 

im Bildungssystem wenig erforscht. Als er-

folgsversprechender werden daher Maßnah-

men angesehen, die die Lernmöglichkeiten an 

segregierten Schulen verbessern. So kommt 

auch der SVR zu dem Schluss, dass man dieser 

gesellschaftlichen Ungleichheit mit einer an-

forderungsgerechten und praxisorientierten 

Qualifizierung des Schulpersonals sowie be-

darfsgerechter Mittelallokation begegnen 

kann. Bei der Bedarfsermittlung sollte ent-

sprechend die soziale Zusammensetzung der 

Schüler*innen berücksichtigt werden (vgl. 

ebd. S. 48). 
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Zu diesem Zweck hat auch die Stadt Oberhau-

sen einen Schulsozialindex22 entwickelt, wel-

cher die Zusammensetzung der Schüler*innen 

in den Blick nimmt und eine bedarfsgerechte 

Steuerung von zusätzlichen Ressourcen für 

Schulen, die unter erschwerten Bedingungen 

agieren, ermöglicht. 

Die soziale und ethnische Segregation ist 

ebenso auf Ebene der Kitas zu beobachten. 

Hinter der elterlichen Wahl einer Kita steht 

jedoch häufig noch eine komplexere Aus-

gangssituation. Neben der Verfügbarkeit eines 

altersgerechten Betreuungsplatzes mit dem 

gewünschten Betreuungsumfang spielen elter-

liche Präferenzen hinsichtlich des pädagogi-

schen Konzeptes aber auch die Konfession 

eine tragende Rolle (vgl. Groos, et al., 2018 S. 

15).  

Anders als bei den Schulen, erhalten rund 40 

Oberhausener Kitas mit erhöhten SGB-II-

Quoten zusätzliche Ressourcen vom Land. Die 

ǎƻƎΦ αtLUSKita-CǀǊŘŜǊǳƴƎά23 ist jedoch aus-

schließlich zur Finanzierung von Personalkos-

ten vorgesehen, sodass diese stets dem Per-

sonal- und Kitaplatzmangel entgegensteht. 

Die Stadt Oberhausen stellt sich den verschie-

denen Herausforderungen, die das institutio-

nalisierte Bildungssystem mit sich bringt, mit 

verschiedenen zusätzlichen Fachstellen wie 

bspw. dem Bildungsbüro und der Koordinie-

rungsstelle Übergang Schule-Beruf. Auch das 

Kommunale Integrationszentrum (KI) und die 

VHS sind bspw. bei der Koordination von Bil-

dungsangeboten für Neuzugewanderte einge-

bunden. Auch hinsichtlich des datenbasierten 

Bildungsmanagements und der Bildungsbe-

                                                           
 

22
 Siehe auch: 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltu
ng/familie-schule-integration-und-
sport/bildung_integriert/methodische_analyse_schulsozi
alindex_08_2018.pdf 
23

 Siehe auch: https://www.mkffi.nrw/pluskita 

richterstattung ist Oberhausen gut aufgestellt 

und nimmt am Bundesförderprogramm "Bil-

ŘǳƴƎ ƛƴǘŜǊƎƛŜǊǘά ǘŜƛƭ24. Ziel ist die Chancen-

gleichheit aller ohne Diskriminierung hinsicht-

lich ihres Geschlechts, Alters oder ethnischer 

Herkunft. Der Fokus in der aktuellen Förder-

phase liegt dabei auf dem Übergang von der 

Schule in den Beruf und der Weiterbildungs-

landschaft.  

Mit der Veröffentlichung des Bildungsreportes 

2019 und der Etablierung des Datenkompas-

ses Bildung sowie des Bildungsatlasses wurden 

wichtige Grundlagen für ein datenbasiertes 

Bildungsmanagement mit einer Bildungsbe-

richterstattung in Oberhausen geschaffen, um 

nachhaltig die Bildungsteilhabe entlang der 

Bildungskette von der Elementarbildung bis 

hin zur Nacherwerbsphase zu fördern. 

FAZIT 

Der vorliegende Exkurs zum Zusammenhang 

von Bildung und Armut zeigt thematische 

Schnittstellen der Sozialplanung mit anderen 

Fachplanungen aus dem Bildungsbereich auf. 

Die Gestaltung der Bildungslandschaft durch 

die Stadtverwaltung und die zahlreichen Trä-

ger*innen im Stadtgebiet kann hier lediglich 

angerissen werden.  

Die Auswirkungen von Armutslagen auf die 

Bildung und Entwicklung von Kindern hat in 

Oberhausen besonders im Rahmen des För-

ŘŜǊǇǊƻƧŜƪǘŜǎ α.ƛƭŘǳƴƎ ƛƴǘŜƎǊƛŜǊǘά ƳŜƘǊ !ǳf-

merksamkeit erhalten. Darüber hinaus bietet 

sich eine integrierte Ausarbeitung der Wir-

kungszusammenhänge zwischen Bildung, Ar-

mut und weiteren Themenfeldern im Ober-

hausener Stadtgebiet und daraus resultieren-

den Handlungsoptionen an.  
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 5ŀǎ tǊƻƎǊŀƳƳ α.ƛƭŘǳƴƎ ƛƴǘŜƎǊƛŜǊǘά ǿƛǊŘ ǾƻƳ .ǳƴŘe-

ministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) und 
dem Europäischen Sozialfonds der Europäischen Union 
gefördert. Siehe auch: 
https://www.oberhausen.de/bildung_integriert  

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/methodische_analyse_schulsozialindex_08_2018.pdf
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/methodische_analyse_schulsozialindex_08_2018.pdf
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/methodische_analyse_schulsozialindex_08_2018.pdf
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/familie-schule-integration-und-sport/bildung_integriert/methodische_analyse_schulsozialindex_08_2018.pdf
https://www.mkffi.nrw/pluskita
https://www.oberhausen.de/bildung_integriert
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5.2. GESUNDHEIT
25 

Neben den beschriebenen Zusammenhängen 

von Armut und Bildung zeigen sich ebenso 

Wechselwirkungen zwischen Armut und Ge-

sundheit26. Die Forschung zeigt vielfältige ge-

sellschaftliche Ungleichheiten auf. Dabei kann 

Armut einerseits die Ursache für Krankheit 

oder eine weniger gute Gesundheit sein, und 

andererseits kann ein schlechter Gesundheits-

zustand zu Armut führen, bspw., wenn man 

seine Berufstätigkeit aus Krankheitsgründen 

aufgeben muss. Soziale Unterschiede spiegeln 

sich aber nicht nur in gesundheitlichen Befun-

den wider sondern auch in gesundheitsförder-

lichem bzw. gesundheitsgefährdendem Ver-

halten.  

Die gesellschaftlich ungleich verteilten Ge-

sundheitschancen werden nicht nur im Rah-

men der Gesundheitsberichterstattung the-

matisiert, sondern sind ebenfalls fester Be-

standteil der bundesweiten Sozialberichter-

stattung im Rahmen des Armuts- und Reich-

tumsberichts des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales (vgl. BMAS, 2017) sowie 

des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales NRW (ehemals Ministerium für Ar-

beit, Integration und Soziales) (vgl. MAIS NRW, 

2016). 

Der vorliegende Exkurs soll einen Einblick in 

Erkenntnisse der Gesundheitswissenschaften 

geben, die für die kommunale Planung genutzt 

werden können. Ein Schwerpunkt liegt dabei 

auf dem Thema Public HealthΣ ŀƭǎƻ ŘŜǊ αǀf-

fentƭƛŎƘŜƴ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘǎǇŦƭŜƎŜάΦ LƳ wŀƘƳŜƴ 

dieser bieten sich verschiedene Schnittstellen 

zwischen der Sozialplanung und der Gesund-

heitsplanung. 
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 Das vorliegende Kapitel wurde mit Unterstützung der 

Bereiche 3-4 Gesundheit und 4-5 Statistik erarbeitet. 
26

 Ebenso bestehen Wechselwirkungen zwischen Bildung 
und Armut, welche an dieser Stelle aber nicht ausgeführt 
werden. 

Ähnlich wie im Bereich Bildung greifen die 

Gesundheitswissenschaften auf andere Daten 

zurück als die Kommunalen Gesundheitspla-

nungen. Daher wird ebenfalls auf Gesund-

heitsdaten und verschiedene Quellen einge-

gangen. 

GESUNDHEITSDATEN 

Die Datenlage ist im Gesundheitsbereich sehr 

unterschiedlich. Die Kommunalen Gesund-

heitsämter halten selber nur wenige Daten 

über die Gesundheit von Jugendlichen, Er-

wachsenen und älteren Menschen vor. Sehr 

gut aufgestellt sind sie hingegen bei der Ge-

sundheit von Kindern zwischen fünf und sechs 

Jahren. Wie bereits in Kapitel 5.1 beschrieben, 

wird jedes Kind, bevor es zur Schule geht, vom 

Gesundheitsamt auf seine Schulfähigkeit und 

den allgemeinen Gesundheitszustand unter-

sucht. Die im Rahmen der Schuleingangsun-

tersuchung (SEU) erfassten Daten werden vom 

Gesundheitsamt zur Gesundheitsberichter-

stattung und Gesundheitsplanung genutzt und 

sind auch kleinräumig abbildbar.  

Andere kleinräumige Gesundheitsdaten, die 

einer Vollerhebung entsprechen, werden von 

den kommunalen Gesundheitsämtern lediglich 

zur Sterblichkeit der Einwohner*innen erfasst.  

Auf Anfrage stellen auch einige Krankenkassen 

ihre Daten zur kommunalen Gesundheitsbe-

richterstattung zur Verfügung, da die Wahl der 

Krankenkasse jedoch jedem/r Einwohner*in 

selber überlassen ist, stellen die Daten der 

Krankenkassen keine repräsentative Stichpro-

be der Bevölkerung dar. Berichtsergebnisse 

auf Basis einzelner Krankenkassen sind also 

nur bedingt auf die Gesamtbevölkerung über-

tragbar. 

Für wissenschaftliche Untersuchungen, z.B. zu 

sozialen Unterschieden beim Gesundheitszu-

stand oder dem Gesundheitsverhalten, wer-

den keine kommunalen Daten genutzt son-

dern gezielt nationale und internationale Pa-
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neldaten erhoben. Per Stichprobe werden 

zufällig Personen ausgewählt und in regelmä-

ßigen Befragungswellen zu ihrem Gesund-

heitszustand, ihrem Gesundheitsverhalten 

und ihren sozialen Hintergründen, wie Ein-

kommen, Beruf oder Bildungsstand befragt.  

Eine der größten Erhebungen dieser Art ist 

ōǎǇǿΦ ŘƛŜ α{ǘǳŘƛŜ ȊǳǊ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘ Ǿƻƴ YƛƴŘŜǊƴ 

und Jugendlichen in Deutschland (KIGGS) des 

Robert Koch-Instituts oder die ebenfalls am 

RKI durchgeführten Studie »Gesundheit in 

Deutschland aktuell« (GEDA).  

Aber auch größere Bevölkerungsumfragen wie 

das Sozioökonomische Panel (SOEP) enthalten 

Fragen zur Gesundheit und zum sozialen Hin-

tergrund der Befragten und eignen sich daher 

für interdisziplinäre Analysen.  

PUBLIC HEALTH  

-Gesundheit fördern, Krankheiten verhindern 

und heilen, Leben verlängern ς mit diesem Ziel 

nimmt die Public Health-CƻǊǎŎƘǳƴƎ Řŀǎ αƎǊƻǖŜ 

DŀƴȊŜά ƛƴ ŘŜƴ .ƭƛŎƪΥ ŘƛŜ ƳŜƴǎŎƘƭƛŎƘŜ .ƛƻƭƻƎƛŜΣ 

Umweltbedingungen, Lebensweisen und das 

System der Gesundheitsversorgung. 

Das Fachgebiet Public Health ist spezialisiert 

auf interdisziplinäre sozialmedizinische Ansät-

ze. Der Fokus liegt dabei auf der Betrachtung 

der Gesundheit der Bevölkerung bzw. von 

Personengruppen und Bevölkerungsteilen, 

nicht auf der Gesundheit der einzelnen Per-

son.  

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

stützt sich in ihrer Definition von Public Health 

auf einen Vorschlag von Acherson: "Public 

Health ist die Wissenschaft und die Praxis der 

Verhinderung von Krankheiten, Verlängerung 

des Lebens und Förderung der Gesundheit 

durch organisierte Anstrengungen der Gesell-

schaft" (Acheson, 1988). Gerlinger ergänzt 

diese 5ŜŦƛƴƛǘƛƻƴ ŦƻƭƎŜƴŘŜǊƳŀǖŜƴΥ αώΧϐ ǳƴǘŜǊ 

Berücksichtigung einer gerechten Verteilung 

und einer effizienten Nutzung der vorhande-

nen Ressourcen." (Gerlinger, et al., 2012). 

Public Health folgt damit einem ganz ähnli-

chen Prinzip wie die strategische Sozialpla-

nung und ist ein (sozial-)politisch relevantes 

Thema, auch auf kommunaler Ebene.  

Einzelmaßnahmen im Sinne der Verhal-

tensprävention haben sich in der Vergangen-

heit als weniger effektiv gezeigt: Soziale Un-

terschiede im Gesundheitsverhalten können 

bei ausschließlich verhaltensbasierten Ange-

boten sogar zunehmen, da sozial benachteilig-

te Bevölkerungsgruppen von diesen Maßnah-

men oftmals gar nicht oder schlechter erreicht 

werden, während sie von der Mehrheitsge-

sellschaft gut angenommen werden27 (vgl. 

Kuntz, et al., 2018 S. 54). Daher setzt eine 

moderne Gesundheitsförderung auf Konzepte, 

die Verhaltens- und Verhältnisprävention ver-

einen. Die Verhaltensprävention verfolgt da-

bei das Ziel, das individuelle Gesundheitsver-

halten eines Menschen positiv zu beeinflus-

sen, in dem die Gesundheitskompetenz ge-

stärkt wird. Hierzu gehört es bspw., Risikofak-

toren durch Fehl- oder Mangelernährung, 

Bewegungsmangel, Rauchen und übermäßi-

gen Alkoholkonsum zur reduzieren. 

Die Verhältnisprävention umfasst hingegen u. 

a. die Arbeits- und Lebensbedingungen und 

versucht durch Maßnahmen das Umfeld zu 

verändern, sodass es gesundheitsförderlich 

wirkt. Dazu zählen beispielsweise die Woh-

numgebung und auch andere Faktoren, wel-

che die Gesundheit beeinflussen können, so 

etwa das Einkommen und die Bildung (vgl. 

BMG, 2019). 

Dies erfolgt u.a. mithilfe des Setting-Ansatzes, 

welcher verschiedene Institutionen oder Sozi-

alräume als zielgruppenspezifische Orte für 

gesundheitsförderliche Maßnahmen und An-

gebote vorsieht. In Oberhausen werden künf-
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 5ƛŜǎŜǎ tƘŅƴƻƳŜƴ ƛǎǘ ŀǳŎƘ ŀƭǎ ǎƻƎΦ αtǊŅǾŜƴǘƛƻƴǎŘi-

ƭŜƳƳŀά ōŜƪŀƴƴǘΦ 
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tig im Rahmen der Umsetzung eines Förder-

programms des GKV-Bündnis für Gesundheit 

die verschiedenen Sozialräume näher in den 

Fokus gerückt. Ziel dieses Projekts ist der Auf- 

und Ausbau gesundheitsförderlicher Steue-

rungsstrukturen auf kommunaler Ebene. 

 

Die verschiedenen Settings können je nach 

Altersgruppe und Lebenslage unterschiedlich 

sein, da auch der Gesundheitszustand und das 

gesundheitsförderliche Verhalten mit dem 

Alter und der Lebenslage variieren.  

Im Folgenden werden daher sozial bedingte 

gesundheitliche Ungleichheiten entlang der 

Altersgruppen beschrieben und jeweils geeig-

nete Settings benannt. Als Basis dienen Exper-

tisen des RKI, die sich auf die gesamte Bundes-

republik Deutschland beziehen.  

KINDES- UND JUGENDALTER 

Der Gesundheitszustand eines Kindes hängt 

maßgeblich vom sozioökonomischen Status 

(SES)28 der Eltern ab. Die Weichen für die ge-

sundheitliche Entwicklung bis ins spätere Le-

bensalter werden mitunter im Kindesalter 

gestellt, teils bereits vor der Geburt. Mangel-

ernährung, Rauchen oder körperliche Gewalt 

während der Schwangerschaft können die 

Gesundheit des Kindes erheblich beeinträchti-

gen. Da diese Erscheinungen häufiger bei 

Frauen mit geringem Status auftreten, starten 

Kinder aus armutsgeprägten Familien so mög-

licherweise bereits mit schlechteren gesund-

heitlichen Voraussetzungen ins Leben (vgl. 

Karlsson, et al., 2012 S. 231).  

Armut, Mangelerfahrung und geringe gesell-

schaftliche Teilhabechancen während der 

Kindheit gehen zudem mit erhöhten Gesund-

                                                           
 

28
 Der sozioökonomische Status wird mit einem Index 

erfasst, der auf Angaben zum Bildungsniveau, der beruf-
lichen Stellung und der Einkommenssituation basiert 
(Lampert, et al., 2018). Auf kommunaler Ebene liegen 
solche Daten i.d.R. nicht vor. 

heitsrisiken wie Störungen der Organreifung, 

des Körperwachstums und elementarer Ent-

wicklungskompetenzen einher. Diese führen 

häufig auch zu langfristigen gesundheitlichen 

Einschränkungen (vgl. Lampert, et al., 2017 S. 

98). 

Neben den sozialen Unterschieden bei Krank-

heitsbildern, kommt auch dem gesundheits-

förderlichen Verhalten der Kinder bzw. ihrer 

Eltern eine besondere Bedeutung zu.  

Eltern mit geringem sozialem Status schätzen 

den Gesundheitszustand des Kindes häufiger 

als schlecht ein als andere Eltern (vgl. 

Lampert, et al., 2019 S. 16). Sie rauchen über-

dies häufiger, stillen seltener, nehmen selte-

ner an den Früherkennungsuntersuchungen 

teil und ernähren ihre Kinder häufiger unge-

sund. Kinder aus armutsgeprägten Haushalten 

sind auch häufiger übergewichtig als Kinder 

aus privilegierten Elternhäusern, gehen häufi-

ger ohne Frühstück aus dem Haus, sind selte-

ner im Vereinssport aktiv und konsumieren 

durchschnittlich mehr Stunden am Tag elekt-

ronische Medien (vgl. Lampert, et al., 2017 S. 

98-99).  

Die gute kommunale Datenlage im frühkindli-

chen Bereich erlaubt es, einige Erkenntnisse 

der bundesweiten Gesundheitsforschung für 

Eltern und Kinder auf kommunaler Ebene zu 

reproduzieren. Da kein sozioökonomischer 

Status abgeleitet werden kann29, wird alterna-

tiv, wie bereits in Kapitel 5.1, das Bildungsni-

veau bzw. der Bildungsindex der Eltern als 

Indikator für die soziale Herkunft der Familien 

herangezogen.  

Abbildung 8 zeigt ausgewählte gesundheitsre-

levante Faktoren: Ob die Kinder übergewichtig 

sind, ob sie an der Früherkennungsuntersu-
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 Im Rahmen der SEU keine Informationen zum Ein-

kommen oder der beruflichen Stellung der Eltern erfasst. 
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chung U9 teilgenommen haben, ob sie sich 

regelmäßig sportlich betätigen und ob ihre 

Eltern in der Wohnung rauchen. Die Daten 

werden gruppiert nach dem Bildungsniveau 

der Eltern. Übergewicht oder Adipositas bei 

Kindern können ein Indikator für mangelnde 

Bewegung und ungesunde Ernährung sein. Für 

die Oberhausener Kinder aus den Einschu-

lungsjahrgängen 2017 und 2018 zeigt sich, 

dass Kinder aus Haushalten mit niedrigem 

Bildungsindex fast dreimal so häufig überge-

wichtig oder adipös sind wie Kinder aus Haus-

halten mit einem hohen Bildungsindex. 

Auch hinsichtlich der Mitgliedschaft in einem 

Sportverein unterscheiden sich die Kinder aus 

bildungsnahen und bildungsfernen Haushalten 

in Oberhausen. Weniger als die Hälfte der 

Kinder aus Haushalten mit niedriger Elternbil-

dung sind Mitglied in einem Sportverein, wäh-

rend es Dreiviertel der Kinder aus Haushalten 

mit hoher Elternbildung sind. 

Für die Mitgliedschaft im Sportverein wird 

angenommen, dass diese zur Bewegungsför-

derung der Kinder beiträgt und elementare 

Entwicklungskompetenzen, wie Körperkoordi-

nation, Visiomotorik aber auch die Sprachfähi-

gkeit der Kinder verbessert werden (vgl. 

Groos, et al., 2015 S. 34 ff.).  

.Ŝƛ ŘŜƴ ǎƻƎΦ α¦-¦ƴǘŜǊǎǳŎƘǳƴƎŜƴά ¦м ōƛǎ ¦ф 

sollen Entwicklungsstörungen und Krankhei-

ten frühzeitig identifiziert und im Bedarfsfall 

geeignete Maßnahmen zu deren Behandlung 

eingeleitet werden. Sie zählen daher zu den 

wichtigsten Präventionsmaßnahmen im Kin-

desalter. Die Teilnahme an den Früherken-

nungsuntersuchungen sinkt mit dem Alter der 

Kinder. Dies ist bei Kindern aus Familien mit 

niedrigem sozioökonomischem Status deutli-

cher zu beobachten (vgl. Schmidtke, et al., 

2017 S. 71).  

Abbildung 8: Ausgewählte Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung nach Bildungsindex der Eltern ς Antei-
le der Kinder (in %) 

Quelle: Bereich 3-4 /Gesundheit. Schuleingangsuntersuchung der Stadt Oberhausen (2017 und 2018), Berech-
nung: Bereich 4-5 /Statistik, eigene Darstellung. 
Anmerkung: Die genaue Definition des Bildungsindex findet sich im Anhang.  
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Die Teilnahme an der U9, als letzte Untersu-

chung der Reihe vor der Einschulung, wird als 

Indikator für gesundheitspräventives Eltern-

verhalten eingesetzt.  

Für die Einschüler*innen in Oberhausen zeigt 

sich ebenfalls, dass Kinder niedrig gebildeter 

Eltern die letzte U-Untersuchung deutlich sel-

tener wahrnehmen als Eltern mit mittlerer 

oder hoher Bildung.  

Niedrig gebildete Eltern rauchen überdies 

häufiger in der Wohnung. Mehr als ein Viertel 

der Eltern mit niedrigem Bildungsindex gibt 

an, in der Wohnung zu rauchen. Bei den hoch 

gebildeten Eltern sind es lediglich drei Pro-

zent.  

Passivrauchen stellt für Kinder ein großes ge-

sundheitliches Risiko dar. Sie reagieren be-

sonders empfindlich auf die Giftstoffe im Ta-

bakrauch.  

Das Gesundheitsverhalten von Kindern wird 

elementar durch die Herkunftsfamilie und das 

soziale Umfeld beeinflusst. Eltern sind einer-

seits Vorbilder, entscheiden andererseits aber 

auch für ihre Kinder, wie bspw. über die Teil-

nahme an U-Untersuchungen und Impfungen 

oder schlicht, was als Mahlzeit angeboten 

wird. Überdies können sie den natürlichen 

Bewegungsdrang ihrer Kinder fördern oder 

bremsen, was Einfluss auf die körperliche Ak-

tivität und das Körpergewicht hat. 

Mit zunehmendem Alter treffen Kinder eigene 

gesundheitsrelevante Entscheidungen im Aus-

tausch mit Gleichaltrigen. Gesundheitsbezo-

gene Einstellungen und Verhaltensmuster, die 

man in jungen Jahren erlernt hat, haben je-

doch häufig bis ins Erwachsenenalter Bestand. 

Dies gilt für positive Schutzfaktoren, wie für 

Risikofaktoren (vgl. Lampert, et al., 2017 S. 

15). Soziale Unterschiede im Gesundheitsver-

halten von Kindern und Jugendlichen sind 

daher häufig konsistent und tragen langfristig 

zur Entstehung sozialer Unterschiede im Er-

krankungs- und Sterbegeschehen bei.  

Daher ist die Beeinflussung des Gesundheits-

verhaltens von Kindern und Eltern ebenso ein 

Ansatz zur Gesundheitsprävention im weite-

ren Leben bzw. in höheren Altersgruppen. 

Das Gesundheitsverhalten von Menschen ist 

nicht unabhängig von strukturellen Faktoren 

und Umweltbedingungen zu betrachten. Ver-

haltensweisen sind nur bedingt frei wählbar 

und zumeist das Ergebnis der Auseinanderset-

zung mit vorherrschenden Lebensverhältnis-

sen (vgl. Kuntz, et al., 2018 S. 55). So wird 

bspw. eine ungesunde Ernährung von der 

Anzahl günstiger Fast-Food-Restaurants in der 

Nachbarschaft begünstigt oder die Häufigkeit 

der Bewegung von Bewegungsmöglichkeiten 

(Grünflächen, Spielplätze, Sportangebote, 

Verkehr) im nahen Wohnumfeld. Für gut er-

reichbare Sportplätze wird sogar unabhängig 

vom soziökonomischen Status ein bewegungs-

fördernder Effekt angenommen (vgl. Krug, et 

al., 2018 S. 15). 

Das Umfeld spielt eine entsprechend wichtige 

Rolle bei der Interpretation von Gesundheits-

daten aber auch bei der Entwicklung von 

Handlungsansätzen. Neben Eltern und Peers 

können auch die Kitas, Schulen oder Vereine 

das Gesundheitsverhalten von Kindern beein-

flussen. Die Kinder finden hier Vorbilder und 

alltägliche Routinen. Das nahe Wohnumfeld 

aber auch Bildungseinrichtungen bieten so ein 

geeignetes Setting zur Gesundheitsprävention 

und -förderung bei Kindern, denn dort ver-

bringen sie unabhängig von ihrer Herkunft viel 

Zeit. Kindertagesstätten und besonders Fami-

lienzentren können überdies als Setting für 

gesundheitspräventive Ansätze bei Eltern ge-

nutzt werden.  

Angebote und Maßnahmen in den Ober-

hausener Kitas sind u. a. die Bereitstellung von 

Gesundheitsmappen für alle neu in Kinderta-

geseinrichtungen aufgenommene Kinder und 

deren Eltern oder Projekte wie "Kids aus'm 
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Sitz", "Jolinchenkids - fit und gesund in der 

Kita" und "Bewegungskindergarten mit dem 

Pluspunkt Ernährung". 

Auch in den Oberhausener Schulen werden 

Projekte wie "Gesund macht Schule", "Pro-

gramm Klasse 2000" oder "Fit4future" umge-

setzt. Überdies gibt es Angebote des zahnme-

dizinischen Dienstes, wie z.B. im Bereich der 

praktischen Zahngesundheitserziehung, die 

sowohl in Kitas als auch Schulen wahrgenom-

men werden. 

JUNGES ERWACHSENENALTER 

Das junge Erwachsenenalter ist geprägt durch 

zunehmende Eigenverantwortung und ele-

mentare Bildungs- und Zukunftsentscheidun-

gen. Hierzu gehören bspw. der Schulabschluss 

und der Ausbildungs- oder Studienbeginn, der 

Auszug aus dem Elternhaus, aber auch die 

Partnerwahl und ggf. die Gründung einer Fa-

milie. Die Wahlmöglichkeiten sind heutzutage 

so vielfältig wie noch nie, was für viele junge 

Erwachsene Unsicherheiten mit sich bringt.  

Im jungen Erwachsenenalter können etwaige 

Benachteiligungen aus der Kindheit und Ju-

gend in Abhängigkeit beruflicher Perspektiven 

und einem gesunden Lebensstil überwunden 

oder verfestigt werden (vgl. Lampert, et al., 

2017 S. 45). 

Das größte Krankheitsrisiko in dieser Alters-

gruppe stellen psychosomatische Beschwer-

den dar. Überdies zeigen sich für junge Er-

wachsene ein erhöhtes Unfallrisiko und ein 

vermehrte gesundheitsriskante Verhaltens-

weisen, besonders in Abhängigkeit vom Bil-

dungsgrad. So konsumieren junge Erwachsene 

mit niedriger Schulbildung bspw. mehr Tabak, 

Alkohol und illegale Substanzen, treiben weni-

ger Sport, ernähren sich häufiger ungesund, 

leiden häufiger an Rückenschmerzen und 

nehmen seltener Vorsorgeuntersuchungen in 

Anspruch (vgl. ebd. S. 46). 

Eine besondere Risikogruppe sind zudem jun-

ge Erwachsene mit hohen psychosozialen Be-

lastungen und gleichzeitig wenig materiellen 

und sozialen Ressourcen. In dieser Gruppe 

finden sich neben Niedrigqualifizierten auch 

Arbeitslose und Migrant*innen ohne ausrei-

chende Deutschkenntnisse sowie Alleinerzie-

hende (vgl. ebd.). 

Die Settings, in denen Maßnahmen zur Ge-

sundheitsförderung von jungen Erwachsenen 

sinnvoll platziert sind, sollten idealerweise an 

die Bedürfnisse und Lebensumstände der je-

weiligen sozialen Zielgruppe angepasst sein. 

Dies können etwa Hoch- und Berufsschulen 

sowie Ausbildungsbetriebe sein, aber auch 

Jugendeinrichtungen.  

Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf 

Berufseinsteigern. So werden Auszubildende 

und Studierende in den zum Präventionsge-

setz erstellten Bundesrahmenempfehlungen 

der Nationalen Präventionskonferenz30, neben 

jungen und werdenden Familien sowie Kin-

dern und Jugendlichen, als zentrale Zielgrup-

pen präventiver und gesundheitsförderlicher 

Bemühungen aufgeführt (vgl. Nationale 

Präventionskonferenz, 2016). 

Das Kompetenzzentrum Sucht hält in Ober-

hausen Angebote der Suchtprävention an 

Schulen und Berufsschulen vor. Die psycholo-

gische und schulpsychologische Beratungsstel-

le bieten neben Beratung der Zielgruppe auch 

Fortbildungsangebote zu pädagogisch-

psychologischen Themen an. Beispielsweise 

Ŝƛƴ α¢Ǌŀƛƴ ǘƘŜ ¢ǊŀƛƴŜǊά-Programm in und an 

Schulen. In Hochschulen werden in speziellen 

                                                           
 

30
 Siehe: 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service
/begriffe-von-a-
z/p/praeventionsgesetz/rahmenempfehlungen-
nationale-praeventionskonferenz.html 

 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-z/p/praeventionsgesetz/rahmenempfehlungen-nationale-praeventionskonferenz.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-z/p/praeventionsgesetz/rahmenempfehlungen-nationale-praeventionskonferenz.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-z/p/praeventionsgesetz/rahmenempfehlungen-nationale-praeventionskonferenz.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-z/p/praeventionsgesetz/rahmenempfehlungen-nationale-praeventionskonferenz.html
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Beratungsstellen individuelle Hilfen vermittelt 

und Unterstützung gibt es ebenfalls in Groß-

betrieben über die betriebliche Gesundheits-

prävention. 

MITTLERES LEBENSALTER 

Erwachsene mittleren Alters werden häufig 

mit Vereinbarkeitsproblemen konfrontiert. 

Der Beginn der Erwerbstätigkeit und die 

Gründung einer eigenen Familie oder die Pfle-

gebedürftigkeit eines Angehörigen fallen nicht 

selten auf den gleichen Lebensabschnitt.  

Derartige Mehrfachbelastungen können zum 

Gesundheitsrisiko werden. Ungünstige psy-

chosoziale und sozioökonomische Bedingun-

gen können sich noch im höheren Alter auf die 

psychische Gesundheit auswirken (vgl. 

Lampert, et al., 2017 S. 49). 

Auch bei körperlichen Krankheitsbildern zeigt 

sich ein erhöhtes Risiko für Herz-Kreislauf-

Erkrankungen für Menschen mit einem niedri-

gen sozioökonomischen Status. Ebenso ver-

hält es sich bei Stoffwechselerkrankungen, 

Stress, Depressionen, Schlafstörungen und 

sogar einigen Krebsarten. Zudem steigt das 

Unfallrisiko, da sie häufiger in manuellen ein-

fachen Berufen arbeiten (vgl. ebd. S. 100). 

Diese Berufsgruppen bringen neben einem 

erhöhten Unfallrisiko auch höhere psychoso-

ziale Belastungen durch geringere berufliche 

Entwicklungsmöglichkeiten mit sich (vgl. ebd.) 

Dies äußert sich bspw. in einer erhöhten Zahl 

der Arbeitsunfähigkeitstage und der krank-

heitsbedingten Frühberentungen. 

α5ƛŜ ǎƻȊƛŀƭŜƴ ¦ƴǘŜǊǎŎƘƛŜŘŜ ƛƴ ŘŜǊ DŜǎǳƴŘƘŜƛǘ 

und im Gesundheitsverhalten schlagen sich 

letztlich in einer höheren vorzeitigen Sterb-

lichkeit und niedrigeren Lebenserwartung der 

sozialbenachteiligten Bevölkerungsgruppen 

ƴƛŜŘŜǊά (vgl. ebd. S. 102). 

Die Arbeitswelt und die Vereinbarkeit von 

Familie (inkl. Pflege) und Beruf stellen ein we-

sentliches Handlungsfeld zur Gesundheitsför-

derung bei Erwachsenen mittleren Alters dar. 

Dabei bestehen für sozial Benachteiligte ver-

gleichsweise große Präventionspotenziale, 

wenn Strategien zur Gesundheitsförderung an 

den Arbeitsbedingungen und Lebensverhält-

nissen der Betroffenen ansetzen. So kann 

nicht nur eine direkte Verbesserung der Ge-

sundheit erfolgen sondern auch gesundheits-

relevantes Verhalten gefördert und psychoso-

ziale Faktoren beeinflusst werden (vgl. 

Lampert, et al., 2017 S. 103). 

Neben dem Arbeitsplatz können auch Kitas 

und besonders Familienzentren, welche Eltern 

als Anlaufstelle für Unterstützungsangebote 

nutzen, geeignete Settings der Gesundheits-

prävention sein. Arbeitslosen können zudem 

gesundheitspräventive Angebote über die 

Jobcenter näher gebracht werden. 

Für die Zielgruppe des mittleren Lebensalters 

werden in Oberhausen diverse Angebote vor-

gehalten, bspw. über die Primärprävention 

der Krankenkassen im Rahmen der gesetzli-

chen Regelungen der §20ff im SGB V. Außer-

dem werden in Oberhausen durch Trä-

ger*innen und Wohlfahrtsverbände Gesund-

heitsprojekte oder Projekte mit gesundheitli-

chem Bezug zum größten Teil kostenfrei und 

niederschwellig angeboten. Gesundheitsför-

dernde Programme wurden ebenfalls durch 

das Gesundheitsamt initiiert und teilweise in 

Kooperation mit anderen städtischen Partnern 

umgesetzt. Hierzu gehören u.a. ein großer 

Vorsorgetag im Bero-Center oder die Woche 

der seelischen Gesundheit, welche über das 

Bündnis für Gesundheit initiiert wird.  

HÖHERES LEBENSALTER 

Der Alterungsprozess von Menschen verläuft 

individuell sehr unterschiedlich. Dabei spielen 

auch sozioökonomische Ressourcen eine wich-

tige Rolle. Durch die erhöhte vorzeitige Sterb-

lichkeit kann eine etwa 8-11 Jahre geringere 

Lebenserwartung für Menschen aus prekären 
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Lebensverhältnissen geschätzt werden (vgl. 

Lampert, et al., 2017 S. 102).  

Ältere Menschen mit geringem sozioökonomi-

schem Status leiden häufiger an Diabetes Mel-

litus und anderen chronischen Erkrankungen 

sowie koronaren Herzerkrankungen oder De-

pressionen. Sie erleben zudem öfter Ein-

schränkungen bei der Alltagsbewältigung und 

den sozialen Kontakten (vgl. ebd. S. 104).  

Zur häufigeren Pflegebedürftigkeit bei Men-

schen mit geringem sozioökonomischem Sta-

tus gibt es nur wenige Studien. Diese deuten 

jedoch darauf hin, dass Personen aus Arbei-

terberufen und mit geringem Einkommen 

häufiger pflegebedürftig werden als Personen, 

die als Angestellte gearbeitet haben (vgl. ebd. 

S. 103). 

Wie auch bei Kindern kommt der unmittelba-

ren Wohnumgebung bei älteren Menschen 

eine hohe Bedeutung zu. Personen mit gerin-

gem Vermögen und eingeschränkter Mobilität 

stellen hier eine zentrale Zielgruppe dar (vgl. 

ebd. S. 104). Geeignete Ansätze, um die Teil-

habechancen sozial schlechter gestellter Men-

schen im höheren Alter zu verbessern, sind 

bspw. barrierearme, öffentlich zugängliche 

Bewegungsmöglichkeiten und kostenfreie 

Sportangebote in unmittelbarer Nähe zum 

Wohnort. 

Die Angebote für Senior*innen in Oberhausen 

umfassen u. a. die Projekte "Bewegt Älter 

werden in NRW", "Fit im Alter - Gesund essen 

und gesund leben", "Klimaverträglich mobil 

60+" oder die "Entwicklung altengerechter 

Quartiere NRW". 

FAZIT 

Unter Berücksichtigung der bisher genannten 

Erkenntnisse zeigt sich, dass ein besonderer 

Fokus der öffentlichen Gesundheitspflege auf 

sozial benachteiligten Gruppen und ihren Kin-

dern liegt. Chronische Krankheiten, Beschwer-

den und Einschränkungen kumulieren sich bei 

ihnen und können nicht nur unmittelbar, son-

dern auch langfristig zur Reproduktion sozialer 

Ungleichheit beitragen. Nicht zuletzt äußern 

sich die sozialen Unterschiede in einer gerin-

geren Lebenserwartung für Menschen aus 

prekären Lebensverhältnissen. 

Die Möglichkeiten des Setting-Ansatzes wer-

den auch in Oberhausen im Rahmen der Ge-

sundheitskoordination für eine sozialsensitive 

Präventionspolitik genutzt. Mithilfe kleinräu-

miger Daten und Berichterstattungen werden 

geeignete Settings für die verschiedenen Ziel-

gruppen definiert. Dabei wird nicht nur der 

Sozialraum in den Blick genommen, sondern 

im Institutionellen Kontext auch die jeweilige 

Zusammensetzung der Personen in den Ein-

richtung, bspw. der Kinder in den Kitas und 

Schulen. Denn nicht in jeder Einrichtung fin-

den sich die gleichen Bedarfe oder Ausgang-

bedingungen. 

Zur Reduzierung des Einflusses der sozialen 

Lage auf die Gesundheitschancen der Men-

schen, benötigt es stets eine gute Vernetzung 

verschiedener Fachplanungen, um, ausgehend 

von dem Wissen über die Zusammenhänge 

von Armut und Gesundheit, möglichst lebens-

nahe und integrierte Konzepte zu entwickeln.  

Der vorliegende Exkurs zeigt, dass es in der 

Stadt Oberhausen viele Schnittstellen für inte-

grierte Zusammenarbeit gibt, die zur Verbes-

serung der gesundheitlichen Chancengleich-

heit beitragen. Diese wird stet weiter ausge-

baut, wie bspw. im Rahmen des GKV-Bündnis 

für Gesundheit, welches den Ausbau gesund-

heitsförderlicher Steuerungsstrukturen auf 

kommunaler Ebene zum Ziel hat.  
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5.3. UMWELT UND WOHNEN
31 

Luftverschmutzung, Lärm und Hitze sind zent-

rale Umweltbelastungen, denen Menschen in 

städtischen Gebieten verstärkt ausgesetzt 

sind. Als größte Quelle von Luft- und 

Lärmemissionen im städtischen Raum gilt der 

lokale Straßenverkehr. Bedingt durch den 

Klimawandel und die bauliche Verdichtung der 

Siedlungsbereiche können neben Hitze auch, 

Starkregen und Stürme zu einer körperlichen 

bzw. gesundheitlichen Belastung der Men-

schen führen. 

Gesundheitliche Probleme als Folge von Um-

weltbelastungen sind nicht nur räumlich son-

dern auch sozial ungleich verteilt. Gesund-

heitsrisiken bzw. -ressourcen sowie der Le-

bensstil und nicht zuletzt das Wohnumfeld 

eines Menschen werden durch sozioökonomi-

sche Faktoren beeinflusst. Zu diesen zählen 

bspw. das Einkommen, der Bildungsgrad, ein 

Migrationshintergrund oder das soziale Um-

feld. 

WOHNEN 

Für Personen im unteren Einkommensbereich 

fällt die Wohnkostenbelastung, selbst beim 

Bezug einer günstigen Wohnung, höher aus, 

als für Menschen mit einem hohen Einkom-

men. Sie müssen größere Anteile ihres Haus-

haltseinkommens für Wohnkosten aufbringen, 

was ihren finanziellen Handlungsspielraum 

stark einschränkt. Die einkommensschwächs-

ten Mieterhaushalte, gemessen an den unte-

ren 20 Prozent der deutschen Einkommens-

skala, müssen mehr als die Hälfte ihres Haus-

haltseinkommens für Wohnkosten aufwen-

den. Bei den oberen 20 Prozent ist es weniger 

als ein Fünftel (vgl. MAIS NRW, 2016 S. 51).  

                                                           
 

31
 Das vorliegende Kapitel wurde mit Unterstützung der 

Bereiche 3-4 Gesundheit, 5-1 Stadtplanung und 2-2 
Umwelt erarbeitet. 

Für die Mieterhaushalte im unteren Einkom-

mensbereich wird angenommen, dass eine 

Überschuldung unter diesen Umständen kaum 

zu vermeiden ist (vgl. ebd.). Sie nehmen über-

dies häufiger Einschnitte bei den Ausgaben zur 

sozialen Teilhabe oder Umzüge in Kauf, die mit 

einer Verschlechterung der Wohnsituation 

und dem Verlassen des gewohnten Umfelds 

einhergehen. 

aƛǘ ŜƛƴŜǊ !ƴƎŜōƻǘǎƳƛŜǘŜ Ǿƻƴ сΣмфϵ pro m² im 

2. Quartal 2018 für Standardwohnungen mitt-

lerer Größe und Qualität liegt Oberhausen im 

Vergleich zu anderen Ruhrgebietsstädten im 

mittleren Bereich. Die Angebotsmieten sind 

hier seit 2012 stärker gestiegen als das ver-

fügbare Einkommen pro Einwohner*in. Der 

Mietenanstieg hat dabei in allen Miethöhen-

bereichen stattgefunden, stellt die Studie 

Wohnen in Oberhausen 2017 fest. 

Insgesamt werden 40 bis 50 Prozent Ge-

schosswohnungen am Oberhausener Miet-

wohnungsmarkt als preiswert eingestuft. Sie 

gehören zum Teil zum unteren und zum Teil 

zum unteren mittleren Marktsegment. Über-

dies zählen Sozialmietwohnungen zur Gruppe 

der preiswerten Wohnungen. Die Versorgung 

einkommensschwacher Haushalte ist damit 

gewährleistet. 

Die Netto-Kaltmieten im unteren Marktseg-

ment ƭƛŜƎŜƴ ƛƴ hōŜǊƘŀǳǎŜƴ ǳƴǘŜǊ пΣтрϵ ǇǊƻ 

m². Entsprechende Mietwohnungen befinden 

sich eher in ungünstigen Lagen, beispielsweise 

direkt neben Bahngleisen, an stark befahrenen 

Straßen oder in Gebieten mit schlechtem 

Image32. 

                                                           
 

32
 Ein αschlechtes Imageά ist kaum in Zahlen messbar, da 

es sich um subjektive Eindrücke handelt. Diese werden 
auch von Menschen weitergetragen und reproduziert, 
die die entsprechenden Gebiete selber weder bewohnen 
noch regelmäßig dort sind. Ein schlechtes Image kann 
sich so auch noch Jahre nach deutlichen städtebaulichen 
und sozialen Veränderungen aufrechterhalten. 
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In die Wohnungen in diesem Preissegment 

wurde meist seit der Baufertigstellung kaum 

investiert. Dies zeigt sich in einer nicht mehr 

zeitgemäßen Ausstattung (Bad, Küche, Hei-

zung) und Grundrissgestaltung, fehlender 

Wärmedämmung und dem Ausbleiben von 

notwendigen Instandhaltungsmaßnahmen. 

Daraus können sich wiederum gesundheitliche 

Belastungen für die Bewohner*innen z.B. 

durch Hitze und Kälte oder auch Schimmelbil-

dung infolge nicht sanierter Bauschäden erge-

ben. Es wird geschätzt, dass Wohnungen im 

unteren Segment 15 bis 20 Prozent des Woh-

nungsmarktes in Oberhausen ausmachen. 

Die mit der geringen Angebotsmiete einher-

gehenden negativen Faktoren werden häufi-

ger von Menschen in Kauf genommen, die nur 

ein geringes Haushaltseinkommen zur Verfü-

gung haben. Sie sind entsprechend häufiger 

von benachteiligenden Umwelteinflüssen be-

troffen als Menschen, die nicht an der Ar-

mutsgrenze leben. 

Studien zeigen, dass Menschen mit einem 

niedrigen Sozialstatus zum einen häufiger von 

verkehrsbedingten Gesundheitsbelastungen, 

wie Luftschadstoffen oder Lärm, betroffen 

sind und zum anderen weniger Zugang zu 

nutzbaren Grünflächen haben. Dies resultiert 

daraus, dass sie sich Wohnungen mit Garten 

nicht leisten können und dass qualitativ 

hochwertige öffentliche Grünflächen meist in 

Wohnlagen des höheren Segments zu finden 

sind. Sie verfügen demnach über weniger Be-

wegungs- und Erholungsmöglichkeiten (vgl. 

UBA, 2020).  

Auch auf subjektiver Ebene sind Benachteili-

gungen messbar: Laut einer EU-weiten Haus-

haltbefragung, sind einkommensarme Perso-

nen häufiger unzufrieden mit ihrer Wohnung 

und ihrem Wohnumfeld als Personen, die 

nicht von relativer Einkommensarmut betrof-

fen sind (vgl. MAIS NRW, 2016 S. 50) 

LUFT 

Die Luftqualität in Deutschland hat sich in den 

letzten Jahrzehnten deutlich verbessert. Den-

noch sind erhöhte Sterblichkeit und Krank-

heitshäufigkeiten durch Luftschadstoffe nicht 

gänzlich verschwunden. 

Zudem verteilen sich umweltbedingte Ge-

sundheitsrisiken durch Luftbelastungen sozial 

unterschiedlich: Auswertungen des Kinder-

Umwelt-Surveys (KUS) ergaben, dass Kinder 

aus Familien mit niedrigem Sozialstatus häufi-

ger an stark befahrenen Haupt- oder Durch-

gangsstraßen wohnen als Kinder aus Familien 

mit mittlerem und hohem Sozialstatus (vgl. 

UBA, 2016). Auch im Rahmen der Studie zur 

Gesundheit Erwachsener in Deutschland 

(DEGS1), die das Robert Koch-Institut (RKI) 

durchführt, wurde eine stärkere Straßenver-

kehrsbelastung bei Personen mit niedrigem 

sozioökonomischen Status festgestellt. Wäh-

rend rund 28 Prozent der Befragten mit nied-

rigem Sozialstatus angaben, an einer stark 

befahrenen Straße zu wohnen, äußerten dies 

in der oberen Statusgruppe nur rund 15 Pro-

zent (vgl. Laußmann, et al., 2013 S. 827) 

Die gesundheitlichen Auswirkungen solcher 

Wohnlagen wurden bspw. in Sachsen-Anhalt 

mithilfe von Daten der Schulanfänger*innen 

untersucht. Krankheiten wie Bronchitis, Lun-

genentzündung und Nasennebenhöhlenent-

zündung wurden bei Kindern, die an stark 

befahrenen Straßen lebten, häufiger nachge-

wiesen als bei Kindern, die in weniger ver-

kehrsbelasteten Gebieten lebten (vgl. 

Gottschalk, et al., 2011 S. 68) Luftschadstoffe 

können beim Menschen zu akuten Beeinträch-

tigungen oder chronischen Schädigungen der 

Atemwege und anderer Organe führen. Sie 

beeinflussen aber auch andere Schutzgüter 

wie Tiere und Pflanzen. 

Zur Verbesserung der Luftqualität und zum 

Schutz der menschlichen Gesundheit wurden 
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EU-weit einheitliche Grenzwerte festgelegt. 

Diese unterteilen sich in Stunden-, Tages-, und 

Jahresgrenzwerte. Für Feinstaub (PM10)33 und 

Stickstoffdioxid (NO2)34 gilt ein Jahresgrenz-

wert von 40 µg/m³. Für Feinstaub wurde 

überdies ein Tagesgrenzwert von 50 µg/m³ 

festgelegt, der an maximal 35 Tagen im Kalen-

derjahr überschritten werden darf und für 

Stickstoffdioxid ein Stundengrenzwert von 200 

µg/m³, der nicht öfter als 18mal im Kalender-

jahr überschritten werden darf. 

Die Überwachung der Grenzwerte obliegt dem 

Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau-

cherschutz (LANUV)35. Es verfügt hierzu über 

mehrere aufeinander abgestimmte Messsys-

teme. Dabei werden verschiedene luftverun-

reinigende Stoffe unterschieden, u.a. 

Feinstaubpartikel und Stickstoffdioxid.  

Feinstaub entsteht bei Verbrennungsprozes-

sen, z.B. durch Verkehr, Kraft- und Fernheiz-

werke, Abfallverbrennungsanlagen oder Hei-

zungsanlagen. Stickstoffdioxid entsteht eben-

falls überwiegend bei Verbrennungsprozessen 

und ist gasförmig. Hauptquelle ist der Stra-

ßenverkehr, sodass die höchsten Konzentrati-

onen an städtischen Hauptverkehrsstraßen 

und Autobahnen zu finden sind.  

Werden diese Grenzwerte in einem Gebiet 

nicht eingehalten, sind die zuständigen Be-

hörden angehalten, entsprechende Luftrein-

                                                           
 

33 Unterschieden wird zwischen besonders gesundheits-

schädlichen kleinen Feinstaubpartikeln mit Durchmes-
sern < 2,5 Mikrometer (PM2.5) und Feinstaub mit einem 
Durchmesser < 10 Mikrometer (PM10). 
34

 Neben Feinstaub und Stickstoffdioxid gelten auch für 

einige weitere Luftschadstoffe EU-weit einheitliche 
Grenzwerte, auf die an dieser Stelle nicht eingegangen 
wird, da in Oberhausen lediglich für diese beiden Stoffe 
in der Vergangenheit bzw. an bestimmten Straßenab-
schnitten zeitweise erhöhte Werte festgestellt wurden. 
35

 Das LANUV ist dem Ministerium für Umwelt, Land-

wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (MULNV) unterstellt und berät die 
Landesregierung. 
 

haltepläne zu erarbeiten. Für das Ruhrgebiet 

gilt der aktuelle Luftreinhalteplan Ruhrgebiet 

2011, der durch die Bezirksregierungen Arns-

berg, Münster und Düsseldorf aufgestellt 

wurde.  

Da in Oberhausen an der Mülheimer Straße 

der Stickstoffdioxidwert 2019 bei 43 µg/m³ im 

Jahresmittel lag, wurde im Rahmen des Ver-

gleiches mit der Deutschen Umwelthilfe 

(DUH)36 beschlossen, dass die zuständige Be-

zirksregierung Düsseldorf für die Stadt Ober-

hausen eine Planergänzung mit zusätzlichen 

Maßnahmen erarbeiten muss, die am 

31.10.2020 in Kraft treten soll. 

Der im Rahmen des Vergleichs mit der DUH 

erarbeitete Maßnahmenkatalog soll zu einer 

nachhaltigen Veränderung der Verkehrssitua-

tion und somit insgesamt zu einer Absenkung 

der verkehrsbedingten Emissionen im Stadt-

gebiet führen. Hierbei werden nicht nur kurz-

fristig, sondern auch mittel- und langfristig 

wirksame Maßnahmen ergriffen, um die Luft-

schadstoffbelastung kontinuierlich zu reduzie-

ren.  

Da ein großer Anteil der gemessenen Luft-

schadstoffe Stickstoffdioxidemissionen von 

Dieselfahrzeugen sind, konzentriert sich auch 

die Mehrzahl der Maßnahmen auf die Verrin-

gerung der verkehrsbedingten Emissionen, 

wie bspw. die Förderung des Radverkehrs 

oder die Verbesserung des ÖPNV.  

Insbesondere liegt hierbei der Fokus auf der 

Überschreitungssituation an der Mülheimer 

Straße. Es wird aber auch eine Vielzahl stadt-

weit wirkender Maßnahmen zur Reduktion 

der Belastung umgesetzt.  

                                                           
 

36
 Weitere Informationen unter: 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltu
ng/umwelt-gesundheit-und-
mobili-
tat/umwelt/luft/luftreinhalteplan_und_umweltzone/ver
gleich_mit_der_duh.php 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/luft/luftreinhalteplan_und_umweltzone/vergleich_mit_der_duh.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/luft/luftreinhalteplan_und_umweltzone/vergleich_mit_der_duh.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/luft/luftreinhalteplan_und_umweltzone/vergleich_mit_der_duh.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/luft/luftreinhalteplan_und_umweltzone/vergleich_mit_der_duh.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/luft/luftreinhalteplan_und_umweltzone/vergleich_mit_der_duh.php
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LÄRM 

Neben Luftschadstoffen, die Menschen, die an 

Straßen mit erhöhtem Verkehrsaufkommen 

leben, vermehrt aufnehmen, kann auch Schall 

bzw. Lärm, je nach Stärke und Dauer, nachhal-

tige gesundheitliche Beeinträchtigungen oder 

Schäden hervorrufen.  

Im Gegensatz zum Schall ist Lärm keine physi-

kalisch beschreibbare Größe. Werden Schall-

eindrücke als störend oder belästigend emp-

funden oder schädigen diese sogar die Ge-

sundheit, spricht man nicht mehr von Schall 

sondern von Lärm. Dieser ruft auch bei niedri-

gen, nicht gehörschädigenden Pegeln, wie 

etwa bei Verkehrslärm, körperliche Stressre-

aktionen hervor. Lärm aktiviert das autonome 

Nervensystem und das hormonelle System. 

Beide regulieren Kreislauf- und Stoffwechsel-

prozesse, welche auch im Schlaf oder bei 

Menschen, die sich vermeintlich an Lärmquel-

len gewöhnt haben, gestört werden können 

(vgl. UBA, 2015).  

Folgen von chronischer Lärmbelastung kön-

nen, neben Gehörschäden auch erhöhte Blut-

fett-, Blutzucker- oder Blutdruckwerte sowie 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen bis hin zum Herz-

infarkt sein. Nächtlicher Lärm beeinträchtigt 

zudem den Schlaf, was zu einer veränderten 

Schlafstruktur, vermehrtem Aufwachen und 

einer erhöhten Ausscheidung von Stresshor-

monen führt und wiederum das Risiko von 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöht (vgl. UBA, 

2015). Vermehrte Schlafstörungen bei Kindern 

können überdies dazu führen, dass sie mor-

gens unausgeschlafen sind und ihre Lernfähig-

keiten in der Schule eingeschränkt sind. 

Da der Straßenverkehr als vorrangige Quelle 

für Lärm gilt, ist die Lärmbelastung, ähnlich 

wie die Belastung durch Luftschadstoffe, sozial 

ungleich verteilt. Im Rahmen der Heinz-

Nixdorf Recall Studie wurden Personen aus 

drei Ruhrgebietsstädten (Mülheim, Essen und 

Bochum) nicht nur befragt, sondern es wur-

den auch wohnortspezifische Lärmdaten ver-

wendet, um u.a. die Betroffenheit von physi-

kalischen Kontext- bzw. Umweltrisiken objek-

tiv zu messen. Die Studie kommt u. a. zu dem 

Ergebnis, dass Menschen mit niedriger Bildung 

und/oder niedrigem Einkommen häufiger von 

Straßenverkehrslärm betroffen sind als Men-

schen mit höherer Bildung und/oder höherem 

Einkommen (vgl. Riedel, et al., 2011 S. 92).  

Das Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz des Landes 

Nordrhein-Westfalen (MULNV) schreibt als 

Auslösewerte 60 dB(A) in der Nacht (22.00 - 

6.00 Uhr) und 70 dB(A) für den gesamten Tag 

(0:00 - 24:00 Uhr) fest, wenn Wohnungen, 

Schulen, Krankenhäuser oder andere schutz-

würdige Gebäude betroffen sind. An Orten, an 

denen diese überschritten werden, haben die 

Kommunen eine entsprechende Lärmaktions-

planung mit verschiedenen Maßnahmen zur 

Lärmreduktion vorzunehmen. 

Im Rahmen der Lärmaktionsplanung in Ober-

hausen wurden durch den Rat der Stadt deut-

lich geringere Auslösewerte von 65 dB(A) als 

Tagesdurchschnitt und 55 dB(A) im nächtli-

chen Durchschnitt angesetzt (vgl. Stadt 

Oberhausen, 2017 S. 6-7). Grundlage hierfür 

bilden Werte aus Ergebnissen der Lärmwir-

kungsforschung.  

Die ergriffenen Lärmschutzmaßnahmen im 

Rahmen der Lärmaktionsplanung reichen von 

Fahrbahnsanierungen und Begrünungen des 

Straßenraums über Geschwindigkeitsreduzie-

rungen bis hin zu LKW-Nachtfahrverboten37. 

                                                           
 

37
 Eine Übersicht aller Maßnahmen findet sich im Lärm-

aktionsplan der Stadt Oberhausen und auf: 
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltu
ng/umwelt-gesundheit-und-
mobili-
tat/umwelt/laerm/umgebungslaerm/oeffentlichkeitsbet
eiligung_laermaktionsplan_stufe_2.php 

 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/laerm/umgebungslaerm/oeffentlichkeitsbeteiligung_laermaktionsplan_stufe_2.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/laerm/umgebungslaerm/oeffentlichkeitsbeteiligung_laermaktionsplan_stufe_2.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/laerm/umgebungslaerm/oeffentlichkeitsbeteiligung_laermaktionsplan_stufe_2.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/laerm/umgebungslaerm/oeffentlichkeitsbeteiligung_laermaktionsplan_stufe_2.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/umwelt/laerm/umgebungslaerm/oeffentlichkeitsbeteiligung_laermaktionsplan_stufe_2.php
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An Schienenanlagen, die durch Wohngebiete 

verlaufen, wie bspw. im Sozialraum Alsta-

den/Lirich, sind typische lärmreduzierende 

Maßnahmen das Aufstellen von Schallschutz-

wänden oder Veränderungen direkt an den 

Gleisen, welche Geräusche reduzieren, die 

Züge in Kurven oder bei Bremsvorgängen er-

zeugen.  

KLIMA 

Auch klimatische Bedingungen können mit 

Gesundheitsrisiken verbunden sein, die sich 

ungleich über Gebiete verteilen. Sommerlich 

hohe Lufttemperaturen können für Mensch 

und Umwelt ein hohes Schädigungspotenzial 

nach sich ziehen. Durch den Klimawandel 

kommt es vermehrt zu extremer Hitze am Tag 

und auch in der Nacht sowie zu weiteren ext-

remen Wetterereignissen (bspw. Starkregen 

und Sturm).  

So wird besonders in städtischen Gebieten mit 

hoher Bebauungsdichte und einem hohen 

Versiegelungsgrad die Hitze gespeichert und 

eine ausreichende Abkühlung nach Sonnenun-

tergang verhindert. Es kommt zur Bildung sog. 

Wärmeinseln. Mitunter sind die Nächte im 

Stadtzentrum acht Grad wärmer als im Um-

land.  

Phasen mit mehrtägig anhaltender extremer 

Hitze gepaart mit dem Auftreten von sog. 

αTropennächtenά bergen dabei das größte 

Gesundheitsrisiko, da der Körper sich nachts 

im Schlaf nicht erholen kann. Nächtlicher Hit-

zestress kann besonders für die ältere Bevöl-

kerung und chronisch Kranke gesundheitsge-

fährdend sein.  

Zur Information und Sensibilisierung von Bür-

ger*innen hat der Bereich Gesundheit daher 

zahlreiche Informationsbroschüren zu Themen 

ǿƛŜ αIƛǘȊŜǎǘǊŜǎǎάΣ aber auch Lärm und Luft-

schadstoffen veröffentlicht38.  

Expert*innen rechnen insbesondere durch die 

Zunahme der Extremwetterlagen, wie Hitze-

wellen, Starkniederschlägen und -winden mit 

weitreichenden Folgen für Umwelt, Wirtschaft 

und Gesellschaft. Der Klimawandel erfordert 

daher eine Anpassung an die Auswirkungen 

der Klimaveränderungen.  

Wie auch im Rahmen der Luftreinhalte- und 

Lärmaktionsplanung werden zum Umgang mit 

den Folgen des Klimawandels Maßnahmen 

ergriffen die bspw. der Bildung von Hitzeinseln 

entgegenwirken und die klimatischen Bedin-

gungen in den Lebensräumen verbessern. 

Hierzu entwickelt die Stadt Oberhausen ein 

Klimaanpassungskonzept, welches quer-

schnittsorientiert mit externer Unterstützung, 

federführend durch den Bereich Umwelt erar-

beitet wird. Es umfasst eine Vielzahl von Maß-

nahmen an verschiedenen Standorten in 

Oberhausen.  

Diese bewirken einerseits lokale klimatische 

Verbesserungen und tragen andererseits in 

der Summe zu einer Verbesserung des ge-

samtstädtischen Klimas bei. Bei der Erstellung 

des Klimaanpassungskonzeptes werden u.a. 

Klimamodellierungen und Klimaanalysen des 

Regionalverbands Ruhr (RVR), welche zuletzt 

2017 im Rahmen des Regionalplans Ruhr für 

die gesamte Metropolregion erarbeitet wur-

den, herangezogen. 

Überdies erfolgt durch den Bereich Gesund-

heit eine Hitzeaktionsplanung mit zusätzlichen 

Maßnahmen zur Entlastung besonders be-

troffener Gebiete und ihrer Einwohner*innen. 

                                                           
 

38
 Siehe:  

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltu
ng/umwelt-gesundheit-und-
mobilitat/gesundheit/hygiene-
umweltmedizin/broschueren-und-
informationsblaetter.php 

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/gesundheit/hygiene-umweltmedizin/broschueren-und-informationsblaetter.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/gesundheit/hygiene-umweltmedizin/broschueren-und-informationsblaetter.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/gesundheit/hygiene-umweltmedizin/broschueren-und-informationsblaetter.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/gesundheit/hygiene-umweltmedizin/broschueren-und-informationsblaetter.php
https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/umwelt-gesundheit-und-mobilitat/gesundheit/hygiene-umweltmedizin/broschueren-und-informationsblaetter.php
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Dabei stehen vulnerable Personengruppen, 

wie bspw. ältere Menschen, Kinder und chro-

nisch Kranke im Fokus. 

GRÜNFLÄCHEN 

Versiegelte Flächen und Grünflächen sind 

unterschiedlich über das Stadtgebiet verteilt. 

Grün- und Wasserflächen gelten als Umwelt-

ressourcen und Erholungsmöglichkeiten. 

So stellen bspw. Waldflächen wichtige Rege-

nerationsräume zur Naherholung für die städ-

tische Bevölkerung dar. Daneben sind sie Le-

bensraum für Pflanzen und Tiere und haben 

vorteilhafte klimatische Funktionen. Doch 

auch kleine innerstädtische Park- und Grünan-

lagen sowie private Grünflächen und Gärten 

sind grundsätzlich wertvolle Räume z. B für die 

Kurzzeiterholung.  

Die Verfügbarkeit und der Zugang zu Grün- 

und Freiräumen können als gesundheitsför-

derliche Ressource betrachtet werden, die 

ebenso sozial ungleich verteilt ist, wie um-

weltbedingte Gesundheitsrisiken. Aus dieser 

ungleichen Teilhabe an gesundheitsförderli-

chen Umweltressourcen können entspre-

chend gesundheitliche Ungleichheiten resul-

tieren (vgl. Claßen, et al., 2011 S. 102). 

UMWELTGERECHTIGKEIT 

Der Begriff Umweltgerechtigkeit meint die 

Vermeidung und den Abbau der räumlichen 

Konzentration gesundheitsrelevanter Um-

weltbelastungen bzw. -risiken und die Ge-

währleistung eines sozialräumlich gerechten 

Zugangs zu Umweltressourcen, wie bspw. 

Grün- und Erholungsflächen.  

Das Thema gewinnt, vorrangig im städtischen 

Raum, international und national auch vor 

dem Hintergrund des Klimawandels an Bedeu-

tung. Der Zusammenhang zwischen sozialer 

Lage, Umweltqualität und Gesundheit schlägt 

sich zunehmend räumlich nieder und kann in 

extremer Ausprägung zu einer Spaltung der 

Gesellschaft führen. 

Fallen mehrere benachteiligende Faktoren, 

wie ungünstige klimatische Bedingungen, 

Luftverschmutzung, Lärm, fehlende Grünflä-

chen oder infrastrukturelle Mängel, mit sozia-

len Benachteiligungen zusammen, wird dies 

ŀǳŎƘ αaŜƘǊŦŀŎƘōŜƭŀǎǘǳƴƎά Ǝenannt. Die An-

zahl der betroffenen Personen und das Aus-

maß der umweltbedingten Gesundheitsrisiken 

hängen von der jeweiligen Siedlungsstruktur 

ab. Beispielsweise bergen Wohngebiete mit 

mehrgeschossiger verdichteter Wohnbebau-

ung und unmittelbarer Nähe zu Hauptver-

kehrsstraßen das höchste Betroffenheitsrisiko. 

Überdies werden in solchen hoch verdichteten 

Bereichen Lärm, Luftschadstoffe und sommer-

liche Hitze gebündelt.  

MEHRFACHBELASTUNGEN IN OBERHAUSEN 

Wie in allen Ballungsräumen zeigt sich auch in 

Oberhausen eine ungleiche Verteilung von 

Luftverschmutzung, Lärmimmissionen und 

Wärmeinseln über die Sozialquartiere.  

Verschränkt man die Ergebnisse des Sozialin-

dex mit Auswertungen der Luftreinhaltepla-

nung und des Lärmaktionsplans, zeigt sich 

eine häufige Betroffenheit durch Luftver-

schmutzung und Lärmimmissionen in den 

Sozialquartieren mit erhöhtem Armutsrisiko. 

Dieser Befund entspricht den erwähnten Stu-

dien, sodass auch für Oberhausen angenom-

men werden kann, dass umweltbedingte Ge-

sundheitsrisiken und -ressourcen sozial un-

gleich verteilt sind.  

Oberhausen hat sich das Ziel gesetzt, die Be-

lastung durch Luftschadstoffe und Lärm mithil-

fe verschiedener Maßnahmen zu verringern. 

Der Großteil von ihnen zielt auf den Straßen-

verkehr ab, da dieser als zentrale Quelle der 

Lärm- und Luftschadstoffbelastung für die 

Anwohner*innen gilt. Dabei liegt, unabhängig 

von der sozialen Situation der Einwoh-

ner*innen, ein besonderer Fokus auf dicht 

besiedelten Wohngebieten mit unmittelbarer 
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Nähe zu Hauptverkehrsstraßen. Ebendiese 

Wohnlagen gehen häufig einher mit einem 

erhöhten Armutsrisiko der Einwohner*innen, 

sodass die Maßnahmen ebenfalls zur Redukti-

on der sozialen Ungleichheit beitragen.  

DŜƳŅǖ aŀǎǘŜǊǇƭŀƴ α{ŀǳōŜǊŜ [ǳŦǘ für Ober-

ƘŀǳǎŜƴά ŀǳǎ ŘŜƳ WŀƘǊ нлму ƎŜƭǘŜƴ ǳΦŀΦ Ŝƛƴ 

Abschnitt der Mülheimer Straße, welcher das 

Marienviertel-Ost und -West teilt, sowie ein 

Abschnitt der Duisburger Straße zwischen 

Lirich-Nord und Lirich-Süd als Belastungs-

ǎŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘŜ όǎƻƎΦ αIƻǘ-{Ǉƻǘǎάύ Řer Luftrein-

halteplanung. Für beide Teilbereiche wurden 

die stadtweit höchsten Stickstoffdioxid-Werte 

festgestellt (vgl. Stadt Oberhausen, 2018b). 

Beide Hot-Spots weisen zudem eine straßen-

nahe Wohnbebauung und niedrige Sozialin-

dexwerte auf. Die Wahrscheinlichkeit, dass die 

betroffenen Anwohner*innen in diesen Gebie-

ten ebenfalls von Armut betroffen sind und 

geringe gesellschaftliche Teilhabechancen 

erfahren, ist entsprechend hoch.  

Der Verkehr verursacht jedoch nicht nur ein 

erhöhtes Auftreten an Luftschadstoffen, son-

dern auch Lärm. Im Lärmaktionsplan der Stadt 

Oberhausen heißt es hinsichtlich der Lärmbe-

ƭŀǎǘǳƴƎΥ α5ƛŜ .ŜǘǊƻŦŦŜƴŜƴŘƛŎƘǘŜ ƛǎǘ ŀƴ ƳŜƘǊe-

ren Straßen im Stadtbezirk Alt-Oberhausen 

besonders hoch. Darüber hinaus liegt eine 

Konzentration hoher Betroffenendichten im 

Stadtquartier Innenstadt39 ǾƻǊά ό{ǘŀŘǘ hōŜr-

hausen, 2017 S. 26). Hinzu kommen Schienen-

anlagen der Bundesbahn, welche neben Auto-

bahnen die höchsten Lärmpegel erreichen. 

Anhand der Lärmkartierung für die Stadt 

Oberhauasen lässt sich erkennen, dass die drei 

Autobahnen, die durch Oberhausen verlaufen, 

                                                           
 

39
 Die Lärmaktionsplanung nutzt eine andere räumliche 

Einteilung des Stadtgebietes, die nicht überall deckungs-
gleich mit den im Sozialbericht verwendeten Sozialquar-
tieren sind. 

als besonders große Lärmquellen gelten40. An 

einigen Stellen, wie bspw. in Sterkrade und 

Buschhausen, verlaufen diese unmittelbar 

durch Wohngebiete. Hinzu kommen Lärmbe-

lastungen durch den Schienenverkehr.  

Die Schienen des Personen- und des Güter-

verkehrs der deutschen Bahn verlaufen teil-

weise unmittelbar durch Wohngebiete und 

bilden in Oberhausen ein dichtes Netz, das 

sich vorwiegend über Alt-Oberhausen er-

streckt (vgl. Karte 21 im Anhang). Der Schie-

nenverkehr erzeugt zwar nur unmittelbar auf 

der Schiene Werte über 70 dB(A), doch an 

einigen Stellen dringt der Schall zwischen 22 

und 6 Uhr noch teils mit Werten über 60 dB(A) 

in die umliegenden Gebiete. Auf Wohnbebau-

ung trifft der Lärm überwiegend in den Sozial-

quartieren Alstaden, Styrum, Lirich-Süd und 

der Innenstadt, doch auch in Teilen von Oster-

feld-Mitte, Osterfeld-Süd, Sterkrade und Hol-

ten. 

Lirich-Süd stellt sich dabei als Sozialquartier 

mit flächendeckender Lärmbelastung durch 

nächtlichen Schienenverkehr und zeitgleich 

erhöhtem Armutsrisiko heraus, und auch im 

Marienviertel-West, im Marienviertel-Ost und 

im Brücktorviertel, allesamt Sozialquartiere 

mit niedrigem Sozialindex, finden sich einzelne 

Gebiete mit nächtlichen Lärmpegeln zwischen 

55 und 60 dB(A). Bereits bei einer Lärmbelas-

tung von über 45 dB(A) in der Nacht bei einem 

teilweise geöffneten Fenster ein ungestörter 

Schlaf nicht mehr möglich41. 

Anders als an den Autobahnen, wo schon in 

vielen Bereichen aktive Lärmschutzmaßnah-

                                                           
 

40
 Die Lärmkartierungen erfolgen getrennt für die unter-

schiedlichen Lärmquellen. Hierzu gehören u.a. die Stra-
ßen, Schienen der Bundesbahn und sonstige Schienen, 
bspw. für Straßenbahnen. Die entsprechenden Karten 
können im Umgebungslärmportal des Landes NRW 
eingesehen werden. Siehe: 
https://www.umgebungslaerm-kartierung.nrw.de/. 
41

 Gemäß DIN 18005. 

https://www.umgebungslaerm-kartierung.nrw.de/
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men in Form von Lärmschutzwänden oder 

lärmminderndem Asphalt realisiert wurden, 

erfolgt die Umsetzung an der Schiene zum 

großen Teil erst noch. Lediglich für den Stre-

ckenabschnitt Osterfeld-Süd wurden bereits 

sowohl aktive als auch passive Maßnahmen 

zum Lärmschutz ergriffen. In den nächsten 

Jahren folgen weitere Schallschutzmaßnah-

men entlang der Schienenstrecken der Deut-

schen Bahn in Alt-Oberhausen.  

Neben Luft- und Lärmbelastung sind auch die 

klimatischen Bedingungen besonders in den 

Sozialquartieren, wo Menschen mit erhöhtem 

Armutsrisiko leben, ungünstig. Ihre Einwoh-

ner*innen sind bspw. häufiger Hitzestress 

ausgesetzt. 

Im Rahmen der Klimaanalysen des RVR aus 

dem Jahr 2017 wurden die verschiedenen 

Klimatopen im Oberhausener Stadtgebiete 

kartografisch dargestellt und hinsichtlich ihrer 

klimaökologischen Funktionen kategorisiert 

(vgl. Karte 20 im Anhang). Bebaute Flächen 

bzw. Siedlungsbereiche bieten unterschiedlich 

gute bzw. schlechte bioklimatische Verhältnis-

se. Dabei werden für Gewerbe-

/Industrieklimatope42 sowie für Stadt- und 

Innenstadtklimatope bioklimatisch ungünstige 

Verhältnisse angenommen (vgl. 

Regionalverband Ruhr, 2017 S. 59). In Gebie-

ten mit Stadt- und Innenstadtklima kommt es 

durch die dichte die Bebauung u.a. vermehrt 

zur Bildung von Wärmeinseln, die den Luftaus-

tausch verringern und lufthygienische Belas-

tungen verstärken. 

Die vom RVR erarbeiteten Karten zu Tempera-

turverteilungen und Hitzeinseln zeigen, dass 

insbesondere in den hochverdichteten Zen-

tren der Stadtteile Alt-Oberhausen, Sterkrade 

                                                           
 

42
 Auch Arbeitnehmer*innen können an ihrem Arbeits-

ort ungünstigen klimatischen Bedingungen in Gewerbe-
/Industrieklimatopen ausgesetzt sein. Hier fallen Hitze-
stress mit Luft- und Lärmemissionen zusammen. 

und Osterfeld ungünstige bioklimatische Ver-

hältnisse vorherrschen. Im Gegensatz dazu 

haben die vorhandenen zusammenhängenden 

Grünflächen im Sterkrader Norden und Oster-

felder Osten klimatische Ausgleichsfunktionen 

(vgl. Karte 20 im Anhang). 

Verschneidet man die kleinräumigen Ergebnis-

se des Sozialindex mit den Informationen über 

die Klimatopen zu einer Karte43, zeigt sich, 

dass sich klimatisch ungünstige Verhältnisse in 

vielen Gebieten mit erhöhten Armutsrisiken 

decken (vgl. Karte 3). 

Die Karte stellt zum einen die Stadt- und In-

nenstadtklimatope dar und zum anderen die 

Bezirke mit niedrigen oder sehr niedrigen So-

zialindexwerten, also überdurchschnittlichen 

Anteilen von Einwohner*innen mit erhöhtem 

Armutsrisiko. Überdies zeigt sie alle Grünflä-

chen44 im Oberhausener Stadtgebiet. In allen 

Sozialquartieren mit niedrigen und sehr nied-

rigen Sozialindexwerten herrschen im Großteil 

der Wohngebiete ungünstige klimatische Ver-

hältnisse vor.  

Die größte zusammenhängende Fläche mit 

Innenstadtklima, welche nahezu das gesamte 

Sozialquartier abdeckt, findet sich in der In-

nenstadt Alt-Oberhausens.  

Auch die an die Innenstadt angrenzenden 

Sozialquartiere Lirich-Süd und Marienviertel-

West weisen, neben einem niedrigen Sozialin-

dex, ebenfalls überwiegend ungünstige bi-

oklimatische Verhältnisse in den Wohngebie-

ten auf. Die Ausnahme bilden Quartiere in der 

Nähe von Grünflächen, wie bspw. dem Grillo-

park oder dem Altenbergpark. 

                                                           
 

43
 Die Karte dient nicht zu tatsächlichen Planungszwe-

cken sondern der vereinfachten Darstellung von sozial 
ungleich verteilten Gesundheitsrisiken und -ressourcen. 
44

 Nicht alle angezeigten Grünflächen sind öffentlich 

zugänglich oder nutzbar. 
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Karte 3: Mehrfachbelastungen im Oberhausener Stadtgebiet - Sozialindex und klimatische Bedingungen 
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Im Marienviertel-Ost und dem Brücktorviertel 

herrschen in den Wohngebieten trotz angren-

zender Grünflächen, nahezu flächendeckend 

ungünstige Verhältnisse.  

Das bioklimatisch sehr ungünstige Innenstadt-

klima findet sich ebenfalls in den Sozialquar-

tieren Osterfeld-Mitte/Vonderort, Sterkrade-

Mitte, rund um das Centro und in Schmach-

tendorf wieder. Anders als in Schmachtendorf 

zählt am Centro keine Wohnflächen zu den 

Gebieten mit Innenstadtklima, gleichwohl sind 

hier Menschen an ihrem Arbeitsplatz betrof-

fen. In den dicht besiedelten Stadtzentren von 

Osterfeld und in Sterkrade decken sich, eben-

so wie in der Innenstadt von Alt Oberhausen, 

ein erhöhtes Armutsrisiko mit ungünstigen 

klimatischen Bedingungen.  

Wie bereits beschrieben, dienen Grünflächen 

den Einwohner*innen nicht nur als klimatische 

Ausgleichsflächen sondern auch als Erholungs- 

und Bewegungsmöglichkeiten. In Alt-

Oberhausen, wo die meisten Menschen mit 

erhöhtem Armutsrisiko wohnen, sind eben 

diese jedoch nur schlecht zu erreichen.  

Besonders die Innenstadt stellt sich nicht nur 

als klimatisch und lufthygienisch belasteter 

Raum mit der höchsten Bevölkerungsdichte 

und den höchsten Anteilen armutsgefährdeter 

Einwohner*innen in der Gesamtstadt dar son-

dern bietet auch kaum eigene Grünflächen. 

Ihre Einwohner*innen weichen stattdessen 

auf kleinere Parks in umliegenden Sozialquar-

tieren wie bspw. im Marienviertel-West, im 

Brücktorviertel oder Lirich-Süd aus, um von 

den dortigen Grünflächen zu profitieren.  

Die meisten der Sozialquartiere mit erhöhtem 

Armutsrisiko bietet nur wenige große öffentli-

che Grünflächen. Ihre Einwohner*innen müs-

sen längere Wege in Kauf nehmen, um größe-

re, zusammenhängende Waldflächen oder 

Parks zu erreichen. In Alt-Oberhausen finden 

sich diese bspw. überwiegend in den Randge-

bieten. Längere Wege ins Grüne werden be-

sonders für ältere Einwohner*innen aber auch 

für chronisch Kranke und (Klein-)Kinder zur 

Herausforderung. Zudem steigt die Unfallge-

fahr bei längeren Wegstrecken. 

Die Bezirke Osterfeld und Sterkrade sind in 

ihren Kernbereichen zwar ähnlich hoch ver-

dichtet wie in Alt-Oberhausen sie bieten je-

doch im Umfeld hochwertige Erholungsflä-

chen, wie bspw. den Sterkrader Wald, den 

OLGA-Park oder den Revierpark. 

FAZIT 

Der vorliegende Exkurs kann an dieser Stelle 

auch das vielfältige Themengebiet der Um-

weltgerechtigkeit nur umreißen und vereinzel-

te Aspekte aufgreifen. Inwieweit es sinnvoll 

ist, soziale Aspekte stärker in die verschiede-

nen Planungen gezielt aufzunehmen, muss im 

individuellen Fall entschieden werden. 

Mit den o.g. Ausführungen zur sozialen Un-

gleichverteilung umweltbedingter Gesund-

heitsrisiken bzw. -ressourcen wird jedoch ein 

Arbeitsfeld zur integrierten Planung eröffnet, 

welches sich zu vertiefen lohnt. Aus interdis-

ziplinären Arbeiten und Analysen können in-

novative integrierte Handlungsansätze her-

vorgehen.  

Insgesamt lässt sich mit den vorliegenden 

Ansätzen für die Verteilung umweltbedingter 

Gesundheitsrisiken, wie Luftverschmutzung, 

Lärm und Hitze zeigen, dass sie auch in Ober-

hausen verstärkt in den Gebieten auftreten, 

wo auch die meisten Menschen mit einem 

erhöhten Armutsrisiko leben. Menschen in 

schwierigen Lebenslagen sind durch die Wahl 

ihres Wohnortes auch in Oberhausen benach-

teiligt und entsprechend häufiger gesundheit-

lichen Belastungen ausgesetzt. 

Im Sinne der Umweltgerechtigkeit ist es daher 

sinnvoll, solche Mehrfachbelastungen aufzu-

zeigen und gesundheitliche Folgen, die aus 

Armutslagen resultieren, abzumildern. 
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Hierzu setzt die Stadt Oberhausen im Rahmen 

verschiedener Planungsverfahren, wie der 

Lärmaktionsplanung, der Luftreinhaltepla-

nung, der Gesundheitsplanung, der Klimaan-

passung, Hitzeaktionsplanung, der Sozialpla-

nung und weiterer Fachplanungen eine Viel-

zahl von Maßnahmen um, die zur Verbesse-

rung der Lebens- und der Wohnlagen sowie 

der Gesundheits-, Bildungs- und Teilha-

bechancen der Menschen beitragen.  

Angesichts des demographischen Wandels 

und des Klimawandels bietet es sich dabei an, 

verschiedene Fachdisziplinen stärker zu ver-

schneiden, um eine möglichst realitätsnahe 

Erfassung und Bearbeitung gesellschaftlicher 

Ungleichheit zu gewährleisten und gesell-

schaftlichen Spaltungstendenzen entgegenzu-

steuern.   
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 DIE SOZIALSTRUKTUR OBERHAUSENS IM 6
LANDESVERGLEICH 

Das vorliegende Kapitel soll Oberhausen mit-

hilfe einiger Indikatoren aus der landesweiten 

Sozialberichterstattung in den Kontext des 

Landes NRW und des Ruhrgebietes einordnen. 

Oberhausen liegt, umgeben von Dinslaken, 

Bottrop, Essen, Mülheim an der Ruhr und Du-

isburg, zentral im westlichen Ruhrgebiet. Im 

Jahr 2018 zählt die Stadt 212.166 Einwoh-

ner* innen auf einer Fläche von 77,09 km². 

Gemessen an der Einwohner*innenzahl, ge-

hört Oberhausen damit zu den kleineren 

Großstädten45 des Ruhrgebietes. Die Einwoh-

ner*innenzahlen der Sozialquartiere liegen 

zwischen 2.884 in Vondern/Osterfeld-Süd und 

15.359 in Alstaden (vgl. Karte 4). Die Wohnbe-

bauung ist in Alt-Oberhausen, im Süden der 

Stadt, dichter als in Osterfeld und Sterkrade. 

Hier leben mehr Menschen auf engem Raum 

zusammen, während im Norden der Stadt 

viele Felder und Waldflächen zu finden sind.  

Die Stadt Oberhausen ist nicht aus einem 

zentralen Kern gewachsen, sondern hat neben 

der Innenstadt in Alt-Oberhausen zwei weite-

re kleine Stadtzentren in den Bezirken Ster-

krade und Osterfeld. Der Bezirk Sterkrade teilt 

sich durch die Autobahn 3 in die Sozialräume 

Sterkrade und Sterkrade-Nord. Der Bezirk Alt-

Oberhausen im Süden der Stadt wird durch 

den Rhein-Herne-Kanal und die Autobahn 42 

mit anliegenden großen Industrie- und Han-

delsflächen sowie Freizeitgebieten rund um 

die neue Mitte von Sterkrade und Osterfeld 

getrennt. Alt-Oberhausen setzt sich aus den 

Sozialräumen Alstaden/Lirich, Mitte/Styrum 

und Oberhausen-Ost zusammen. 

                                                           
 

45
 Als Großstädte zählen alle Städte mit mehr als 

100.000 Einwohner* innen. 

In Großstädten ist der Anteil der Menschen, 

die auf Transferleistungen angewiesen sind, 

höher als in ländlichen Regionen. Entspre-

chend sind auch ihre Sozialausgaben deutlich 

erhöht.  

In Nordrhein-Westfalen liegen 29 der 77 deut-

schen Großstädte und im Ruhrgebiet bündeln 

sich elf davon zusammen mit vier Kreisen zu 

einer Metropolregion, die rund 5,8 Mio. Ein-

wohner* innen zählt. Das Ruhrgebiet ist daher 

eine Region, die sich bereits seit vielen Jahren 

besonderen sozialen und armutsbedingten 

Herausforderungen stellen muss und so auch 

ihre Einwohner*innen, denn an vielen Men-

schen gehen positive Entwicklungen der Wirt-

schaft und des Arbeitsmarktes vorbei.  

Der aktuelle bundesweite Armutsbericht des 

Paritätischen stellt das Ruhrgebiet hinsichtlich 

der Armutslagen ǎƻƎŀǊ ŀƭǎ αtǊƻōƭŜƳǊŜƎƛƻƴ 

Nummer eins in 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘά ƘŜǊŀǳǎ (vgl. 

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband , 

2019 S. 22). 

Armutsrisiken sind abhängig von Faktoren wie 

Erwerbstätigkeit, Bildung, Migration, Familien-

stand, aber auch Geschlecht und Alter. 

Das größte Armutsrisiko tragen Kinder und 

junge Erwachsene unter 25 Jahren, Frauen, 

Ein-Personen-Haushalte, Alleinerziehende, 

Paar-Haushalte mit drei oder mehr Kindern, 

Erwerbslose, Rentner*innen, Personen mit 

niedrigem Qualifikationsniveau sowie Men-

schen ohne deutsche Staatsangehörigkeit und 

Personen mit Migrationshintergrund (vgl. ebd. 

S. 34). Die Armutsrisiken dieser Gruppen ha-

ben sich in den letzten zehn Jahren zum Teil 

verbessert, für einige aber deutlich ver-

schlechtert. So ist bei keiner Gruppe das Ar-

mutsrisiko so stark angestiegen wie bei Rent-

ner*innen. Auch bei Personen ohne deutsche 

Staatsangehörigkeit hat sich das Armutsrisiko 

verschärft, besonders, wenn sie nur eine nied-

rige Qualifikation vorweisen können.  
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Karte 4: Bevölkerungszahlen nach Sozialquartieren 
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Zudem ist das Risiko für Familien mit mehr als 

zwei Kindern deutlich angestiegen, während 

es für Paarfamilien mit einem Kind abnahm. 

(vgl. ebd.). 

Im Folgenden soll die Sozialstruktur Oberhau-

sens mit der in NRW verglichen werden46,47. 

Im Fokus stehen Personengruppen mit erhöh-

tem Armutsrisiko. 

MIGRATION 

Das Land Nordrhein-Westfalen, das Ruhrge-

biet und ebenso die Stadt Oberhausen ver-

zeichnen seit einigen Jahren trotz des demo-

grafischen Wandels wieder steigende Bevölke-

rungszahlen, die überwiegend auf Zuwande-

rung aus dem Ausland zurückzuführen sind. 

Gerade in den größeren Städten NRWs finden 

viele Migrant* innen ein neues Zuhause. Mitt-

lerweile liegt der Anteil der Einwohner* innen 

mit Migrationshintergrund48 an der Ober-

hausener Bevölkerung gemäß IT.NRW bei 

rund 28 Prozent, in NRW bei 29 Prozent49. In 

2016 lagen die Anteile noch bei rund 26 Pro-

                                                           
 

46
 Sofern nicht anders gekennzeichnet, stammen sämtli-

che Daten dieses Kapitels aus der Landesdatenbank von 
IT.NRW und der Bundesagentur für Arbeit. 
www.landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online 
www.statistik.arbeitsagentur.de/ 
47 Landesamtliche und kommunale Daten werden teil-

weise auf unterschiedliche Weise erhoben und ausge-
wertet. Zudem herrschen unterschiedliche Definitionen 
für einige Indikatoren vor. Bei abweichenden Definitio-
nen basieren die Angaben zu Oberhausen auf Landessta-
tistiken, sodass die Werte in der Kommunalstatistik 
abweichen können. 
48

 Als Person mit Migrationshintergrund gilt gemäß 

IT.NRW, wer nicht über die deutsche Staatsangehörigkeit 
verfügt oder außerhalb des heutigen Gebietes der Bun-
desrepublik Deutschland geboren wurde und seit dem 1. 
Januar 1950 zugewandert ist oder wer mindestens ein 
zugewandertes Elternteil hat. 
49

 Die Werte basieren auf Hochrechnungen aus dem 

Mikrozensus und können daher von den Werten der 
Einwohnermeldestatistik der Stadt Oberhausen abwei-
chen. Zur Vergleichbarkeit mit den landesweiten Werten 
werden in diesem Kapitel ausschließlich Zahlen aus den 
landesamtlichen Statistiken von IT.NRW und der Bunde-
sagentur für Arbeit verwendet. 

zent in NRW und etwas über 25 Prozent in 

Oberhausen. 

Der Anteil der Einwohner*innen ohne deut-

sche Staatsangehörigkeit liegt mit 15 Prozent 

leicht über dem NRW-weiten Anteil von rund 

13 Prozent in 2018. In Essen ist der Anteil ähn-

lich hoch, in Duisburg hingegen liegt er bei 

rund 21 Prozent. 

Doch nicht nur Zugewanderte aus dem Aus-

land zieht es in die größeren Städte. Auf der 

Suche nach bezahlbarem Wohnraum bündeln 

sich auch Menschen mit verschiedenen ar-

mutsbedingten Unterstützungsbedarfen in 

einigen Stadtteilen deutlicher als in anderen, 

sodass eine soziale Spaltung zwischen den 

Gebieten mit hohen und niedrigen Mieten 

entsteht (siehe auch Kapitel 3.3). 

ERWERBSTÄTIGKEIT UND TRANSFERLEISTUNGEN 

Bundesweit sind positive Entwicklungen der 

Wirtschaft zu beobachten. Die Zahlen der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und 

die Reallöhne steigen und der Anteil der Ar-

beitslosen geht zurück. In Nordrhein-

Westfalen ist diese Entwicklung allerdings 

nicht so ausgeprägt wie in anderen Bundes-

ländern und auch innerhalb Nordrhein-

Westfalens gibt es deutliche regionale Unter-

schiede. So liegt die Quote der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten in Gütersloh bei 

über 65 Prozent, in Gelsenkirchen hingegen 

nur bei 50. Oberhausen liegt mit 55 Prozent 

ebenfalls unter dem Landesdurchschnitt von 

58 Prozent.  

Bei den Quoten der Arbeitslosen zeigt sich ein 

ähnliches Bild: Sie schwanken zwischen 2,4 

Prozent in Ahaus und 12,1 Prozent in Gelsen-

kirchen. Oberhausen liegt mit 9,7 Prozent 

rund drei Prozentpunkte über dem Landes-

durchschnitt von 6,4. Eine deutliche Abwei-

chung zeigt Oberhausen jedoch hinsichtlich 

der Dauer der Arbeitslosigkeit: Während in 

Nordrhein-Westfalen rund jeder vierte Ar-

beitslose länger als ein Jahr erwerbslos ist, 

http://www.landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online
http://www.statistik.arbeitsagentur.de/
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betrifft diese Lebenssituation in Oberhausen 

etwa die Hälfte aller Arbeitslosen. Die Integra-

tion in den Arbeitsmarkt ist für einige Lang-

zeitarbeitslose besonders schwer, da sie häu-

fig kaum noch feste Strukturen und Alltagsab-

läufe gewöhnt sind. Langzeitarbeitslose zählen 

zur Gruppe der Leistungsempfänger*innen 

nach dem zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II).  

In der Öffentlichkeit werden sie auch als 

Hartz-IV-Empfänger*innen bezeichnet. Perso-

nen, die in Bedarfsgemeinschaften zusam-

menleben und Leistungen nach dem SGB-II 

beziehen, können in erwerbsfähige Leistungs-

berechtigte (ELB) und nicht erwerbsfähige 

Leistungsberechtigte (NEF) bis 65 Jahre einge-

teilt werden. Zu den NEF zählen bspw. auch 

Kinder unter 15 Jahren. 

Obwohl die Arbeitslosenquoten zurückgehen, 

steigt der Anteil der SGB-II-Empfänger*innen 

in Oberhausen seit einigen Jahren. Mit rund 

17 Prozent erzielt Oberhausen in 2018 die 

neunthöchste SGB-II-Quote der 53 Kreise und 

kreisfreien Städte in NRW. Angeführt wird die 

Statistik von anderen Ruhrgebietsstädten wie 

Gelsenkirchen (25 Prozent), Essen (20 Pro-

zent), Herne (19 Prozent) und Duisburg (18 

Prozent). 

Ähnlich verhält es sich bei der Kinderarmut, 

bzw. dem Anteil der NEF unter 15 Jahren im 

SGB-II-Bezug. Die Quoten in Oberhausen sind 

noch deutlicher als im Landesdurchschnitt von 

19 Prozent in 2010 auf mittlerweile 28 Prozent 

in 2018 gestiegen. In NRW sind sie im selben 

Zeitraum nur um drei Prozentpunkte auf 19 

Prozent angewachsen. Auch hier führen Gel-

senkirchen und Essen die Statistik mit Anteilen 

von 40 bzw. 34 Prozent an. 

Eine getrennte Betrachtung der Oberhausener 

SGB-II-Quoten der unter-15-Jährigen mit und 

ohne deutsche Staatsangehörigkeit zeigt, dass 

der Anstieg der Kinderarmut sich ethnisch 

ungleich verteilt. Bei getrennter Betrachtung 

der Kinderarmutsquoten nach deutscher und 

nichtdeutscher Staatsbürgerschaft der Kinder 

ist lediglich bei den Kindern ohne deutsche 

Staatsbürgerschaft eine Zunahme der SGB-II-

Quote zu beobachten (vgl. Abbildung 9). Unter 

den Deutschen Kindern ist der Anteil der Leis-

tungsempfänger*innen nach dem SGB-II sogar 

rückläufig. Von ihnen sind rund ein Viertel der 

Kinder betroffen, während der Anteil unter 

den nichtdeutschen Kindern mehr als doppelt 

so hoch ist.  

Abbildung 9: Kinderarmutsquote (SGB-II-Empfänger*innen u 15) in Oberhausen nach Staatsangehörigkeit 

Quelle: Bereich 4-5 /Statistik. Einwohnermelderegister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur für Arbeit 

(Stichtag 31.12.). Eigene Berechnung und Darstellung. 
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BILDUNG 

Die häufigste Ursache für Erwerbslosigkeit ist 

neben Kindererziehungszeiten oder fehlenden 

Kinderbetreuungsmöglichkeiten ein niedriger 

Bildungs- oder Berufsabschluss. 

Ein Schulabschluss ist zwar nicht für alle Be-

rufsausbildungen Voraussetzung, die Chancen 

auf einen Ausbildungsplatz sind jedoch deut-

lich höher. Für den Zugang zu höheren Bil-

dungsgängen, wie dem Abitur und einem Stu-

dium, wird hingegen ein Realschulabschluss 

mit entsprechender Qualifikation benötigt. 

Diese kann alternativ auf dem zweiten Bil-

dungsweg in Voll- und Teilzeit nachgeholt 

werden.  

Die allgemeine Hochschulreife mit einem Abi-

tur erreichen jedes Jahr rund 800 bis 900 

Schüler*innen in Oberhausen. Dabei über-

wiegt der Anteil der Abiturientinnen mit 52 

Prozent, wenn auch weniger deutlich als in 

anderen Regionen. In NRW sind durchschnitt-

lich 55 Prozent der Abiturient*innen weiblich, 

in Essen sogar bis zu 57 Prozent.  

Ohne jeglichen Abschluss verlassen in NRW, 

wie auch in Oberhausen, rund fünf Prozent 

der Schüler*innen jährlich die Schule. Eine 

Ausnahme bildet das Schuljahr 2017/18, dort 

war der Anteil mit sieben Prozent in Oberhau-

sen leicht erhöht. In absoluten Zahlen ent-

spricht die Quote zwischen 100 und 140 Schü-

ler*innen, die die Schule ohne Hauptschulab-

schluss verlassen. Der überwiegende Anteil ist 

männlich, mit Ausnahme des Schuljahres 

2017/18. Dort waren die Anteile ausgeglichen.  

Neben den Geschlechterunterschieden bei 

den Schulabschlüssen bestehen auch Unter-

schiede hinsichtlich der Staatsangehörigkeit 

der Schüler*innen ohne Abschluss. Bei den 

ausländischen Schüler*innen haben in NRW 

rund 16 Prozent die Schule ohne Abschluss 

verlassen, der Anteil ist also dreimal so hoch 

wie unter den deutschen Schüler*innen. In 

Oberhausen zeigt sich dieses Ungleichgewicht 

deutlich weniger ausgeprägt mit maximal elf 

Prozent nichtdeutschen Schüler*innen, die die 

Schule ohne Hauptschulabschluss verlassen. 

Angrenzende Städte wie Essen oder Mülheim 

zeigen in den letzten vier Jahren deutlich hö-

here Quoten bis zu 21 Prozent. 

Einige Schüler*innen finden nach der Schule 

keinen unmittelbaren Anschluss. Der Anteil 

der arbeitslosen Jugendlichen zwischen 15 

und 25 Jahren liegt 2018 in Oberhausen bei 

rund acht Prozent50 und damit über dem Lan-

desdurchschnitt von fünf Prozent. Wie viele 

von ihnen keinen Schulabschluss haben, lässt 

sich jedoch mit den Daten der Bundesagentur 

für Arbeit nicht beantworten.  

Im Berichtsjahr 2017/18 wurden insgesamt 

2.030 Personen Bewerber*innen für Berufs-

ausbildungsstellen bei der Bundesagentur für 

Arbeit gemeldet. 275, also 13,5 Prozent, blie-

ben jedoch unversorgt. Im Landesvergleich ein 

erhöhter Anteil, da NRW-weit nur fünf Prozent 

der gemeldeten Ausbildungsbewerber*innen 

unversorgt blieben. 

FAMILIE 

Das Armutsrisiko kann ebenfalls durch den 

Familienstand und die Anzahl der Kinder be-

einflusst werden. Dabei sind Alleinerziehende, 

besonders mit steigender Kinderzahl, dem 

größten Armutsrisiko ausgesetzt.  

                                                           
 

50
 Aufgrund unterschiedlicher Berechnungsverfahren 

weichen die Arbeitslosenquoten, die die Bundesagentur 
für Arbeit berechnet, von denen der Stadt Oberhausen 
ab. Während die BA bei ihrem Berechnungsverfahren die 
Summe der Arbeitslosen der Summe aus den zivilen 
Erwerbspersonen und den Arbeitslosen in der entspre-
chenden Altersgruppe gegenüberstellt, wird sie auf 
kommunaler Ebene der Summe Bevölkerung in der 
jeweiligen Altersgruppe gegenüberstellt.  
Zur Berechnungsweise der BA: 
https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/
Grundlagen/Definitionen/Berechnung-der-
Arbeitslosenquote/Berechnung-der-Arbeitslosenquote-
Nav.html 

https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Definitionen/Berechnung-der-Arbeitslosenquote/Berechnung-der-Arbeitslosenquote-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Definitionen/Berechnung-der-Arbeitslosenquote/Berechnung-der-Arbeitslosenquote-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Definitionen/Berechnung-der-Arbeitslosenquote/Berechnung-der-Arbeitslosenquote-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Definitionen/Berechnung-der-Arbeitslosenquote/Berechnung-der-Arbeitslosenquote-Nav.html
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In Oberhausen ist der Anteil der Alleinerzie-

henden mit 25 Prozent, also rund einem Vier-

tel aller Familienhaushalte, höher als in NRW. 

Landesweit beträgt er lediglich 18 Prozent. 

Das erhöhte Armutsrisiko der Alleinerziehen-

den zeigt sich bspw. an den Anteilen der Al-

leinerziehendenhaushalte, die auf SGB-II-

Leistungen angewiesen sind. In Oberhausen 

trifft dies stadtweit auf über die Hälfte (54 

Prozent) der Alleinerziehenden zu, in einzel-

nen Stadtgebieten sogar drei Viertel.  

Doch auch in Paarfamilien steigt mit jedem 

Kind das Armutsrisiko (vgl. Garbuszus, et al., 

2018 S. 16). Der Anteil der Haushalte mit Kin-

dern an allen Haushalten in Oberhausen liegt 

bei rund 19 Prozent. In rund 13 Prozent leben 

mehr als zwei minderjährige Kinder. In NRW 

sind es nur elf Prozent. 

Erwerbsarbeit geht jedoch nicht immer mit 

Unabhängigkeit von Transferleistungen ein-

her. Viele Erwerbstätige in prekären bzw. aty-

pischen Beschäftigungsformen erhalten zu-

sätzlich zum eigenen Einkommen aufstocken-

de Leistungen oder liegen mit ihrem Einkom-

men knapp über der Armutsgrenze. Auch eini-

ge Teilzeitbeschäftigungen gelten als prekär. 

Die Teilzeitquote an den sozialversicherungs-

pflichten Beschäftigungsverhältnissen beträgt 

in Oberhausen rund 31 Prozent, wie viele von 

den in Teilzeit Erwerbstätigen gerne mehr 

arbeiten würden, kann mit der amtlichen Sta-

tistik nicht beantwortet werden. Untersu-

chungen des Statistischen Bundesamtes zei-

gen jedoch, dass es sich bei Teilzeitbeschäfti-

gungen nicht ausschließlich um selbstgewähl-

te Arbeitszeit handelt. Beinahe ein Viertel 

teilzeitbeschäftigter Eltern in Deutschland 

würden gerne mehr arbeiten, können dies 

aber nicht, weil sie entweder keine Vollzeitbe-

schäftigung gefunden haben oder aus familiä-

ren Gründen nicht mehr Zeit haben (vgl. 

DESTATIS, 2020a). 

GESCHLECHT 

Wie sich bereits hinsichtlich der Bildung zeig-

te, bestehen auch ungleiche Armutsrisiken 

zwischen den Geschlechtern. Während bei 

den Schulabschlüssen meist Jungen benachtei-

ligt sind, wird für Frauen der Familienstand 

häufiger zum Armutsrisiko als für Männer. 

In Oberhausen sind rund 14.500 Personen 

ausschließlich geringfügig beschäftigt und 

rund zwei Drittel von ihnen sind Frauen, wäh-

rend das Verhältnis bei den sozialversiche-

rungspflichtigen Beschäftigungen mit 53 Pro-

zent Männern und 47 Prozent Frauen ausge-

glichener scheint. Bildungs- und Erwerbsbetei-

ligung ist nach wie vor auch ein Thema, bei 

dem das Geschlecht einen Unterschied macht, 

weil auch die Erziehungsarbeit nicht gleich 

verteilt ist. Neun von zehn Alleinerziehenden 

sind bspw. weiblich (vgl. BMFSFJ, 2017 S. 18) 

und auch in Paarfamilien bleibt die Frau häufi-

ger als der Mann zugunsten der Familienarbeit 

zuhause (vgl. DESTATIS, 2020b). Das Armutsri-

siko durch Kindererziehung ist bei Frauen ent-

sprechend höher als bei Männern.  
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 SOZIALINDICES 7

In der landesweiten Sozialpolitik hat sich das 

tǊƛƴȊƛǇ α¦ƴƎƭŜƛŎƘŜǎ ǳƴƎƭŜƛŎƘ ōŜƘŀƴŘŜƭƴά 

durchgesetzt, welches vorsieht, dass knappe 

einsetzbare Ressourcen zuerst dort investiert 

werden, wo sie am nötigsten gebraucht wer-

den. Um festzustellen, wie sich Armutsrisiken 

über das Oberhausener Stadtgebiet verteilen, 

wurden erstmals in 2017 im Rahmen der Neu-

ƎŜǎǘŀƭǘǳƴƎ ŘŜǊ {ƻȊƛŀƭǇƭŀƴǳƴƎ ǎƻƎΦ α{ƻȊƛŀƭƛn-

ŘƛŎŜǎά ōŜǊŜŎƘƴŜǘ ǳƴŘ ƛƳ ŜǊǎǘŜƴ hōŜǊƘŀǳǎŜƴŜǊ 

Sozialbericht veröffentlicht. Ziel ist es, Unter-

stützungs- und Beratungsangebote möglichst 

dort in Oberhausen zu verorten, wo die Men-

schen leben, die sie am nötigsten brauchen51.  

Die Berechnung von Indices ermöglicht eine 

konzentrierte Zusammenschau verschiedener 

Indikatoren. Das Berechnungsverfahren ist 

transparent und dient der Datenreduktion zu 

Gunsten der Übersichtlichkeit. Die indikato-

renbasierten Sozialindices fungieren als Moni-

toringsystem, mit dem auf einen Blick bzw. 

mithilfe einer einzigen Karte sichtbar wird, wo 

potentielle Fokusgebiete für unterstützende 

Maßnahmen liegen. 

Das Verfahren nutzt dazu die Anteile von Be-

völkerungsgruppen, die statistisch einem er-

höhten Risiko für Armut und soziale Ausgren-

zung ausgesetzt sind, als Indikatoren für er-

höhte Unterstützungs- und Beratungsbedarfe. 

Die Anteile der jeweiligen Bevölkerungsgrup-

pen in den 27 Oberhausener Sozialquartieren 

und ihre Entwicklung werden mithilfe der 

Indexberechnung in ein Verhältnis zum ge-

samtstädtischen Durchschnitt und der ge-

samtstädtischen Entwicklung gesetzt.  

Der Sozialindex zeigt so an, in welchen Stadt-

gebieten überdurchschnittlich hohe oder nied-

                                                           
 

51
 Das Berechnungsverfahren der Sozialindices ist ange-

lehnt an das Hamburger Sozialmonitoring der integrier-
ten Stadtteilentwicklung. 
(https://www.hamburg.de/sozialmonitoring/) 

rige Anteile an Einwohner*innen mit erhöh-

tem Risiko für Armut und soziale Ausgrenzung 

leben (Statusindex) und wo diese Anteile in 

den letzten zwei Jahren überdurchschnittlich 

stark zu oder abgenommen haben (Dyna-

mikindex).  

GRENZEN VON INDICES 

Indices sind ein Instrument, welches zur Ver-

besserung der Anschaulichkeit statistischer 

Daten und zur datenbasierten Begründung 

von Richtungsentscheidungen eingesetzt wird. 

Auf Grund der gezielten Informationsredukti-

on kann der Sozialindex die Kommunikation 

mit der Politik und der Öffentlichkeit vereinfa-

chen. Er eignet sich jedoch nicht zur alleinigen 

Ressourcensteuerung. Für detaillierte Fach-

planungen sind Indikatoren und absolute Fall-

zahlen heranzuziehen.  

In einem zweiten Schritt werden im Rahmen 

des vorliegenden Sozialberichtes die vom So-

zialindex bestimmten Fokusgebiete auf Basis 

der Indikatoren weiter analysiert (siehe Kapi-

tel 8).  

Maßnahmenträger können den Sozialbericht 

als gemeinsame Orientierungsgrundlage nut-

zen, um bestehende Unterstützungsangebote 

zu reflektieren und ggf. an die Bedarfe in den 

Quartieren anzupassen oder neue Standorte 

zu erschließen. 

7.1. AUSWAHL DER INDIKATOREN 

Zur Berechnung der Sozialindices werden sie-

ben Kernindikatoren gewählt. Sie erfassen die 

Anteile von Personengruppen, die statistisch 

ein erhöhtes Armutsrisiko tragen (vgl. Abbil-

dung 10). Je mehr Indikatorenwerte in einem 

Sozialquartier erhöht sind, desto größer und 

komplexer wird der potentielle Unterstüt-

zungsbedarf in diesem Quartier eingeschätzt. 

Die Auswahl der Indikatoren bleibt seit 2017 

unverändert, um eine größtmögliche Ver-

gleichbarkeit zu erzielen.   

https://www.hamburg.de/sozialmonitoring/
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Abbildung 10: Die sieben Kernindikatoren des Sozialindex 

Indikatoren Definitionen Zielgruppen 

Anteil Einwohner*innen mit 

Migrationshintergrund*  

Anteil der Personen mit Migrationshinter-
grund in % der altersgleichen Gesamtbe-

völkerung. 
Migrant*innen 

Anteil SGB-II-

Empfänger*innen 

Anteil der Leistungsberechtigten und 
Kinder ohne Leistungsanspruch SGB II in 
% der Bevölkerung im Alter von unter 65 

Jahren. 

Von Armut und Langzeit-
arbeitslosigkeit betroffene 

Einwohner*innen 

Anteil SGB-II-

Empfänger*innen unter 15 

Jahren
 
 

Anteil der Leistungsberechtigten und 
Kinder ohne Leistungsanspruch SGB II 

unter 15 Jahren in % der Bevölkerung im 
Alter von unter 15 Jahren. 

Von Armut betroffene 

 Kinder 

Anteil Arbeitslose im Alter 

von 15 bis unter 25 Jahren 

Anteil der Arbeitslosen im Alter von 15 
bis unter 25 Jahren in % der altersglei-

chen Bevölkerung. 

Arbeitslose Jugendliche 
und junge Erwachsene 

Anteil Empfänger*innen von 

Grundsicherung im Alter 

(SGB XII) 

Anteil der Empfänger*innen von Grundsi-
cherung im Alter in % der Bevölkerung im 
Alter von 65 Jahren und älter (außerhalb 

von Heimen). 

Von Altersarmut betroffe-
ne Einwohner*innen 

Anteil Haushalte von Allein-

erziehenden 
Anteil der Haushalte von Alleinerziehen-

den in % aller Haushalte mit Kindern. 
Alleinerziehende 

Anteil Haushalte mit mehr 

als zwei Kindern  

Anteil der Haushalte mit drei und mehr 
Kindern in % aller Haushalte mit Kindern 

unter 18 Jahren 
Große Familien 

* Einwohner*innen mit nichtdeutschem Geburtsland, ausländischer Staatsangehörigkeit oder mindestens ei-
nem Elternteil, der (seit 1960) zugewandert ist und/oder eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt. 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Einige der Personengruppen treffen auf glei-

che oder zumindest ähnliche Problemlagen, 

andere haben sehr gegensätzliche Unterstüt-

zungsbedarfe.  

Bei der Interpretation der Sozialindices ist 

darauf zu achten, dass die Indikatorenwerte 

bei einem hohen Anteil nicht zwingend eine 

negative Ausgangslage oder eine soziale Prob-

lematik beschreiben, sondern eine erhöhte 

Wahrscheinlichkeit für Unterstützungsbedarfe 

bzw. ein statistisch erhöhtes Armutsrisiko. 

Dies gilt besonders für den Anteil der Einwoh-

ner*innen mit Migrationshintergrund, den 

Anteil der Alleinerziehenden und den Anteil 

der großen Familien. 

Sprache gilt als Schlüssel zur gesellschaftlichen 

Teilhabe und Integration, aber auch zu Bildung 

und zur Teilhabe am Arbeitsmarkt und der 

Gesellschaft insgesamt. Ein überdurchschnitt-

lich hoher Anteil an Einwohner*innen mit 

Migrationshintergrund kann, neben einem 

potentiellen Armutsrisiko, entsprechend auch 

auf potentielle Sprachförderungsbedarfe und 

ggf. Integrationsbedarfe in einem Sozialquar-

tier hinweisen.  

Vier der sieben Kernindikatoren erfassen 

Transferleistungsbezieher*innen. Menschen 

mit geringen Haushaltseinkommen haben 

nicht dieselben Partizipationsmöglichkeiten 

am gesellschaftlichen Leben, an Kultur oder 

außerschulischer Bildung, da sie einen größe-

ren Teil ihres Einkommens für grundlegende 

Bedarfe ausgeben müssen.  

Obwohl für alle Transferleistungsempfän-

ger*innen angenommen werden kann, dass 

sie als Personen gelten, die an der Armuts-

grenze leben, handelt sich um sehr unter-

schiedliche Zielgruppen mit unterschiedlichen 

Bedarfen und Unterstützungsmöglichkeiten. 

So können SGB-II-Empfänger*innen Unter-
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stützungsbedarfe haben, die weit über die 

Integration in den Arbeitsmarkt hinausgehen. 

Dies gilt besonders für Eltern und Kinder (sie-

he auch Kapitel 5.1 & 5.2), da die soziale Her-

kunft in Deutschland noch einen großen Ein-

fluss auf Bildungskarrieren hat (vgl. OECD, 

2018). Wenn finanzielle Unterversorgungen 

im Kindesalter Einfluss auf den Bildungserfolg 

in der Schule nehmen, kann Armut über Gene-

rationen hinweg reproduziert werden. Für ihre 

Kinder ist eine bedarfsgerechte frühe Förde-

rung essentiell, um sie langfristig unabhängig 

von Transferleistungen zu machen. Auch ihre 

Gesundheitschancen sind nicht dieselben wie 

bei Kindern aus Haushalten mit höherem Ein-

kommen. Dabei können gesundheitliche Un-

gleichheiten im Kindesalter mit Spätfolgen im 

höheren Lebensalter einhergehen (siehe auch 

Kapitel 5.2). 

Zu den SGB-II-Empfänger*innen zählen über-

dies auch Langzeitarbeitslose, die häufig mit 

Vermittlungshemmnissen konfrontiert sind. 

Hierzu können neben einem geringen Qualifi-

zierungsgrad auch körperliche und psychische 

Beeinträchtigungen zählen. Nach längeren 

Phasen der Arbeitslosigkeit meistern nicht alle 

problemlos den Übergang in Regelstrukturen.  

Neben SGB-II-Empfänger*innen gehören auch 

Empfänger*innen von Grundsicherung nach 

dem SGB XII zu den Menschen, die an der 

Armutsgrenze leben. Mithilfe des Anteils der 

SGB-XII-Empfänger*innen über 65 Jahren wird 

die Altersarmut gemessen. 

Für ältere Menschen in Armutslagen spielen 

hingegen wohnortnahe und kostenlose Bewe-

gungs- und Gesundheitsangebote eine große 

Rolle sowie Beratungen zum eigenständigen 

Leben bis ins hohe Alter. 

Arbeitslose Jugendliche bilden ebenfalls eine 

Zielgruppe mit gesonderten Unterstützungs-

möglichkeiten. Hier sind der Familienstand, 

das Alter oder der Bildungsgrad von besonde-

rer Bedeutung. Zu ihnen zählen bspw. Schul-

abbrecher*innen und junge Eltern. Der Zu-

gang und die Ansprache von arbeitslosen Ju-

gendlichen können dabei neben dem Jobcen-

ter über Institutionen wie bspw. Jugendzen-

tren erfolgen. Zudem bieten die Schulen be-

sondere Möglichkeiten zur der Prävention. 

Die letzten zwei Indikatoren beschreiben, 

ebenso wie der Anteil an Einwohner*innen 

mit Migrationshintergrund, keine direkte ge-

sellschaftliche Benachteiligung.  

Familien mit mehr als zwei Kindern befinden 

sich nicht per se in einer problematischen 

Lebenslage, sie sind aber deutlich häufiger von 

Armut bedroht als Familien mit weniger Kin-

dern (vgl. Garbuszus, et al., 2018 S. 72).  

Bei Familienhaushalten ist es entscheidend für 

das Armutsrisiko, ob ein oder mehrere Ein-

kommen zur Verfügung stehen und ob die 

Haus- und Erziehungsarbeit von einer oder 

mehreren Personen getragen wird. Ebenso 

entscheiden die Möglichkeiten der Kinderbe-

treuung darüber, ob Eltern am Arbeitsmarkt 

teilhaben können. Mit einer zunehmenden 

Anzahl an Kindern steigt auch die Herausfor-

derung, eine passende Betreuungsmöglichkeit 

zu finden, die ggf. auch mit der Arbeitszeit 

vereinbar ist. 

Fehlt es an passenden Möglichkeiten zur Kin-

derbetreuung, sind Eltern immens einge-

schränkt bei der Teilhabe am Arbeitsmarkt 

und der Aufbringung des Lebensunterhaltes.  

Ähnlich ist es bei alleinerziehenden Eltern. 

Auch sie sind häufiger als andere Familienfor-

men von Armut bedroht, wenn dem Haushalt 

ein zweites Einkommen fehlt oder aufgrund 

fehlender Kinderbetreuungsmöglichkeiten gar 

keine Erwerbstätigkeit möglich ist. Doch auch 

Alleinerziehende und große Familien mit ei-

nem ausreichenden oder hohen Erwerbsein-

kommen können auf Unterstützungsangebote 

angewiesen sein und einen besonderen Bera-

tungs- und Betreuungsbedarf haben. Beson-

ders für Alleinerziehende ist Zeit eine knappe-
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re Ressource. Es fehlt an Freizeit und Erho-

lungsmöglichkeiten, zudem wird durch feh-

lende Betreuungsmöglichkeiten auch ihre 

gesellschaftliche Teilhabe eingeschränkt.  

INTERPRETATION DER INDIKATOREN 

Die gewählten Indikatorenwerte stehen für 

Personengruppen mit einem erhöhten Ar-

mutsrisiko. Dies bedeutet nicht, dass alle Per-

sonen, die zur jeweiligen Gruppe gehören, 

auch arm sind. Das Armutsrisiko kann für Be-

troffene eine Problemlage darstellen, die 

durch die kommunale Daseinsvorsorge und 

soziale Dienstleistungen verbessert wird.  

Dabei sind Personen mit einem erhöhten Ar-

mutsrisiko niemals als Problem für einen 

Stadtteil zu betrachten. 

7.2. DATENTECHNISCHE HINWEISE 

Die Aktualisierung des Sozialindex bezieht sich 

auf Daten aus den Jahren 2015, 2016, 2017 

und 201852. Als Datenquellen dienen die Ein-

wohnermeldestatistik und die Statistik über 

Grundsicherungsempfänger*innen der Stadt 

Oberhausen sowie die SGB-II- und Arbeits-

marktstatistiken der Bundesagentur für Arbeit 

(BA). 

Aufgrund neu ausgehandelter Verträge über 

die Lieferung statistischer Arbeitsmarktdaten 

von der BA an die Kommunen muss die Dar-

stellungs- und Berechnungsweise des Sozialin-

dex zum Teil angepasst werden. 

Zum einen wird die im ersten Sozialbericht 

verwendete kleinräumige Ebene der Mittel-

blöcke ersetzt durch eine neue Raumebene, 

ŘƛŜ ǎƻƎΦ α!ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘōŜȊƛǊƪŜάΦ {ƛŜ ǳƳŦŀǎǎŜƴ 

immer mind. 1.000 Einwohner*innen und 

                                                           
 

52 Die gemittelten Werte werden auch als Grundlage für 

die Berechnung der Indices herangezogen, um mit ro-
busten Werten zu arbeiten. Dieses Verfahren bietet sich 
immer dann an, wenn mit Zahlen gearbeitet wird, die 
jährlichen Schwankungen unterliegen. Auf diese Weise 
sind Entwicklungstrends besser zu erkennen.  

lassen sich ebenso wie die Mittelblöcke zu 

Sozialquartieren aggregieren. Die kleinräumi-

ge Sozialindexkarte von 2017 kann aufgrund 

dieser neuen Raumzuschnitte nicht mit der 

neuen Sozialindexkarte verglichen werden. 

½ǳƳ ŀƴŘŜǊŜƴ ƪŀƴƴ ŘŜǊ LƴŘƛƪŀǘƻǊ α!ƴǘŜƛƭ !r-

ōŜƛǘǎƭƻǎŜ ƛƳ !ƭǘŜǊ Ǿƻƴ мр ōƛǎ ǳƴǘŜǊ нр WŀƘǊŜƴά 

nur noch auf Sozialquartiersebene ausgege-

ben werden, da die Anzahlen in einzelnen 

Arbeitsmarktbezirken so gering sind, dass sie 

aus Datenschutzgründen zensiert werden. 

Allen Arbeitsmarktbezirken eines Sozialquar-

tiers wird demnach bei der Berechnung des 

Sozialindex der Anteil der arbeitslosen Jugend-

lichen des Sozialquartiers zugeschrieben.  

Die neue Raumebene bringt für die Sozialbe-

richterstattung überwiegend Vorteile. So 

konnte 2017 bspw. für einige Mittelblöcke 

kein Indexwert errechnet werden, da in diesen 

weniger als 100 Einwohner*innen leben. Zu 

geringe Bevölkerungszahlen führen zudem 

bereits bei leichten Veränderungen der abso-

luten Zahlen zu deutlichen Abweichungen der 

Indikatorenwerte. Auf Ebene der Arbeits-

marktbezirke konnte die Indexberechnung 

flächendeckend auch kleinräumig erfolgen. 

Ebenfalls positiv anzumerken ist, dass die Ar-

beitsmarktbezirke bevölkerungsreiche Gebiete 

wie die Innenstadt deutlich kleinräumiger 

einteilen. In der Realität sind es manchmal 

einzelne Straßenzüge, die eine andere Sozial-

struktur aufweisen als die Nachbargebiete. 

Zudem sind die Arbeitsmarktbezirke hinsicht-

lich der Bevölkerungszahlen gleichmäßiger 

geschnitten als die Sozialquartiere. Während 

die Spanne auf Ebene der Sozialquartiere zwi-

schen rund 15.500 in Buschhausen/Biefang 

und 3.200 im Marienviertel-West liegt, reicht 

sie bei den Arbeitsmarktbezirken nur von rund 

1.200 bis 2.600 Einwohner*innen. 
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7.3. BERECHNUNG 

Für die Berechnung des Statusindex werden 

zunächst die Indikatorenwerte der Sozialquar-

tiere der vergangenen zwei Jahre gemittelt 

und standardisiert. Anschließend werden alle 

sieben Indikatorenwerte summiert. Diese 

Summe ergibt den Statusindex. Mithilfe der 

Standardabweichung werden die Sozialquar-

tiere in eine von vier Statusgruppen eingeteilt: 

sehr niedrig, niedrig, mittel und hoch (vgl. 

Abbildung 11). Der Stadtdurchschnitt wird 

dabei als Nullpunkt genommen, sodass für die 

27 Sozialquartiere Indexwerte über oder unter 

null ausgegeben werden. Sozialquartiere mit 

überdurchschnittlich hohen Anteilen von Ar-

mutsrisikogruppen erhalten einen negativen 

Indexwert, Sozialquartiere mit besonders ge-

ringen Anteilen positive Indexwerte. 

Sozialquartiere mit einem niedrigen oder sehr 

niedrigen Indexwert lassen kumulierte Prob-

lemlagen und Unterstützungsbedarfe vermu-

ten, die eine besondere Bedarfsplanung erfor-

dern. 

Für den Dynamikindex wird der standardisier-

te Zweijahresschnitt ins Verhältnis zum vorhe-

rigen standardisierten Zweijahresschnitt ge-

setzt. Für die Aktualisierung bedeutet dies, die 

Werte der Jahre 2017 und 2018 werden zu-

sammengefasst und zu den Werten der Jahre 

2015 und 2016 ins Verhältnis gesetzt. 

Die Summe der standardisierten Differenzen 

ergibt den Dynamikindex. Bei diesem werden 

drei Gruppen gebildet, die die Entwicklungs-

tendenz beschreiben sollen: negativ, stabil 

und positiv (vgl. Abbildung 11). 

Der Dynamikindex zeigt an, ob die Anteile von 

Bevölkerungsgruppen mit erhöhtem Armutsri-

siko im Verhältnis zum Stadtdurchschnitt in 

den vergangenen zwei Jahren überdurch-

schnittlich gestiegen (negativer Dynamikindex) 

oder gesunken sind (positiver Dynamikindex). 

Im Fokus stehen hier Sozialquartiere mit ei-

nem negativen Indexwert.  

Kombiniert man beide Indices, ergibt sich der 

Sozialindex als übergreifendes Ergebnisbild. Er 

lenkt zunächst nur einen Fokus auf Quartiere 

in denen sich Risikolagen für Armut und sozia-

le Ausgrenzung kumulieren. Diese werden 

anschließend in Kapitel 8 einer detaillierteren 

Sozialstrukturanalyse unterzogen. 

Abbildung 11: Statusgruppen und Dynamikgruppen der Sozialindices 

Statusgruppe 

Hoch mehr als +0,75 Standardabweichungen 

Mittel  
von +0,75 Standardabweichung bis -0,75 Standardabwei-
chung 

Niedrig 
mehr als -0,75 Standardabweichungen bis -1,5 Standardab-
weichungen 

Sehr niedrig mehr als -1,5 Standardabweichungen 

Dynamikgruppe 

Positiv mehr als 0,75 Standardabweichungen 

Stabil von 0,75 Standardabweichung bis -0,75 Standardabweichung 

Negativ mehr als -0,75 Standardabweichungen 

Quelle: eigene Darstellung. 
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INDIKATOREN- UND INDEXWERTE 

Sozialquartiere mit hohen Indikatorenwerten 

erhalten einen niedrigen Indexwert und um-

gekehrt. Die Benennung der Statusgruppen als 

αƘƻŎƘάΣ αƳƛǘǘŜƭάΣ αƴƛŜŘǊƛƎά ƻŘŜǊ αǎŜƘǊ ƴƛŜŘǊƛƎά 

wie auch der Dynamikgruppen ŀƭǎ αǇƻǎƛǘƛǾάΣ 

αǎǘŀōƛƭά ƻŘŜǊ αƴŜƎŀǘƛǾά ǎǘŜƭƭŜƴ keine absolute 

Zuschreibung dar. Sie beschreiben lediglich 

den Status bzw. die Entwicklung des der Sozi-

alquartiere im Vergleich zur gesamtstädti-

schen Situation.  

STATUS-, DYNAMIK- UND SOZIALINDEX 

Der Statusindex und der Dynamikindex wer-

den auch als Sozialindices bezeichnet. Zu-

sammen ergeben sie den Sozialindex.  

SOZIALINDEX IST EIN VERHÄLTNISMAß 

Grundsätzlich ist bei diesem Verfahren zu 

beachten, dass die Indikatorenwerte der Sozi-

alquartiere im Verhältnis zum aktuellen städti-

schen Mittelwert berechnet werden. Das Ver-

fahren kategorisiert die Quartiere mithilfe von 

Standardabweichungen und vergleicht die 

höchsten mit den niedrigsten Werten. Dabei 

wird es, unabhängig davon, wie groß die Diffe-

renz zwischen den Anteilswerten ist, immer 

Sozialquartiere mit niedrigen und hohen Wer-

ten geben.  

7.4. INDIKATORENWERTE 

Abbildung 12 zeigt die Indikatorenwerte im 

Zweijahresschnitt. Dabei werden die Werte 

aus den Jahren 2015 und 2016 gemittelt und 

mit den gemittelten Werten aus den Jahren 

2017 und 2018 verglichen53.  

Für alle Indikatoren des Sozialindex zeigt sich 

stadtweit eine Zunahme der Anteilswerte, 

außer für den Anteil der arbeitslosen Jugendli-

                                                           
 

53
 Alle Indikatoren-bzw. Anteilswerte, wie auch die je-

weiligen Personenzahlen der Jahre 2015 bis 2018 finden 
sich aufgeschlüsselt nach Jahren und Sozialquartieren im 
Anhang (vgl. Abbildung 63 bis Abbildung 66). 

chen und den Anteil der Alleinerziehenden. 

Diese sind um einen bzw. 0,1 Prozentpunkte 

zurückgegangen. 

Die gemittelte Einwohner*innenzahl ist zwar 

insgesamt gestiegen, sie kann in einzelnen 

Altersgruppen oder Sozialquartieren jedoch 

zurückgegangen sein. Daher ist es für die Ab-

leitung potentieller Unterstützungsbedarfe 

wichtig, für jedes Sozialquartier und jeden 

Indikator zu prüfen, ob die erhöhten Indikato-

renwerte auch mit einer erhöhten Anzahl Be-

troffener einhergehen. 

Die Zielgruppen sozialer Unterstützungsleis-

tungen verteilen sich ungleichmäßig über das 

Stadtgebiet und bündeln sich in einzelnen 

Sozialquartieren, wie Abbildung 13 bis Abbil-

dung 25 deutlich machen. Sie zeigen die sie-

ben Kernindikatoren, deren Werte in den So-

zialindex einfließen, für die 27 Oberhausener 

Sozialquartiere und im Stadtdurchschnitt. 

Die gesamtstädtischen Werte dienen als Maß-

stab zur Einordnung der Sozialquartiere, die 

entweder geringere oder höhere Anteilswerte 

aufweisen. Dabei muss immer berücksichtigt 

werden, dass Oberhausen im Verhältnis zu 

NRW bereits erhöhte Werte für alle Indikato-

ren aufweist (siehe auch Kapitel 6).  

Für alle Kernindikatoren zeigt sich ein deutli-

cher Trend; bei nahezu allen Indikatoren erzie-

len die Innenstadt und Lirich-Süd die höchsten 

Werte, meist sogar mit Abstand zum nächsten 

Sozialquartier. Beide Sozialquartiere weisen 

mit rund 14.000 bzw. 8.000 Einwohner*innen 

eine recht große Bevölkerung auf und die ho-

hen Anteilswerte gehen stets mit hohen An-

zahlen betroffener Personen einher. 
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Abbildung 12: Gemittelte Indikatorenwerte im Jahresvergleich ς Gesamt Oberhausen  

Quelle: Bereich 4-5/Statistik. Einwohnermelderegister der Stadt Oberhausen, Bereich 3-2 Soziales und Bunde-
sagentur für Arbeit. (Stichtag 31.12.2015/2016/2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 

EINWOHNER* INNEN MIT MIGRATIONSHINTERGRUND 

Der für 2017 und 2018 gemittelte Anteil der 

Einwohner*innen mit Migrationshintergrund 

liegt in Oberhausen bei rund 30 Prozent (vgl. 

Abbildung 13). Dies entspricht rund 63.500 

Personen (vgl. Abbildung 65). Die Innenstadt 

weist einen Anteil von rund 54 Prozent auf. 

Dies entspricht über 7.500 Menschen. In Li-

rich-Süd ist die Migrant*innenquote mit 50 

Prozent ähnlich hoch. Jede(r) zweite Einwoh-

ner* in hier in diesen beiden Gebieten hat eine 

Zuwanderungsgeschichte. In Königshardt, dem 

Sozialquartier mit der geringsten Mig-

rant*innenquote, ist es hingegen nur rund 

jede(r) Zehnte.  

Der Blick auf die absoluten Zahlen zeigt, dass 

in Osterfeld-Mitte/Vonderort gemessen an 

der Anzahl mehr Einwohner*innen mit Migra-

tionshintergrund wohnen als in Lirich-Süd, 

obwohl der Anteil an den Einwohner*innen 

geringer ist (vgl. Abbildung 13 & Abbildung 

65). 

Stadtweit stieg der Anteil der Einwoh-

ner*innen mit Migrationshintergrund in den 

letzten vier Jahren um drei Prozentpunkte. In 

der Innenstadt, dem Sozialquartier mit dem 

ohnehin höchsten Anteil, sogar um sechs Pro-

zentpunkte. Anders als bei den anderen Indi-

katorenwerten, die in die Berechnung des 

Sozialindex einfließen, ist der Anteil der Ein-

wohner*innen mit Migrationshintergrund in 

keinem Sozialquartier gesunken.  

GEMEINSCHAFTSUNTERKÜNFTE 

Durch die besonders in 2015 stark angestiege-

ne Zahl an Asylsuchenden wurden in einigen 

Sozialquartieren zeitweise unterschiedlich 

große Gemeinschaftsunterkünfte eingerichtet. 

Daher muss in der Interpretation der Sozialin-

dices besonders darauf geachtet werden, ob 

eine kommunale Gemeinschaftsunterkunft im 

Sozialquartier zu verorten ist und wie hoch die 

Einwohner*innenzahl der Einrichtung im Ver-

hältnis zur Einwohnerzahl des Sozialquartiers 

war. 
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ZUZUG UND FLUCHT AUS DEM AUSLAND 

Die Stadt Oberhausen unterstützt die Bewoh-

ner*innen von Gemeinschaftsunterkünften 

dabei, nach Klärung des Aufenthaltsstatus, 

zeitnah in festem Wohnraum unterzukommen 

und eigenständiger zu leben. Aufgrund des 

Transferleistungsbezuges nach dem AsylbLG 

erfolgt der Umzug dabei in Wohnungen des 

unteren Preissegmentes, sodass sich der Zu-

zug aus dem Ausland in einigen Sozialquartie-

ren mit höheren Leerstandsquoten und gerin-

geren Durchschnittsmieten deutlicher zeigt als 

in anderen.  

Der vermehrte Zuzug von Geflüchteten aus 

dem Ausland kann sich neben dem Anteil der 

Einwohner*innen mit Migrationshintergrund 

auch auf die anderen Kernindikatoren auswir-

ken.  

EMPFÄNGER* INNEN VON LEISTUNGEN NACH DEM 

SGB-II (GESAMT UND UNTER 15 JAHREN) 

Die SGB-II-Quoten in den Oberhausener Sozi-

alquartieren gehen ebenfalls sehr deutlich 

auseinander, während der Anteil der SGB-II-

Empfänger*innen in Königshardt und in der 

Walsumer Mark mit drei bzw. vier Prozent so 

gering ist wie sonst in keinem Sozialquartier, 

ist er in der Innenstadt mit über 38 Prozent 

und in Lirich-Süd mit 34 Prozent rund zwölf-

mal so hoch (vgl. Abbildung 15).  

Die SGB-II-Quote ist in Lirich-Süd nur gering 

gestiegen, während sie in der Innenstadt um 

1,3 Prozentpunkte gewachsen ist (vgl. Abbil-

dung 16). Deutlichere Zunahmen um bis zu 

zwei Prozentpunkte finden sich im Marienvier-

tel-West und -Ost sowie in Schwarze Heide. 

Noch deutlicher werden die Unterschiede 

zwischen den Oberhausener Sozialquartieren 

bei der Kinderarmutsquote, also dem Anteil 

der SGB-II-Empfänger*innen unter 15 Jahren. 

Die Innenstadt erzielt hier eine Quote von 58 

Prozent, Lirich-Süd 54 Prozent (vgl. Abbildung 

17). Mehr als jedes zweite Kind in diesen bei-

den Sozialquartieren wächst in einem von 

Armut geprägten Haushalt auf.  

Während der Anteil in der Innenstadt zuletzt 

erneut angestiegen ist, ging er in Lirich-Süd 

um mehr als einen Prozentpunkt zurück (vgl. 

Abbildung 18). Die Kinderarmut hat in den 

letzten zehn Jahren stetig zugenommen. Zwi-

schen 2015 und 2018 kamen jährlich etwa 100 

Kinder dazu (vgl. Abbildung 65). 

Der Abstand zwischen dem Sozialquartier mit 

der höchsten Kinderarmutsquote (Innenstadt) 

und dem Sozialquartier mit der niedrigsten 

(Walsumer Mark) liegt bei 54 Prozentpunkten. 

In Zahlen bedeutet dies, dass in der Innen-

stadt rund 1.400 Kinder auf Transferleistungen 

nach dem SGB-II angewiesen sind und in der 

Walsumer Mark rund 50. 

In Lirich-Süd entspricht der Anteil von 54 Pro-

zent rund 770 Kindern, die von Armut betrof-

fen sind. Ähnlich viele sind es in Osterfeld-

Mitte/Vonderort, wo der Anteil mit 45 Prozent 

deutlich unter dem Anteil in Lirich-Süd liegt. 

Kinder, die in Armut aufwachsen, erleben dies 

meist nicht nur als kurze Phase, sondern über 

viele Jahre. Zudem besteht für Kinder, deren 

Eltern abhängig von Transferleistungen waren, 

ein erhöhtes Risiko, später selber abhängig 

von Transferleistungen zu sein.  

ARBEITSLOSE JUGENDLICHE 

Der Anteil der arbeitslosen Jugendlichen geht 

seit vier Jahren kontinuierlich zurück und liegt 

stadtweit bei vier Prozent, was rund 900 Ju-

gendlichen entspricht. 2015 waren es noch 

rund 1.200 (vgl. Abbildung 66). Bei dieser 

Entwicklung bietet es sich an, genauer zu un-

tersuchen, ob gezielte Maßnahmen zu dieser 

deutlichen Verringerung der Fallzahlen beige-

tragen haben und ob diese ggf. zu verstetigen 

sind. 

Die geringsten Anteile verzeichnen alle vier 

Sozialquartiere in Sterkrade-Nord sowie das 

angrenzende Alsfeld und Vondern/Osterfeld-
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Süd. Der höchste Anteil an arbeitslosen Ju-

gendlichen errechnet sich, wie auch bei den 

vorherigen Indikatoren, für die Innenstadt mit 

acht Prozent (vgl. Abbildung 19). Die Quote ist 

hier doppelt so hoch wie im Durchschnitt, was 

rund 120 Jugendlichen zwischen 15 und 25 

Jahren entspricht. Im Brücktorviertel liegt der 

Anteil bspw. mit rund acht Prozent so hoch 

wie in der Innenstadt, und auch das Marien-

viertel-Ost ist mit einem Anteil von rund sechs 

Prozent überdurchschnittlich von Jugendar-

beitslosigkeit geprägt.  

Wie auch im letzten Sozialbericht fällt zudem 

Styrum durch eine überdurchschnittlich hohe 

Jugendarbeitslosigkeit auf. Gleichzeitig ist der 

Anteil in keinem anderen Sozialquartier so 

deutlich zurückgegangen (vgl. Abbildung 20). 

In absoluten Zahlen reiht sich Osterfeld-

Mitte/Vonderort hinter der Innenstadt mit 

rund 60 betroffenen Jugendlichen ein, ebenso 

wie Alstaden (vgl. Abbildung 66). 

EMPFÄNGER* INNEN VON GRUNDSICHERUNG IM ALTER 

Der Anteil der Empfänger*innen von Grundsi-

cherung im Alter nach dem SGB XII ist in Lirich-

Süd am höchsten. Er ist mit rund zehn Prozent 

mehr als doppelt so hoch wie im Stadtdurch-

schnitt (vgl. Abbildung 21). In der Innenstadt 

ist der Anteil ähnlich hoch. In beiden Quartie-

ren ist er zudem in den letzten vier Jahren 

gestiegen (vgl. Abbildung 22).  

Sozialquartiere mit geringer Altersarmut fin-

den sich neben Königshardt und Walsumer 

Mark besonders im Nord-Osten der Stadt. Für 

Rothebusch errechnet sich sogar der geringste 

Anteil an Grundsicherungsempfänger*innen, 

und das angrenzende Klosterhardt und Ta-

ckenberg-West verzeichnen ähnlich geringe 

Anteile. 

In absoluten Zahlen betrachtet leben in der 

Innenstadt die meisten Grundsicherungsemp-

fänger*innen, rund 230, gefolgt von rund 140 

bis 150 in Osterfeld-Mitte/Vonderort und Li-

rich-Süd (vgl. Abbildung 66). Ebenfalls hohe 

Zahlen findet man in Alstaden und Styrum. 

Hier leben jeweils rund 100 Einwohner*innen 

im Alter von über 65 Jahren in Abhängigkeit 

von Grundsicherungsleistungen. Durch die 

hohen Anteile älterer Einwohner*innen sind 

beide Sozialquartiere hinsichtlich der Alters-

armutsquote jedoch unauffällig. 

ALTENWOHN- UND PFLEGEHEIME 

Altenwohn- und Pflegeheime werden bei der 

Berechnung der Quote der Bezieher*innen 

von Grundsicherung ausgenommen, sodass 

erhöhte Anteile von Altersarmut nicht durch 

Bündelungen in Einrichtungen zu erklären 

sind. Bei der Berechnung der Altersstruktur 

und des Anteils der über-65-jährigen Einwoh-

ner*innen fließen sie hingegen ein. 

ALLEINERZIEHENDE 

Auch Familienformen verteilen sich unter-

schiedlich über das Stadtgebiet. Nicht nur, 

dass einige Sozialquartiere stärker familienge-

prägt sind als andere, einige weisen auch be-

sonders hohe Anteile von Alleinerziehenden 

auf, während diese Familienform in einigen 

Sozialquartieren deutlich unterrepräsentiert 

ist.  

Der mit Abstand höchste Anteil von Alleiner-

ziehenden an den Familienhaushalten findet 

sich im Brücktorviertel (vgl. Abbildung 23). 

Hier wird in mehr als jeder dritten Familie die 

Erziehungsarbeit von einem einzelnen Eltern-

teil geleistet. Auch in den angrenzenden Sozi-

alquartieren Marienviertel-Ost und Bermens-

feld fallen die überdurchschnittlichen Anteile 

der Alleinerziehenden ins Auge, sodass sich 

die Frage stellt, ob Alleinerziehende in Ober-

hausen-Ost passende Infrastrukturen vorfin-

den und bewusst dort leben, oder ob für sie 

bei der Wahl des Wohnortes eine Benachteili-

gung besteht.  
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Ebenfalls hohe Anteile von Alleinerziehenden 

finden sich in der Innenstadt sowie in Lirich-

Nord und Süd. Die mit Abstand geringsten 

Anteile verzeichnen Königshardt und Walsum-

er Mark mit 12 bzw. 15 Prozent, gefolgt von 

Tackenberg-Ost mit 20 Prozent. 

Auffällig ist auch die Zunahme des Alleinerzie-

hendenanteils im Marienviertel-West um fast 

fünf Prozent (vgl. Abbildung 24). Aufgrund der 

im Vergleich zu anderen Sozialquartieren ge-

ringen Einwohner*innenzahl und der geringen 

Anzahl der Familienhaushalte fällt dieser An-

stieg in absoluten Zahlen jedoch gering aus. In 

vier Jahren sind zu rund 80 Haushalten von 

Alleinerziehenden weitere 20 hinzugekommen 

(vgl. Abbildung 66).  

Auch die absoluten Anzahlen der Alleinerzie-

hendenhaushalte in Bermensfeld, dem Brück-

torviertel und im Marienviertel-Ost scheinen 

im Verhältnis zu anderen Sozialquartieren 

zunächst unauffällig. Nimmt man die Anzahlen 

der drei relativ kleinen Sozialquartiere jedoch 

zusammen, summieren sie sich auf rund 450 

Haushalte von Alleinerziehenden. 

Der Blick auf die absoluten Zahlen verrät 

überdies, dass die meisten Alleinerziehenden 

(rund 500 Familienhaushalte) in der Innen-

stadt leben, gefolgt von Alstaden mit 338 und 

Osterfeld-Mitte/Vonderort mit 328 Familien-

haushalten.  

Entsprechend lohnt es sich, auch in diesen 

Quartieren die Infrastruktur für Alleinerzie-

hende zu überprüfen. 

FAMILIEN MIT MEHR ALS ZWEI KINDERN 

Neben Alleinerziehenden sind auch große 

Familien in höherem Maße von Armutsrisiken 

betroffen, und die Wahrscheinlichkeit, auf 

Transferleistungen angewiesen zu sein, steigt 

mit jedem Kind. 

Den höchsten Anteil großer Familien verzeich-

net die Innenstadt mit 24 Prozent, gefolgt von 

Lirich-Süd mit 22 Prozent (vgl. Abbildung 25). 

Der stadtweite Durchschnitt liegt mit 13 Pro-

zent rund zehn Prozentpunkte darunter. Be-

sonders gering sind die Anteile der großen 

Familien in den Sozialquartieren in Sterkrade-

Nord. In der Walsumer Mark ist dieser Anteil 

sogar noch zurückgegangen (vgl. Abbildung 

26).  

Stadtweit gibt es über 2.500 große Familien in 

Oberhausen, rund 360 davon leben in der 

Innenstadt und rund 200 in Lirich-Süd (vgl. 

Abbildung 66). Doch auch Osterfeld-

Mitte/Vonderort zeigt sich mit rund 200 eine 

der höchsten Anzahlen von Familien mit mehr 

als zwei Kindern. Der Anteil der großen Fami-

lien an den Familienhaushalten ist mit 18 je-

doch nur leicht überdurchschnittlich. Die hohe 

Anzahl resultiert entsprechend aus der erhöh-

ten Familienprägung Osterfelds. 
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Abbildung 13: Anteil - Einwohner* innen mit Mig-
rationshintergrund nach Sozialquartieren (gemit-
telte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen. (Stichtag 31.12. 
2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 

Abbildung 14: Veränderung - Einwohner*innen 
mit Migrationshintergrund nach Sozialquartieren 
(gemittelte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen. (Stichtag 31.12. 
2015/2016/2017/2018). Eigene Berechnung und 
Darstellung. 
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Abbildung 15: Anteil SGB-II-Empfänger* innen 
nach Sozialquartieren (gemittelte Werte 2017/18 
in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur 
für Arbeit. (Stichtag 31.12. 2017/2018). Eigene 
Berechnung und Darstellung. 

Abbildung 16: Veränderung - SGB-II-
Empfänger*innen nach Sozialquartieren (gemit-
telte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur 
für Arbeit. (Stichtag 31.12. 2015/2016/2017/2018). 
Eigene Berechnung und Darstellung. 
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Abbildung 17: Anteil SGB-II-Empfänger* innen 
(unter 15 Jahren) nach Sozialquartieren (gemittel-
te Werte 2017/18 in %) 

 
Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur 
für Arbeit. (Stichtag 31.12. 2017/2018). Eigene 
Berechnung und Darstellung. 

Abbildung 18: Veränderung - SGB-II-
Empfänger*innen (u15) nach Sozialquartieren 
(gemittelte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur 
für Arbeit. (Stichtag 31.12. 2017/2018). Eigene 
Berechnung und Darstellung 
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Abbildung 19: Anteil - Arbeitslose Jugendliche (15 
bis 25 Jahre) nach Sozialquartieren (gemittelte 
Werte 2017/18 in %) 

 
Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur 
für Arbeit. (Stichtag 31.12. 2017/2018). Eigene 
Berechnung und Darstellung. 

Abbildung 20: Veränderung - Arbeitslose Jugend-
liche (15 bis 25 Jahre) nach Sozialquartieren (ge-
mittelte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bundesagentur 
für Arbeit. (Stichtag 31.12. 2015/2016/2017/2018). 
Eigene Berechnung und Darstellung. 
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Abbildung 21: Anteil - Einwohner* innen mit 
Grundsicherung im Alter nach Sozialquartieren  
(gemittelte Werte 2017/18 in %) 

 
Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bereich 3-2 Sozia-
les. (Stichtag 31.12. 2017/2018). Eigene Berech-
nung und Darstellung. 

Abbildung 22: Veränderung - Einwohner*innen 
mit  Grundsicherung im Alter nach Sozialquartie-
ren (gemittelte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen und Bereich 3-2 Sozia-
les. (Stichtag 31.12. 2015/2016/2017/2018). Eigene 
Berechnung und Darstellung. 
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Abbildung 23: Anteil Alleinerziehende nach Sozi-
alquartieren (gemittelte Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen. (Stichtag 31.12. 
2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 

Abbildung 24: Veränderung - Alleinerziehende 
nach Sozialquartieren (gemittelte Werte 2017/18 
in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen. (Stichtag 31.12. 
2015/2016/2017/2018). Eigene Berechnung und 
Darstellung. 



Sozialindices 
 

71 

Abbildung 25: Anteil Familien mit mehr als zwei 
Kindern nach Sozialquartieren (gemittelte Werte 
2017/18 in %) 

 
Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen. (Stichtag 31.12. 
2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 

Abbildung 26: Veränderung - Familien mit mehr 
als zwei Kindern nach Sozial-quartieren (gemittel-
te Werte 2017/18 in %) 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermeldere-
gister der Stadt Oberhausen. (Stichtag 31.12. 
2015/2016/2017/2018). Eigene Berechnung und 
Darstellung. 
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ZUSAMMENHÄNGE DER INDIKATOREN 

Mithilfe der Berechnung von Korrelationskoef-

fizienten lässt sich der Zusammenhang der 

Indikatoren untereinander beschreiben. Zur 

Berechnung werden ebenfalls die gemittelten 

Werte der Jahre 2017 und 2018 genutzt. Der 

Korrelationskoeffizient kann einen Wert zwi-

schen 0 (kein Zusammenhang) und 1/ -1 (voll-

ständiger positiver/negativer Zusammenhang) 

annehmen. Für die gewählten Indikatoren 

ergeben sich ausschließlich positive Zusam-

menhänge zwischen 0,65 und 0,99. Je höher 

der Zusammenhang, desto häufiger treten 

beide Indikatoren zusammen in einem Sozial-

quartier auf. Abbildung 27 gibt die Koeffizien-

ten aus.  

Alle gewählten Kernindikatoren korrelieren 

hoch miteinander, einige davon deutlicher als 

andere. Doch selbst der verhältnismäßig ge-

ringste Zusammenhang zwischen dem Anteil 

der arbeitslosen Jugendlichen und dem Anteil 

der Einwohner*innen mit Migrationshinter-

grund bedeutet, dass ein erhöhter Anteil an 

Migrant*innen im Sozialquartier mit einem 

erhöhten Anteil an arbeitslosen Jugendlichen 

einhergeht und umgekehrt. Die Daten sagen 

dabei jedoch nichts darüber aus, ob die ar-

beitslosen Jugendlichen auch einen Migrati-

onshintergrund haben.  

Ein ebenfalls starker Zusammenhang besteht 

zwischen dem Anteil an Einwohner*innen mit 

Migrationshintergrund und dem Anteil an 

Haushalten mit mehr als zwei Kindern. Dies 

bedeutet, dass dort, wo viele Migrant*innen 

wohnen, auch viele große Familien zu finden 

sind, und nicht, dass Einwohner*innen mit 

Migrationshintergrund große Familien haben.  

Der stärkste Zusammenhang besteht zwischen 

dem Anteil der SGB-II-Empfänger*innen und 

dem Anteil der Sozialgeldempfänger*innen. 

Dieser Zusammenhang ist allerdings zu erwar-

ten, da Kinder dann Sozialgeld beziehen, wenn 

mindestens ein Familienmitglied im Haushalt 

arbeitsfähig ist und Leistungen nach dem SGB 

II bezieht. Bei diesen beiden Merkmalen kann 

zu einem großen Teil davon ausgegangen 

werden, dass sie auch häufig auf dieselbe Per-

son zutreffen.  

Ähnlich verhält es sich beim Anteil der arbeits-

losen Jugendlichen zwischen 15 und 25 Jahren 

und dem Anteil an Empfänger*innen von Leis-

tungen nach dem SGB II. Beide Merkmale 

können auch zusammen auftreten bzw. auf 

eine Person zutreffen. Viele der arbeitslosen 

Jugendlichen stehen noch am Anfang ihres 

Erwerbslebens und haben noch keinen An-

spruch auf Arbeitslosengeld I. Möglich ist es 

aber auch, dass sie diesen durch eine mehr als 

einjährige Arbeitslosigkeit wieder verloren 

haben.  

Anders ist dies beim Zusammenhang zwischen 

dem Anteil der arbeitslosen Jugendlichen und 

dem Anteil der Sozialgeldempfänger*innen 

oder auch dem Anteil der Empfänger*innen 

von Grundsicherung im Alter und dem Anteil 

der SGB-II- bzw. Sozialgeldbeziehenden. Diese 

Leistungen können nicht zusammen auftreten. 

Der deutliche Zusammenhang beider Merkma-

le ist so zu deuten, dass sich diese, in ihren 

Bedürfnissen stark unterschiedlichen Ziel-

gruppen, häufig in Sozialquartieren bündeln. 

Hier erfordert es eine differenzierte oder so-

gar innovative Angebotsstruktur, die alle 

Gruppen erreicht. 

Insgesamt zeigen die deutlichen Zusammen-

hänge der Indikatoren, dass alle sieben Bevöl-

kerungsgruppen mit erhöhtem Risiko für Ar-

mut und soziale Ausgrenzung überzufällig 

häufig gemeinsam in den Oberhausener Sozi-

alquartieren auftauchen bzw. die Wahrschein-

lichkeit hoch ist, weitere Zielgruppen im Sozi-

alquartier anzutreffen, wenn einer der Indika-

toren erhöht ist. 
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Abbildung 27: Korrelationskoeffizienten der Indikatoren 

 

MIGRANT*  

-INNEN 

SGB-II-

EMPFÄN-

GER* INNEN 

SGB-II-

EMPFÄN-

GER* INNEN 

U15 

ARBEITS-

LOSE JU-

GENDLICHE 

(15-25) 

GRUND-

SICHERUNG 

IM ALTER  

ALLEINER-

ZIEHENDE 

SGB-II-
EMPFÄNGER* INNEN 

0,89      

SGB-II-
EMPFÄNGER* INNEN U15 

0,88 0,99     

ARBEITSLOSE JUGENDLI-

CHE (15-25) 
0,62 0,80 0,78    

GRUNDSICHERUNG IM 

ALTER 
0,86 0,94 0,92 0,65   

ALLEINERZIEHENDE 0,69 0,88 0,90 0,77 0,78  

MEHR ALS ZWEI KINDER 0,94 0,92 0,90 0,64 0,92 0,71 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermelderegister der Stadt Oberhausen, Bereich 3-2 / Soziales und Bun-
desagentur für Arbeit. (Stichtag 31.12.2015/2016/2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 
Anmerkung: Die Korrelationen sind auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant. Sehr hohe Korrelationen 
(җ0,9) sind fett markiert.  

 

7.5. INDICES 

Für die Darstellung der Ergebnisse werden 

einerseits Balkendiagramme verwendet, die 

auch die errechneten Indexwerte der Sozial-

quartiere ausgeben, und andererseits Karten, 

die eine räumliche Verortung der potentiellen 

Fokusquartiere ermöglichen. Der Status und 

die Dynamik lassen sich einzeln, wie auch ge-

meinsam, als Sozialindex auf Sozialquartiers-

ebene abbilden. Für eine kleinräumigere Be-

trachtung wird zudem der Sozialindex auf 

Ebene der Arbeitsmarktbezirke als Karte dar-

gestellt. 

STATUSINDEX 

Der Statusindex errechnet, wie sehr die Antei-

le von Einwohner*innen mit erhöhtem Ar-

mutsrisiko in einem Sozialquartier vom städti-

schen Durchschnitt abweichen. Hohe Anteile 

der Armutsrisikogruppen werden durch einen 

niedrigen Statusindex ausgedrückt.  

Anhand der Statusindexwerte lassen sich die 

Sozialquartiere mithilfe der Standardabwei-

chungen in Statusgruppen einteilen (siehe 

Kapitel 7.3). Sozialquartiere mit einem gerin-

geren Statusindex als -9,9 werden der Gruppe 

mit sehr niedrigem Statusindex zugeordnet, 

alle mit Werten bis -4,9 der Gruppe mit nied-

rigem Statusindex. Der Gruppe mit hohem 

Statusindex werden alle Sozialquartiere mit 

einem Wert von +4,8 und höher zugeordnet. 

Werte zwischen -4,8 und +4,8 stehen für einen 

mittleren Statusindex (vgl. Abbildung 28). 

Die Werte des Statusindex sind auch in der 

aktuellen Berechnung der Sozialindices breit 

gestreut und erzielen Wert zwischen -15,3 in 

der Innenstadt und 11,6 in Königshardt (vgl. 

Abbildung 29). 
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Abbildung 28: Gruppengrenzen des Statusindex 

STATUSGRUPPE STATUSINDEX 

Sehr niedrig Weniger als -9,9 

Niedrig -9,9 bis -4,9 

Mittel  -4,8 bis 4,8 

Hoch Mehr als 4,8 

Quelle: Eigene Darstellung.  

Zwischen diesen beiden Sozialquartieren er-

reicht der Statusindex eine Spannweite von 

rund 27 Punkten. Wie das Balkendiagramm in 

Abbildung 29 zeigt, liegen elf Sozialquartiere 

unter dem gesamtstädtischen Durchschnitt 

und 16 darüber.  

Einen hohen Statusindex weisen insgesamt 

sechs Sozialquartiere auf: Königshardt, Wal-

sumer Mark, Schmachtendorf, Hol-

ten/Barmingholten, Klosterhardt und Tacken-

berg-West. Die vier Sozialquartiere mit den 

höchsten Sozialindexwertet liegen allesamt in 

Sterkrade-Nord. 

Die beiden Sozialquartiere mit sehr niedrigen 

Statusindexwerten und damit den höchsten 

Anteilen an Einwohner*innen mit erhöhtem 

Armutsrisiko sind die Innenstadt und Lirich-

Süd, gefolgt vom Brücktorviertel, dem Mari-

enviertel-Ost, Osterfeld-Mitte/Vonderort  und 

dem Marienviertel-West mit niedrigem Sta-

tusindex. Diese sechs Sozialquartiere gelten 

somit als Fokusquartiere und werden entspre-

chend im Kapitel 8 einer genaueren Analyse 

unterzogen. 

Zwischen Sozialquartieren zeigen sich teils 

sprunghafte Abstufungen der Indexwerte. So 

z.B. zwischen dem Marienviertel-West, als 

Sozialquartier mit niedrigem Indexwert, und 

Bermensfeld, dem Quartier mit den nächsthö-

heren Indexwert, welches bereits zur Gruppe 

der Sozialquartiere mit mittlerem Statusindex 

gehört. Zwischen ihnen liegen rund drei Punk-

te. 

Ebenfalls auffällig sind die Abstände der In-

dexwerte der beiden Sozialquartiere am obe-

ren Ende (Innenstadt und Lirich-Süd) und am 

unteren Ende (Königshardt und Walsumer 

Mark) zum Rest der Sozialquartiere. Hier ist 

davon auszugehen, dass die Anteile der Ar-

mutsrisikogruppen besonders weit vom städ-

tischen Durchschnitt abweichen. 

In der Darstellung des Statusindex als Karte 

zeigt sich einerseits ein deutliches Nord-Süd-

Gefälle des Statusindex und andererseits, dass 

die Fokusgebiete eine aneinandergrenzende 

Fläche in Alt-Oberhausen bilden. Bis auf Oster-

feld-Mitte/Vonderort liegen alle Sozialquartie-

re mit niedrigem oder sehr niedrigem Status-

index in Alt-Oberhausen. Auffällig ist hier 

auch, dass die Sozialquartiere am Stadtrand 

Alt-Oberhausens einen mittleren Statusindex 

aufweisen, während sich die Quartiere mit 

niedrigen und sehr niedrigen Indexwerten im 

Kern von Alt-Oberhausen verorten lassen. 

 



Sozialindices 
 

75 

Abbildung 29: Statussummen und -gruppen nach Sozialquartieren 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermelderegister der Stadt Oberhausen, Bereich 3-2 / Soziales und Bun-
desagentur für Arbeit. (Stichtag 31.12.2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 
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Karte 5: Statusgruppen nach Sozialquartieren 
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DYNAMIKINDEX 

Der Dynamikindex errechnet, in welchen Sozi-

alquartieren die Anteile der Einwohner*innen 

mit erhöhtem Armutsrisiko im Verhältnis zum 

Stadtdurchschnitt in den vergangenen zwei 

Jahren überdurchschnittlich gestiegen oder 

gesunken sind. Eine Zunahme der Anteile wird 

durch einen negativen Dynamikindex be-

schrieben.  

Sozialquartiere, deren Indexwert mehr als 

eine Standardabweichung (3,2 Punkte) vom 

Stadtdurchschnitt abweichen, werden als 

Quartiere mit positivem oder negativem Dy-

namikindex eingruppiert, alle anderen als 

stabil (vgl. Abbildung 30). 

Abbildung 30: Gruppengrenzen des Dynamikindex 

DYNAMIKGRUPPE DYNAMIKINDEX 

Negativ Weniger als -3,2 

Stabil -3,2 bis 3,2 

Positiv Mehr als 3,2 

Quelle: Eigene Darstellung.  

Der Dynamikindex ist, wie auch der Statusin-

dex, immer im Verhältnis zum Stadtdurch-

schnitt zu interpretieren. In Kapitel 7.4 wurde 

bereits aufgezeigt, dass fünf der sieben Indika-

torenwerte eine stadtweite Zunahme ver-

zeichnet haben. Ausgenommen sind der Anteil 

der arbeitslosen Jugendlichen und der Anteil 

der Alleinerziehenden.  

Ein negativer Dynamikindex ist so zu interpre-

tieren, dass die Anteile der Armutsrisikogrup-

pen im Sozialquartier noch deutlicher gestie-

gen sind als ohnehin im Stadtdurchschnitt. 

Für insgesamt drei Sozialquartiere (Innen-

stadt, Marienviertel-West und Schlad) wird 

ein negativer Dynamikindex ausgegeben.  

Ein positiver Dynamikindex errechnet sich in 

Bermensfeld, Eisenheim/Heide, Hol-

ten/Barmingholten, Schmachtendorf, Styrum, 

Tackenberg-Ost und Vondern/Osterfeld-Süd. 

Die kartographische Darstellung zeigt, dass 

alle drei Sozialquartiere mit negativem Dyna-

mikindex in Alt-Oberhausen liegen, und sich 

die Sozialquartiere mit positivem Dynamikin-

dex überwiegend in Stadtrandlagen befinden 

(Karte 6).  

Bei der Interpretation des Dynamikindex ist es 

wichtig, darauf zu achten, wie viele Einwoh-

ner*innen in einem Sozialquartier leben.  

Während im Marienviertel-West nur rund 

3.200 Einwohner* innen leben, sind es in Sch-

lad über 10.000 und in der Innenstadt über 

14.000. Folglich reichen im Marienviertel-

West bereits wenige zusätzliche Personen, die 

zu einer der Bevölkerungsgruppen mit erhöh-

tem Armutsrisiko hinzukommen, um die An-

teilswerte deutlich zu erhöhen.  

Auch in Schlad sind die überdurchschnittlich 

stark steigenden Anteile der Einwohner*innen 

mit erhöhtem Armutsrisiko nur auf wenige 

zusätzliche betroffenen Personen bzw. Haus-

halte zurückzuführen. Trotz einer hohen Ein-

wohner*innenzahl von rund 10.000 Personen 

finden sich hier die geringsten Anteile von 

Familienhaushalten im gesamten Stadtgebiet. 

Für die haushaltsbezogenen Indikatoren, wie 

den Anteil der Alleinerziehenden oder den 

Anteil der Familien, reichen also ebenfalls 

geringe Veränderungen der absoluten Zahlen, 

um die Indikatorenwerte und damit die In-

dexwerte zu verändern. Gleiches gilt für die 

SGB-II-Quote der unter-15-Jährigen, da in Sch-

lad ebenfalls der stadtweit geringste Anteil an 

Kindern unter 15 Jahren lebt. 

Auf welche sozialstrukturellen Veränderungen 

die negativen Dynamikindexwerte im Einzel-

nen zurückgehen, wird in der Fokusbetrach-

tung der Sozialquartiere in Kapitel 8 beschrie-

ben.
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Abbildung 31: Dynamiksummen und -gruppen nach Sozialquartieren 

Quelle: Bereich 4-5 / Statistik. Einwohnermelderegister der Stadt Oberhausen, Bereich 3-2 / Soziales und Bun-
desagentur für Arbeit. (Stichtag 31.12.2015/2016/2017/2018). Eigene Berechnung und Darstellung. 
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Karte 6: Dynamikgruppen nach Sozialquartieren
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SOZIALINDEX 

Im nächsten Schritt werden der Status- und 

der Dynamikindex als Kreuztabelle zusam-

mengeführt. Auf diese Weise können die 27 

Sozialquartiere in eine von zwölf Sozialin-

dexgruppen eingeordnet (vgl. Abbildung 32) 

und ebenfalls als Karte ausgegeben werden 

(vgl. Karte 7). Basis der Kategorien des Sozia-

lindex sind die Farben des Statusindex. Diese 

werden, je nach Dynamikindexklasse des So-

zialquartiers, heller (negative Dynamik) oder 

dunkler (positive Dynamik) gefärbt.  

Insgesamt werden sieben Sozialquartiere als 

Fokusquartiere ausgegeben: Die Innenstadt, 

Lirich-Süd, das Brücktorviertel, Marienviertel-

Ost, Marienviertel-West, Osterfeld und Schlad 

(vgl. Abbildung 32). 

Bei dieser Überschneidung sind besonders die 

Sozialquartiere von Interesse, die entweder: 

a) Einen mittleren oder hohen Statusin-

dex aber gleichzeitig einen negativen 

Dynamikindex aufweisen  

b) Einen niedrigen oder sehr niedrigen 

Statusindex und gleichzeitig einen po-

sitiven Dynamikindex aufweisen. 

Für diese Gebiete bietet es sich an, detaillier-

tere Untersuchungen vorzunehmen, um ggf. 

Auslöser dieser Entwicklungen auszumachen. 

Bei der aktuellen Berechnung des Sozialindex 

trifft Fall a) als einziges auf Schlad zu. Sozial-

quartiere wie in b) beschrieben gibt es keine. 

Alle Sozialquartiere mit niedrigem oder sehr 

niedrigem Statusindex weisen entweder einen 

stabilen oder negativen Dynamikindex auf. 

Abbildung 32: Zuordnung der Sozialquartiere zu Sozialindexgruppen 

 
  STATUSGRUPPE 

  
SEHR NIEDRIG NIEDRIG MITTEL HOCH 

DYNAMIK-
GRUPPE 

POSITIV - - 

Bermensfeld 
 

Eisen-
heim/Heide 

 
Tackenberg-Ost 

 
Styrum 

 
Vondern 

/Osterfeld-Süd 

Holten 
/Barmingholten 

 
Schmachten-

dorf 

STABIL Lirich-Süd 

Brücktor-
viertel 

 
Marien-

viertel-Ost 
 

Osterfeld-
Mitte  

/Vonderort 

Alsfeld 
 

Alstaden 
 

Borbeck 
/Neue Mitte 
/Grafenbusch 

 
Buschhausen 

/Biefang 
 

Dümpten 
 

Lirich-Nord 
 

Rothebusch 
 

Sterkrade-Mitte 
 

Schwarze Heide 

Klosterhardt 
 

Königshardt 
 

Tackenberg-
West 

 
Walsumer Mark 

NEGATIV Innenstadt Marien-
viertel-West Schlad - 

Quelle: Bereich 3-2 / Soziales. Eigene Darstellung. Anmerkung: Fokusquartiere sind fett markiert. 
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Abbildung 33: Streudiagramm des Status- und Dynamikindex der Sozialquartiere 

Quelle: Bereich 3-2 / Soziales. Eigene Berechnung und Darstellung. 

Auffällig ist, dass bis auf Schlad gerade die 

Sozialquartiere eine überproportionale Zu-

nahme der armutsgefährdeten Bevölkerungs-

gruppen, also einen negativen Dynamikindex 

verzeichnen, die ohnehin bereits erhöhte An-

teilswerte, bzw. einen niedrigen Statusindex 

aufweisen. Die Sozialquartiere mit positivem 

Dynamikindex weisen allesamt einen mittle-

ren oder hohen Statusindex auf. (vgl. Abbil-

dung 33). Zwischen dem Statusindex und dem 

Dynamikindex besteht eine leichte positive 

Korrelation (R²= 0,21): Je höher der Statusin-

dex, desto höher der Dynamikindex und um-

gekehrt. Dies deutet darauf hin, dass die sozia-

le Spaltung zwischen den Sozialquartieren 

zunimmt. 

Wie auch bereits 2017 zeigt sich bei kartogra-

phischer Darstellung des Sozialindex ein Nord-

Süd-Gefälle (vgl. Karte 7).  

Während die Sozialquartiere des Sterkrader 

Nordens einen hohen Sozialindex, teilweise 

mit positiver oder mindestens stabiler Ent-

wicklung, aufweisen, errechnen sich für das 

Zentrum Osterfelds sowie rund um das Zent-

rum von Alt-Oberhausen niedrige bis sehr 

niedrige Indexwerte, teils mit negativer Dy-

namik.  

Die drei Sozialquartiere mit einem negativen 

Dynamikindex, also überdurchschnittlich stark 

angestiegenen Anteilen von Einwohner*innen 

mit erhöhtem Risiko für Armut und soziale 

Ausgrenzung, liegen allesamt in Alt-

Oberhausen. Mit Styrum und Bermensfeld 

weist Alt-Oberhausen am Stadtrand aber 

ebenso Gebiete mit positivem Dynamikindex 

auf. Beide Sozialquartiere erzielen einen mitt-

leren Statusindex mit entsprechend durch-

schnittlichen Anteilen von Einwohner*innen 

mit erhöhtem Armutsrisiko. 

In Osterfeld finden sich in neben Osterfeld-

Mitte/Vonderort mit einem niedrigen Status-

index insgesamt vier Sozialquartiere mit mitt-

lerem Statusindex. Eisenheim/Heide, Tacken-

berg-Ost und Vondern/Osterfeld-Süd weisen 
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dabei einen positiven Dynamikindex auf, Rot-

hebusch einen stabilen. Klosterhardt ist das 

einzige Sozialquartier in Osterfeld mit einem 

hohen Statusindex. Der Dynamikindex in Klos-

terhardt ist stabil. Im Bezirk Osterfeld errech-

net sich für keines der Sozialquartiere eine 

negative Dynamik. Das Armutsrisiko ist hier im 

Verhältnis zu anderen Sozialquartieren also 

nirgendwo gestiegen. 

In Sterkrade errechnet sich für alle vier Sozial-

quartiere im Norden ein positiver Statusindex, 

in Holten/Barmingholten und Schmachtendorf 

wird dieser zudem begleitet von einer positi-

ven Dynamik, also sinkenden Armutsrisiko-

quoten. Alle anderen Quartiere in Sterkrade 

sind stabil, in keinem Sozialquartier zeigt sich 

eine überdurchschnittliche Zunahme von Ar-

mutsrisiken. 

KLEINRÄUMIGER SOZIALINDEX 

Die Sozialquartiere stellen lediglich statistische 

Grenzen da und keine räumlichen Abgrenzun-

gen der Einwohner*innen. Um sich der tat-

sächlichen Verteilungen der Zielgruppen zu 

nähern, kann es hilfreich sein, kleinräumigere 

Ebenen mit weniger Einwohner*innen pro 

Gebiet zu betrachten. Die Berechnung des 

Sozialindex erfolgt daher auch für die nächst-

kleinere Gebietseinteilung. Anders als in 2017 

werden im aktuellen Bericht die sog. Arbeits-

marktbezirke als kleinräumige Gebietsebene 

genutzt (siehe auch Kapitel 7.2.). Die insge-

samt 139 Arbeitsmarktbezirke tragen lediglich 

Nummern und keine Namen wie die Sozial-

quartiere. Der kleinräumige Sozialindex wird 

daher ausschließlich als Karte dargestellt. 

Mithilfe der kleinräumigen Berechnung wird 

sichtbar, ob sich die erhöhten Anteile der Ar-

mutsrisikogruppen über das gesamte Sozial-

quartier erstrecken oder sich auf einzelne 

Arbeitsmarktbezirke beschränken. Für Oster-

feld-Mitte/Vonderort wird bspw. insgesamt 

ein niedriger Statusindex mit stabiler Dynamik 

berechnet. Kleinräumig zeigen sich jedoch für 

den Bereich der Osterfelder Innenstadt auch 

Gebiete mit sehr niedrigem Indexwert und 

teils positiver, teils negativer Dynamik (vgl. 

Karte 8).  

Neben Osterfeld-Mitte/Vonderort zeigt sich 

auch Lirich-Süd sehr durchmischt hinsichtlich 

des Sozialindex. Für Lirich-Süd errechnet sich 

insgesamt ein sehr niedriger Statusindex, wel-

cher sich bei kleinräumiger Berechnung jedoch 

lediglich auf das Gebiet um den Wohnpark 

Bebelstraße eingrenzen lässt. Für diesen Be-

zirk zeigt sich zudem, anders als im Sozialquar-

tier, ein positiver Dynamikindex, also abneh-

mende Anteile der Bevölkerung mit erhöhtem 

Risiko für Armut und soziale Ausgrenzung. 

Überdies werden Gebiete mit erhöhtem Ar-

mutsrisiko sichtbar, die an Fokusquartiere 

angrenzen, aber zu insgesamt unauffälligen 

Sozialquartieren gehören. Dies ist bspw. in 

Bermensfeld, Styrum und Alstaden zu be-

obachten. Würde man Aktionsräume für 

Maßnahmen bestimmen, wären diese wahl-

weise kleiner oder größer als das Sozialquar-

tier zu konzipieren.  

Bei der kleinräumigen Darstellung des Sozia-

lindex zeigen sich auch αLƴǎŜƭƭŀƎŜƴά Ǿƻƴ De-

bieten mit überdurchschnittlich hohen Antei-

len von Einwohner*innen mit erhöhtem Ar-

mutsrisiko. So z.B. in Sterkrade-Mitte und 

Tackenberg-Ost. Auf Sozialquartiersebene sind 

diese unsichtbar geblieben, da sich für beide 

Sozialquartiere insgesamt durchschnittliche 

Anteile errechnen.  

Mit Ausnahme des Arbeitsmarktbezirkes mit 

niedrigem Statusindex in Tackenberg-Ost, 

finden sich alle Gebiete mit niedrigem und 

sehr niedrigem Statusindex in den Kernen der 

drei Stadtbezirke. In Alt-Oberhausen bilden sie 

dabei ein großes zusammenhängendes Gebiet, 

welches sich über alle Sozialräume von Lirich, 

über die Innenstadt und das Marienviertel bis 

zum Brücktorviertel erstreckt. 
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Karte 7: Sozialindex nach Sozialquartieren 
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Karte 8: Sozialindex nach Arbeitsmarktbezirken 

 

  








































































































































